^Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3312 


Sachgebiet 754 


Der Bundesminister 

für Wirtschaft und Finanzen Bonn, den 5. April 1972 

W/III B 4 — 70 63 90 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Altölgesetz 

hier: Bericht über die Tätigkeit des Rückstellungs- 
fonds r insbesondere über die Möglichkeiten 
einer Ermäßigung der laufenden Zuschüsse 
und der Ausgleichsabgabe 

Bezug: § 2 Abs. 4 des Gesetzes über Maßnahmen zur Sicherung 
der Altölbeseitigung (Altölgesetz) vom 23. Dezember 
1968 


Namens der Bundesregierung übermittle ich den Bericht über 
die Tätigkeit des Rückstellungsfonds nach dem Altölgesetz, ins- 
besondere über die Möglichkeiten einer Ermäßigung der lau- 
fenden Zuschüsse und der Ausgleichsabgabe. 

Der Bericht kommt zu folgenden wesentlichen Ergebnissen: 

1. Das Altölgesetz hat sich hervorragend bewährt; die Menge 
der umweltschädlich beseitigten Altöle ist seit Inkrafttreten 
des Gesetzes ständig gestiegen. 

2. Der in der Anlaufzeit des Gesetzes entstandene Überhang 
der Einnahmen des Fonds gegenüber den Ausgaben hat sich 
nicht weiter verstärkt. Vielmehr ist für das Jahr 1971 bereits 
ein Abbau dieser Fondsreserve erkennbar. Die Gründe sind: 

a) stagnierende Einnahmen, 

b) steigende Ausgaben infolge starker Zunahme der be- 
seitigten Altölmengen. 
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3. Eine Ermäßigung der laufenden Kostenzuschüsse ist nicht 
möglich. Vielmehr mußte, soweit Altöle verbrannt werden, 
der Zuschußsatz erhöht werden. Sonst hätte eine den Luft- 
reinhaltebestimmungen entsprechende Vernichtung der Alt- 
öle nicht gewährleistet werden können. 

4. Aus diesen Gründen ist es nicht möglich, eine Ermäßigung 
der Ausgleichsabgabe (7,50 DM je 100 kg Schmieröl) vor- 
zuschlagen. 


In Vertretung 

Dr. Emde 
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Bericht der Bundesregierung 

über die Tätigkeit des Rückstellungsfonds nach dem Altölgesetz, insbeson- 
dere über die Möglichkeiten einer Ermäßigung der laufenden Zuschüsse 

und Ausgleichsabgaben 


A. Auftrag des Gesetzes 

§ 2 Abs. 4 des Gesezes über Maßnahmen zur Siche- 
rung der Altölbeseitigung (Altölgesetz) vom 23. De- 
zember 1968 (Anlage 1) enthält folgenden Auftrag: 

„Die Bundesregierung berichtet dem Bundestag 
bis zum 31. März jedes dritten Jahres, erstmalig 
bis zum 31. März 1972, über die Tätigkeit des 
Rückstellungsfonds, insbesondere über die Mög- 
lichkeiten einer Ermäßigung der laufenden Zu- 
schüsse (Absatz 1) und der Ausgleichsabgabe 
(§ 4 Abs. 2)." 


B. Tätigkeit des Rückstellungsfonds 

Die Rechtsgrundlage für die Tätigkeit des Rück- 
stellungsfonds bilden neben dem Gesetz 

— die Erste Verordnung und die Zweite Verord- 
nung zur Durchführung des Altölgesetzes vom 
21. Januar 1969 und vom 2. Dezember 1971 
(Anlagen 2 und 3), 

— die Richtlinien über die Gewährung von Zu- 
schüssen nach dem Altölgesetz vom 21. Januar 
1969 (Anlage 4), 

— die erste Änderung, die zweite Änderung und 
die dritte Änderung der Richtlinien vom 10. Fe- 
bruar 1969, vom 5. August 1970 und vom 14. Ok- 
tober 1971 (Anlagen 5, 6 und 7) sowie 

— der Erlaß über die Erhebung der Ausgleichs- 
abgabe vom 30. Dezember 1968 und der Erlaß 
über die Mitwirkung der Zollstellen bei der 
Durchführung des Altölgesetzes vom 13. Januar 
1969 (Anlagen 8 und 9). 

Ferner hat das Bundesamt für gewerbliche Wirt- 
schaft (BAW), dem die Verwaltung des Rück- 
stellungsfonds obliegt, folgende Bekanntmachungen 
erlassen: 

— Bekanntmachung über Anträge auf Gewährung 
von Zuschüssen nach dem Altölgesetz vom 
24. Februar 1969 (Anlage 10), 

— Bekanntmachung über die Festsetzung der 
Pflichtgebiete und die hinterlegten Preislisten 
nach dem Altölgesetz vom 25. November 1969 
und vom 7. Juni 1971 (Anlagen 11 und 12). 

Die vertraglichen Beziehungen zwischen dem Bun- 
desamt und den einzelnen Zuschußempfängem ge- 
stalten sich nach einem Mustervertrag (Anlage 13). 


I. Mengenentwicklung im Altölbereich 

Im Zusammenhang mit der Prüfung der Gesamt- 
situation im Altölbereich hat die Bundesregierung 
dem Bundestag schon früher folgende Berichte über 
die mengenmäßige Entwicklung vorgelegt: 

— „Untersuchung über Art, Menge und Verbleib 
mineralölhaltiger Abfälle in der Bundesrepublik 
Deutschland" 

(Drucksache VI/3724 vom 30. Juni 1965) 

— „Untersuchung über Ursache, Umfang, Herkunft 
und Verbleib mineralölhaltiger Abfälle in der 
Bundesrepublik Deutschland" 

(Drucksache VI/2830 vom 5. April 1968). 

Derartige Untersuchungen haben sich bewährt. Da- 
her hat die Bundesregierung auch in vorliegendem 
Falle eine 

„Untersuchung über Ursache, Umfang, Herkunft 
und Verbleib mineralölhaltiger Abfälle in der 
Bundesrepublik Deutschland" (Anlage 14) 

durchführen lassen. Sie bezieht sich auf das Jahr 
1969, das erste Jahr des Wirksamwerdens des 
Altölgesetzes. Sie erstreckt sich unter Berücksich- 
tigung bereits bekannter Tatsachen und in Ver- 
feinerung der Untersuchungsmethoden auch auf 
Altölanfall — Bereiche, die in die früheren Berichte 
noch nicht einbezogen werden konnten. Hierzu 
zählen vor allem Altöle mit hohem Anteil an Fremd- 
stoffen, etwa Öl/Wasser-Gemische und -Emulsionen 
aus der gewerblichen Wirtschaft sowie Ölschlämme 
aus Lagertanks und Ölabscheidern. Aus diesen 
Gründen ist ein unmittelbarer Vergleich der an- 
liegenden Untersuchung mit den früheren Arbeiten 
kaum möglich. Ein Vergleich hätte auch wenig 
Aussagekraft, weil in der Zeit vor 1969 andere 
Systeme der finanziellen Unterstützung der Altöl- 
beseitigung bestanden, die unterschiedliche Ein- 
flüsse auf die Mengenergebnisse der Altölbeseiti- 
gung ausübten. 

Unter Berücksichtigung der für 1969 festgestellten 
Ergebnisse und der Fortschreibung dieser Ergeb- 
nisse auf die Jahre 1970 und 1971 sind folgende 
Feststellungen und Schlußfolgerungen möglich: 

1 . Schmierstoffverbrauch und Altölanfall 

Der Schmierstoffverbrauch und der Altölanfall 
haben sich in den Jahren 1969 bis 1971 wie folgt 
entwickelt (in 1000 t): 
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Tabelle 1 


Jahr 

Schmier- 

stoffver- 

brauch 

(Inlands- 

absatz) 

Altölanfall 2 

) 

Mineral- 

ölanteil 

ohne 

Fremd- 

stoffe 

Fremd- 

stoff- 

anteil 

Gesamt- 

anfall 

l 

2 

3 

4 

5 

1969 

976 

560 

1 640 

2 200 

1970 

1 087 

620 

1 810 

2 430 

1971 

.H 

00 

o 

t-H 

650 

1 910 

2 560 


*) vorläufig 

2 ) für 1970 und 1971 Fortschreibung auf Basis 1969 


mengen. Aufschlußreich ist besonders die Gegen- 
überstellung des Altölanfalls mit der Altölmenge, 
deren Verbleib unbekannt (Spalte 5) (in 100 t): 


Tabelle 3 




Altölbeseitigung 


Jahr 

Altöl- 

anfall 

mit Hilfe 
des Rück- 
stellungs- 
fonds 

in der 
Wirt- 
schaft 

Verbleit 

unbe- 

kannt 


1 I 2 | 3 | 4 | 5 


1969 

560 

178 (191 !)) 

270 

92 i) 

1970 

620 2 ) 

233 

300 2 ) 

87 

1971 

650 2 ) 

283 

310 2 ) 

57 


Der auf das Jahr 1971 bezogene Gesamtanfall von 
Altölen in Höhe von rd. 2,5 Millionen t besteht 
zu einem sehr wesentlichen Teil, nämlich rd. 1,9 Mil- 
lionen t, aus Wasser, Sand und Schlamm, Dies ist 
für eine Vielfalt von Industrie-Altölen und von 
Rückständen von Tanks und öl- Abscheidern typisch. 


2. Anfall und Beseitigung von Altöl 
(ohne Fremdstoffe) 

Die Altölbeseitigung mit Hilfe des Rückstellungs- 
fonds hat sich wie folgt entwickelt (in 1000 t): 

Tabelle 2 


h Diese aus dem beigefügten Gutachten (Anlage 14) ab- 
geleitete Zahl zieht versehentlich den Fremdstoff- 
anteil ein. 

Die Übersicht zeigt die starke Zunahme der schad- 
los beseitigten Altölmengen und unterstreicht da- 
mit die Bedeutung des Rückstellungsfonds. Die Zu- 
nahme der mit Hilfe des Rückstellungsfonds be- 
seitigten Altölmengen läßt darauf schließen, daß 
die Unternehmen der Altölbeseitigung ständig 
expandieren. Dies ist, einschließlich der Bereiche 
Altöl-Sammlung und -Transport, auch erforder- 
lich, damit die technischen Gegebenheiten sich der 
unter Abschnitt 1 gestellten Forderung nach wirk- 
samer Kontrolle des Altölverbleibs anpassen. 

Die folgende Tabelle zeigt die mit Hilfe des Rück- 
stellungsfonds sowie die in der Wirtschaft durch 
Verheizen, Verbrennen, Ablagern oder Wieder- 
verwendung für Schmierzwecke beseitigten Altöl- 


J ) Vgl. Anmerkung zu Tabelle 2; die dem Gutachten 
(Anlage 14) entnommene „Dunkelziffer" in Spalte 5 
bleibt unberührt. 

2 ) für 1970 und 1971 Fortschreibung auf Basis 1969 

Da die Altölbeseitigung stärker zunimmt als der 
Altölanfall, ergibt sich für das Jahr 1971 im Ver- 
gleich mit dem Jahr 1969 ein bemerkenswerter Rück- 
gang derjenigen Altölmengen, die auf unbekannte 
Weise beseitigt wurden. Gleichwohl bleibt ein pro- 
blematischer Punkt erkennbar: Die z. B. für 1971 als 
„Dunkelziffer" ausgewiesenen 57 000 t repräsen- 
tieren, wenn man den hier typischen sehr hohen 
Anteil an Wasser, Schlamm und sonstigen Fremd- 
stoffen berücksichtigt, eine Gesamtmenge von 
400 000 bis 600 000 t Altöl/Fremdstoff-Gemische. Es 
wird wesentlicher Anstrengungen bedürfen, insbe- 
sondere durch eingehende — den Länderbehörden 
obliegende - — Kontrollen der ab 1. Januar 1972 zu 
führenden Altöl-Nachweisbücher (Anlage 3), die 
Wirksamkeit des Altölgesetzes zu verbessern. 

Setzt man in der vorhergehenden Tabelle die Werte 
von 1969 = 100, so ergibt sich: 

Tabelle 4 




Altölbeseitigung 


Jahr 

Altöl- 

anfall 

mit Hilfe 
des 
Fonds 

innerhalb 

der 

Wirt- 

schaft 

Verbleib 

unbe- 

kannt 

i 

2 

3 

4 

5 

1969 

100 

100 

100 

100 

1970 

111 

131 

111 

95 

1971 

116 

159 

115 

62 


Diese Überschrift faßt die wesentlichen Ergebnisse 
aus den Tabellen 1 und 3 in Indexformen zusam- 
men. Die Zahlenreihen zeigen besonders deutlich, 
daß 

— die Altölbeseitigung stärker zunimmt als der 
Altölanfall steigt, 

— dementsprechend weniger Altöl als bisher auf 
unbekannte Weise beseitigt wird. 


Jahr 

aufge- 

arbeitet 

ver- 

brannt 

zu- 

sammen 

Ände- 

rung 

l 

2 

3 

4 

5 

1969 

172 (191 *)) 

6 

178 

— 

1970 

203 

30 

233 

+ 31 v.H. 

1971 

220 

63 

283 

+21 v.H. 
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Hier ist anzumerken, daß die Tabellen 1 und 3 für 
die Jahre 1970 und 1971 zum Teil rechnerische Er- 
gebnisse wiedergeben. Die Angaben über Altöl- 
anfall und „Dunkelziffer" (Spalte 5 in Tabellen 3 
und 4) berücksichtigen nur unvollkommen die zeit- 
liche Phasenverschiebung zwischen Schmierölabsatz, 
Schmierölverbrauch, Altölanfall und Altölbeseiti- 
gung. Allein zwischen dem Zeitpunkt des Inlands- 
absatzes von Schmieröl ab Raffinerie bis zum 
Zeitpunkt etwa des Ölwechsels in Kraftfahrzeugen 
ist eine Zeitspanne von sechs Monaten durchaus 
möglich; diese Phasenverschiebung ist in die Fort- 
schreibungen aufgenommen worden. 

Die erkennbare Grundtendenz, daß nämlich die mit 
Hilfe des Rückstellungsfonds erzielten Steigerungs- 
raten der Altölbeseitigung weitaus stärker sind als 
die Zuwachsraten des Schmierstoffverbrauchs auch 
bei ausgezeichneter Konjunkturlage, wird dadurch 
nicht geschwächt. 

3. Künftige Mengenentwicklung 

Die künftige Mengenentwicklung im Altölbereich 
wird nicht zuletzt auch davon abhängen, 

— welcher Grad an Wettbewerb zwischen den Be- 
seitigungsunternehmen innerhalb und außerhalb 
der ihnen zugewiesenen Pflichtgebiete herrscht, 

— wie sich die Standortwahl der Beseitigungsunter- 
nehmen an die gegebenen Verhältnisse anzupas- 
sen in der Lage ist, 

— wie die seit 1. Januar 1972 bestehende Pflicht 
zur Führung von Nachweisbüchern sich auf das 
Aufkommen von Altöl mit hohem Fremdstoff- 
anteil auswirkt. 

Anlage 15 enthält eine Übersicht über die derzei- 
tigen Standorte der Beseitigungsanlagen. 

In die Anlagen 16 und 17 sind die den Beseitigungs- 
unternehmen zugewiesenen Pflichtgebiete eingetra- 
gen. Deutlich erkennbar ist die Überschneidung vie- 
ler Pflichtgebiete. Sie verstärkt den Wettbewerb 
unter den Beseitigungsunternehmen, zwingt zu 


ständiger Kostenanpassung und entspricht damit der 
Forderung des Altölgesetzes, den Mittelbedarf des 
Rückstellungsfonds „so niedrig wie möglich" zu 
halten. 


II. Entwicklung der Einnahmen und Ausgaben 


Die Einnahmen, die Ausgaben und das Vermögen 
des Rückstellungsfonds haben sich in den Jahren 
1969 bis 1971 wie folgt entwickelt: 


Jahr 

1969 | 1970 | 1971 

(Angaben in Millionen DM) 

1. Stand des Rückstel- 
lungsfonds am 1. Ja- 
nuar 

2. Einnahmen 

— 19,5 26,3 

39,2 42,0 41,7 

3. Verfügbare Summe 

4. Ausgaben 

39,2 61,5 68,0 

19,7 35,2 43,7 

5. Stand des Rückstel- 
lungsfonds zum 31. De- 
zember 

19,5 26,3 24,4 


Die Übersicht zeigt, daß die Einnahmen des Rück- 
stellungsfonds im Durchschnitt der drei Jahre nur 
wenig zugenommen haben, während die Ausgaben 
stark gestiegen sind und im Jahre 1971 sogar die 
Einnahmen übertrafen. Der Anstieg der Ausgaben 
war bei den Zuschüssen für Verbrennungsunterneh- 
men am stärksten. Der Stand des Rückstellungsfonds 
zum Jahresende in Höhe von etwa der Hälfte der 
Jahreseinnahmen ermöglichte eine reibungslose Ab- 
wicklung der Fondsaufgaben und gestattet es, die 
Zuschußsätze unabhängig von einem jährlichen Aus- 
gleich zwischen den Einnahmen und Ausgaben fest- 
zulegen. 
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C. Möglichkeiten einer Ermäßigung 
der laufenden Zuschüsse 

I. Arten der Altölbeseitigung und Höhe 
der Zuschüsse 

Gemäß § 2 Abs. 1 und 2 des Altölgesetzes wurden 

— die Altölbeseitigungsarten durch Rechtsverord- 
nung bestimmt (vgl. § 1 Abs. 1 der DVO, An- 
lage 2) und 

— die Höhe der Zuschüsse durch Richtlinien festge- 
legt (vgl. Abschnitt IV A der Richtlinien, An- 
lage 4, und die dritte Änderung der Richtlinien, 
Anlage 7). 


Danach ergibt sich: 


Altöl-Beseitigungsart 

Höhe des 
Zuschusses 
für 100 kg 
Altöl 

Anzahl der 
im Juni 1971 
tätigen Unter- 
nehmen 0 

1. Aufarbeitung von 
Altöl zu 



a) Schmieröl 

12,— DM 

16 

b) anderen Zweit- 
raffinaten 

höchstens 
12,— DM 

9 


zus. 16 2 ) 

2. . Verbrennung 
von Altöl 



a) ohne wirtschaft- 
liche Nutzung 

10,— DM 

15 

b) mit wirtschaft- 
licher Nutzung 

höchstens 
10,— DM 

3 

zusätzlich für Ab- 
gasreinigung 

höchstens 
2,60 DM 




zus. 17 2 ) 
zus. 28 2 ) 


*) vgl. Bekanntmachung vom 7. Juni 1971, Anlage 12 
2 ) teilweise Doppelzählung, da einige Unternehmen mehr- 
fach tätig sind 


Die Höhe der Zuschußbeträge wurde auf der Grund- 
lage von Kostenuntersuchungen festgelegt. 

Im Jahre 1971 wurden weitere ausführliche Unter- 
suchungen über die Kosten- und Erlössituation in 
den Jahren 1969 und 1970 bei einer Reihe von Zu- 
schußempfängern durchgeführt. Darüber wird an- 
schließend berichtet, und zwar getrennt nach Auf- 
arbeitungsunternehmen und Verbrennungsunterneh- 
men. 


II. Aufarbeitungsunternehmen 

Die Prüfung der Kosten und Erlöse der Jahre 1969 
und 1970 umfaßte sieben Aufarbeitungsunterneh- 
men. Bei zwei der untersuchten Unternehmen traten 


aufgrund von zum Teil außerbetrieblichen Sonder- 
umständen im Untersuchungszeitraum erhebliche 
Verluste auf. Die nachfolgenden Aussagen beschrän- 
ken sich deshalb auf die fünf verbleibenden Unter- 
nehmen, die an der gesamten, mit Hilfe von Zu- 
schüssen aufgearbeiteten Altölmenge folgenden An- 
teil hatten: 

1969 55% 

1970 59%. 

Daraus ergibt sich ein hinreichender Repräsenta- 
tionsgrad. 

Die Prüfungen waren teilweise schwierig, da die 
vorhandenen Unterlagen nicht immer genügten, um 
den erforderlichen differenzierenden Einblick zu er- 
halten. Die Prüfer sind von den Gewinn- und Ver- 
tu strechnungen der Unternehmen ausgegangen. Von 
den Aufwendungen und Erträgen wurden die be- 
triebsfremden und die aperiodischen Pasten ausge- 
sondert. Ferner war es erforderlich, bei den Kosten 
wie bei den Erlösen den Zuschußbereich vom Nicht- 
Zuschußbereich zu trennen. 

1. Kosten 

Um vergleichbare Kosten zu erhalten, wurden kal- 
kulatorische Abschreibungen, kalkulatorische Zin- 
sen und ggf. kakulatorischer Unternehmerlohn nach 
einheitlichen Kriterien berücksichtigt. Sonderab- 
schreibungen wurden rückgängig gemacht und zu 
kurz angesetzte Abschreibungsfristen auf den für 
angemessen gehaltenen Zeitraum verlängert. Kal- 
kulatorische Zinsen wurden wegen Schwierigkeiten 
bei der Ermittlung des betriebsnotwendigen Kapi- 
tals nur vom Eigenkapital mit 6,5 v. H. berechnet; 
Fremdkapitalzinsen wurden in tatsächlicher Höhe 
berücksichtigt. Von den gewinnabhängigen Steuern 
wurde die Gewerbeertragsteuer in die Kostenrech- 
nung einbezogen. 

Die Untersuchung zeigt, daß die Kosten im Zu- 
schußbereich, bezogen auf die Mengeneinheit bei 
den Unternehmen verschieden hoch waren. Setzt 
man in jedem Jahr den niedrigsten Kostensatz gleich 
100, so betrug der höchste Satz rd. 190. Dieser Unter- 
schied hängt jedoch in erheblichem Maße mit dem 
Umfang der Veredelung der Zweitraffinate zusam- 
men. Er darf deshalb nur im Zusammenhang mit 
den unterschiedlichen Erlösen aus dem Verkauf von 
Zweitraffinaten beurteilt werden. 

Ein Vergleich der auf die Mengeneinheit bezogenen 
Kosten des Jahres 1969 mit den Kosten des Jahres 
1970 zeigt im gewogenen Durchschnitt der fünf Un- 
ternehmen praktisch keine Veränderung. Demge- 
genüber sieht das Bild bei den — * einzeln erfaßten — 
auf die Mengeneinheit bezogenen Kosten der Alt- 
ölbeschaffung (Sammlung und Transport) allerdings 
ungünstig aus: Sie stiegen um rd. 10 v. H. 

Die genannten Ergebnisse lassen keine eindeutige 
Aussage darüber zu, wie sich die auf die Mengen- 
einheit bezogenen Kosten in der Zeit nach 1970 ent- 
wickelt haben und in naher Zukunft weiter ent- 
wickeln werden. Die Steigerung der Personal- und 
Investitionskosten ist allgemein bekannt. Anderer- 
seits bestehen Anzeichen dafür, daß durch bessere 
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Ausnutzung der Anlagen und teilweise durch Über- 
gang zu größeren Aufarbeitungskapazitäten noch 
Rationalisierungsreserven genutzt werden können. 


2. Erlöse 

a) Erlöse aus Zweitraffinaten (ohne Zuschüsse) 

Die durchschnittlichen Erlöse aus dem Verkauf von 
Zweitraffinaten lagen im Vergleich der fünf Unter- 
nehmen weit auseinander: Setzt man den niedrig- 
sten Wert des Jahres 1970 gleich 100, so erreichte 
der höchste Wert des gleichen Jahres fast 300. Hier- 
in spiegelt sich ähnlich wie bei den Kosten im we- 
sentlichen der unterschiedliche Aufarbeitungsgrad 
der Zweitraffinate. Die durch die weitergehende 
Aufarbeitung bedingten Mehrkosten zeigen eine 
relativ enge Übereinstimmung mit den entsprechen- 
den Mehrerlösen. Daraus folgt, daß im Unter- 
suchungszeitraum sowohl eine verfeinerte als auch 
eine geringere Aufarbeitung wirtschaftlich gerecht- 
fertigt war. 

Die gewogenen Durchschnittserlöse aus Zweitraffi- 
naten gingen von 1969 auf 1970 um rd. 8 v. H. 
zurück. Der Index für industrielle Erzeugerpreise 
für Schmieröl — Zweitraffinerien stellen in der 
Hauptsache Schmieröle her — stieg in der glei- 
chen Zeit um knapp 1 v. H. an. Diese entgegen- 
gesetzte Entwicklung deutet darauf hin, daß der 
Preis- und Erlösrückgang im wesentlichen auf Sor- 
tenänderungen zurückzuführen ist. Für die weitere 
Entwicklung der Erlöse aus Zweitraffinaten werden 
sowohl der künftige Veredelungsgrad als auch die 
Preisentwicklung auf dem Schmierölmarkt mitent- 
scheidend sein. 

b) Erlöse aus Transport- und Verbrennungsleistungen 
(ohne Zuschüsse) 

Die Altölbeseitigungsunternehmen können für die 
über den zulässigen Anteil von 10 v. H. hinaus- 
gehenden Mengen an Fremdstoffen nach Maßgabe 
einer beim BAW hinterlegten Preisliste ein Entgelt 
fordern (vgl. § 3 Abs. 4 des Gesetzes und die im 
Prüfungszeitraum geltende Bekanntmachung vom 
25. November 1969, Anlage 11). Da bei den abzu- 
holenden Altölmengen die Fremdstoffgrenze viel- 
fach überschritten ist, könnte dieser Erlösquelle er- 
hebliche Bedeutung zukommen. Bisher gibt es jedoch 
kein Verfahren, um die abgenommenen Fremdstoffe 
bereits beim Altölbesitzer zuverlässig, schnell und 
billig zu ermitteln uni zu messen. 

Im Durchschnitt der geprüften Aufarbeitungsunter- 
nehmen wurden Entgelte für die Beseitigung der 
10 v. H. überschreitenden Fremdstoffmengen und 
die entsprechenden Transportleistungen nur ge- 
legentlich realisiert. 

Künftig werden sich die AltÖlaufarbeitungs- und 
-verbrennungsunternehmen intensiv darum bemühen 
müssen, diese Ertragsquelle besser zu erschließen. 
Es ist zu hoffen, daß die seit 1. Januar 1972 über 
den Anfall, die Weitergabe oder die Beseitigung 
der Altöle zu führenden Nachweisbücher (Anlage 3) 
hierzu beitragen. Allerdings bleibt zu beachten, daß 


Altöle mit hohem Fremdstoffanteil oft nur mit un- 
verhältnismäßig hohen Kosten regeneriert werden 
können und vielfach billiger zu verbrennen sind. 

c) Ungedeckte Kosten (ohne Zuschüsse) 

Die sich aus der Differenz zwischen den Kosten und 
den Erlösen aus Zweitraffinaten sowie für Trans- 
port- und Verbrennungs-Leistungen ergebenden „un- 
gedeckten Kosten" (vgl. § 2 Abs. 2 Nr. 4 des Ge- 
setzes) sind vom Jahre 1969 zum Jahre 1970 der 
absoluten Höhe nach bei allen fünf Unternehmen 
gestiegen. Dies ist überwiegend auf die höhere auf- 
gearbeitete Altölmenge zurückzuführen. Daneben 
wirkte sich der Anstieg der auf die Mengeneinheit 
bezogenen ungedeckten Kosten um durchschnittlich 
gut 10 v. H. aus. Setzt man den niedrigsten Wert 
der auf die Mengeneinheit bezogenen ungedeckten 
Kosten in jedem Jahr gleich 100, so lag der höchste 
Wert in beiden Jahren unter 150. Die Schwankungs- 
breite ist damit nicht ungewöhnlich hoch. 

d) Erlöse aus Zuschüssen 

Der Zuschußbetrag für Altöl, das zu Schmieröl auf- 
gearbeitet wurde, war — wie bereits genannt — 
auf 12 DM je 100 kg Altöl festgesetzt worden. Der 
gleiche Satz wurde den Unternehmen auch gewährt, 
soweit sie andere Zweitraffinate als Schmieröl her- 
stellten, da die gesonderten Kostenuntersuchungen 
für diesen Bereich in keinem Falle niedrigere unge- 
deckte Kosten ergaben. 


3. Die Gewinnsituation 

Als Saldo der genannten Kosten und Erlöse (ein- 
schließlich Zuschüsse), ergab sich bei allen fünf 
Unternehmen in jedem der geprüften Jahre ein 
Überschuß; er sank im gewogenen Durchschnitt der 
fünf Unternehmen vom Jahre 1969 zum Jahre 1970 
um rd. 1 DM je 100 kg Altöl. Rückblickend läßt sich 
die Frage stellen, ob die erzielten „Renditen" im 
Rahmen des Angemessenen liegen. Dabei ist zu be- 
achten : 

— Die in die Kosten einbezogene 6,5prozentige 
Verzinsung des Eigenkapitals liegt für den Un- 
tersuchungszeitraum unter den Renditen, die 
durch Anlage am Kapitalmarkt ohne jedes Risiko 
hätten erzielt werden können. Das auf dem 
eingesetzten Kapital ruhende Risiko ist trotz' der 
Zuschußregelung keineswegs mit Null zu veran- 
schlagen, wie durch die Verluste bei den beiden 
nicht in die Rechnung einbezogenen Aufarbei- 
tungsunternehmen verdeutlicht wird. Dieses 
Risiko muß deshalb im Überschuß mit ausge- 
glichen werden. 

— Der in die Kostenrechnung einbezogene Unter- 
nehmerlohn ist nur am Entgelt für die Arbeits- 
kraft eines leitenden Angestellten ausgerichtet, 
erfaßt aber nicht die darüber hinausgehende un- 
ternehmerische Leistung. In diesem Zusammen- 
hang ist darauf hinzuweisen, daß im Unter- 
suchungszeitraum drei Unternehmen die Auf- 
arbeitungstätigkeit beendet haben. 
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Mit Rücksicht auf diese Erwägungen sind die sich 
aus der Prüfung ergebenden Überschüsse nicht un- 
angemessen hoch. 

über die weitere Entwicklung der Gewinnsituation 
bei den Aufarbeitungsunternehmen ist keine ein- 
deutige Aussage möglich. Eine Ermäßigung der Zu- 
schüsse für Aufarbeitungsunternehmen läßt sich 
deshalb bisher nicht, vertreten. 


III. Verbrennungsunternehmen 

Während Aufarbeitungsunternehmen seit mehreren 
Jahrzehnten tätig sind, handelt es sich bei den 
Verbrennungsunternehmen um eine junge Branche, 
die erst auf wenige Jahre Betriebserfahrungen zu- 
rückblicken kann. Die Zahl der in diesem Bereich 
tätigen Unternehmen entwickelte sich wie folgt: 



Zugang 

Abgang 

Bestand 

31. Dezember 

1969 

+ 9 

— 

9 

1970 

+ 3 

— 

12 

1971 

+ 8 

-3 

17 


Geprüft wurden vier Unternehmen. Da Verbren- 
nungsanlagen überwiegend erst im Laufe des Jahres 
1969 in Betrieb genommen worden sind, standen 
erstmalig für das Geschäftsjahr 1970 Daten eines 
ganzen Jahres zur Verfügung. Im Jahre 1970 ent- 
fielen auf die vier geprüften Unternehmen 62 v. H. 
des mit Hilfe von Zuschüssen schadlos verbrannten 
Altöls. Die Untersuchung ist damit der Menge nach 
hinreichend repräsentativ. 

Eine gut gegliederte Kostenrechnung stand nur bei 
einem Verbrennungsunternehmen zur Verfügung. 
Im übrigen ergaben sich im wesentlichen die glei- 
chen Probleme wie bei den Aufarbeitungsunterneh- 
men; sie wurden wie dort angegeben gelöst. Der 
Trennung von Zuschuß- und Nichtzuschußbereich 
kam dabei erhöhte Bedeutung zu, da die unter- 
suchten Unternehmen neben Altöl auch andere 
Stoffe in erheblichem Umfange verbrannten. 

1. Kosten 

Kalkulatorische Kosten und Gewerbeertragsteuern 
wurden — abgesehen von einer Ausnahme — in 
gleicher Weise wie bei den Aufarbeitungsunter- 
nehmen in die Kostenermittlung einbezogen. Die 
Aufteilung der Kosten auf den Zuschuß- und den 
Nichtzuschußbereich führte jedoch bei einem Unter- 
nehmen nur zur Ermittlung einer Ober- und einer 
Untergrenze. Außerdem ließen die Unterschiede in 
der technischen Konstruktion der untersuchten Ver- 
brennungsbetriebe einen Vergleich nur mit Beden- 
ken zu. Deshalb wird davon Abstand genommen, für 
den Schwankungsbereich der Kosten Vergleichs- 
zahlen anzugeben. Da sich die Untersuchungen nur 
auf das Jahr 1970 erstreckten, ist auch keine Aussage 


über die Entwicklung der Kosten möglich. Es besteht 
die Hoffnung, daß die starke Zunahme der Altöl- 
verbrennung zu einer besseren Auslastung der Ver- 
brennungsanlagen und dadurch zu einer Senkung 
der auf die Mengeneinheit bezogenen Kosten bei- 
trägt. 

2. Erlöse 

Nur eines der untersuchten Unternehmen erzielte 
Vorteile aus der wirtschaftlichen Nutzung der Altöl- 
verbrennung. Die Höhe dieser Vorteile konnte bis- 
her nur durch einen Höchst- und einen Mindest- 
betrag eingegrenzt werden. Die weitere Entwicklung 
ist wegen der mit der Nutzung verbundenen beson- 
deren technischen Probleme mit Zurückhaltung zu 
beurteilen. 

Erlöse aus Transport- und Verbrennungsleistungen 
für den 10 v. H. übersteigenden Fremdstoff anteil sind 
in unterschiedlichem Maße, insgesamt aber nur in 
verhältnismäßig geringem Umfange angefallen. Die 
Probleme liegen hier ähnlich wie bei den Aufarbei- 
tungsunternehmen. Auf die Ausführungen unter 
II. 2. b) wird deshalb Bezug genommen. 

Setzt man die ungedeckten Kosten im Verhältnis 
zur zuschußfähigen Altölmenge beim günstigsten 
Unternehmen gleich 100, so erreicht der höchste Be- 
trag rd. 220. Diese hohe Schwankungsbreite der auf 
die Mengeneinheit bezogenen ungedeckten Kosten 
beruht teilweise auf der bei einem Unternehmen zu 
berücksichtigenden Ober- und Untergrenze in der 
Kostenrechnung (vgl. Abschnitt 1). Ein Vergleich 
mit der wesentlich geringeren Schwankungsbreite 
der ungedeckten Kosten bei den Aufarbeitungs- 
unternehmen zeigt im übrigen, daß sich die bisheri- 
gen Prüfungsergebnisse für die Ermittlung von 
Durchschnittswerten bei den Verbrennungsunter- 
nehmen nur bedingt eignen. 

Die Erlöse aus Zuschüssen betrugen zwischen 8,50 
und 10 DM je 100 kg Altöl. Der zusätzliche Zuschuß 
für Abgasreinigung in Höhe von bis zu 2,60 DM je 
100 kg Altöl bestand im Untersuchungszeitraum 
noch nicht (vgl. dritte Änderung der Richtlinien, 
Anlage 7). 

3. Die Gewinnsituation 

Als Saldo der Kosten und Erlöse ergab sich bei den 
zwei Unternehmen, für die eine Alternativrechnung 
nicht in Betracht kam, ein Uberschuß. Für eines der 
Unternehmen mit Alternativrechnung ergab sich in 
jedem Falle ein Verlust, für das andere Unterneh- 
men mit Alternativrechnung im günstigeren Falle 
ein Überschuß und im ungünstigeren Falle ein Ver- 
lust. Im Durchschnitt aller vier Unternehmen ergab 
sich stets ein Überschuß. Bei den günstigen Alter- 
nativen entfernte er sich nicht zu weit von dem für 
die Aufarbeitungsunternehmen für das Jahr 1970 er- 
mittelten Betrag. Der sich bei den ungünstigen Alter- 
nativen ergebende Uberschuß wäre allerdings sehr 
niedrig. Im übrigen sind hier ähnliche Überlegungen 
wie bei der Würdigung des Überschusses bei den 
Aufarbeitungsunternehmen anzustellen (vgl. Ab- 
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schnitt II. 3.). Die bisherigen Zuschußsätze können 
daher keineswegs als zu hoch bezeichnet werden; im 
Einzelfall waren sie im Verhältnis zu den Kosten 
eher etwas knapp bemessen. 

Eine Vorhersage über die weitere Gewinnentwick- 
lung stößt schon angesichts der stark voneinander 
abweichenden Ergebnisse im Jahre 1970 auf erheb- 
liche Schwierigkeiten. Darüber hinaus ist zu berück- 
sichtigen, daß die Verbrennungsunternehmen Ko- 
stensteigerungen im Zuschußbereich nicht wie die 
Aufarbeitungsunternehmen eventuell über Preis- 
erhöhungen bei Erzeugnissen auf dem Markt weiter- 
geben können. Angesichts dieser Lage kommt eine 
Ermäßigung des Zuschußbetrages z. Z. nicht in Be- 
tracht. 


IV. Ergebnis 

Untersuchungen bei den Aufarbeitungs- und Ver- j 
brennungsunternehmen haben ergeben, daß die bis- 
herigen Zuschußsätze nicht zu hoch waren. Sie zeig- 
ten aber auch, daß die Kosten und Erlöse nicht im- 
mer hinreichend aufgegliedert waren und die Ab- 
grenzung zwischen Zuschuß- und Nichtzuschußbe- ! 
reich in einem größeren Maße als sachlich unver- 
meidbar durch Schätzungen vorgenommen werden 
mußte. Bei der Mengenerfassung blieben ebenfalls 
Wünsche offen. Bisher kann nicht eindeutig vorher- 
gesagt werden, ob in absehbarer Zukunft eine Er- 
mäßigung oder Beibehaltung der Zuschußsätze mög- 
lich oder gar deren Erhöhung erforderlich ist: Bei 
der Kostenentwicklung bestehen gegenläufige Ten- 
denzen, und zwar einerseits Erhöhungen insbeson- 
dere bei den Personal- und Investitionskosten, an- 
dererseits aber mögliche Ermäßigungen der spezifi- 
schen Kosten durch Verfahrensverbesserungen und 
bessere Anlageausnutzung; außerdem bestehen Un- 
sicherheiten über die Erlösentwicklung, und zwar 
sowohl bei den Erlösen für aus dem Verkauf von 
Zweitraffinaten als auch bei den Erlösen für Ver- 
brennung. Die Bundesregierung wird deshalb wei- 
tere Prüfungen veranlassen und die Zuschußempfän- 
ger zu einer differenzierteren Rechnungslegung und 
Mengenerfassung anhalten. 


D. Möglichkeiten einer Ermäßigung 
der Ausgleichsabgabe 

Die Übersicht über die Entwicklung der Einnahmen 
und Ausgaben des Rückstellungsfonds (vgl. Ab- 
schnitt B, II.) hat gezeigt, daß die Einnahmen be- 
reits im Jahre 1971 nicht mehr ausreichten, um die 
im gleichen Jahre anfallenden Ausgaben zu decken. 
Bei Betrachtung nur der laufenden Positionen ist 
also eine Ermäßigung der Ausgleichsabgabe nicht 
möglich. 

Angesichts der Höhe des Rückstellungsfonds von 
etwa der Hälfte der Jahreseinnahmen könnte er- 
wogen werden, die Ausgleichsabgabe wenigstens 
vorübergehend zu ermäßigen. Dabei ist zu beachten, 


daß nach den bisherigen Erfahrungen bei unver- 
änderter Höhe der Ausgleichsabgabe nur mit einem 
langsamen Anstieg der Einnahmen gerechnet wer- 
den kann; dagegen werden die Ausgaben voraus- 
sichtlich nicht nur im laufenden Jahr, sondern auch 
in den weiteren Jahren in stärkerem Maße zuneh- 
men. Hierbei ist einmal an das allgemein wach- 
sende Umweltbewußtsein zu denken, das die Altöl- 
besitzer vermutlich verstärkt veranlassen wird, die 
Abholung ihres Altöls zu fordern. Darüber hinaus 
beabsichtigt die Bundesregierung, das Umweltbe- 
wußtsein der Ölverbraucher in Zusammenarbeit mit 
der Mineralölwirtschaft zu stärken (vgl. Antwort 
der Bundesregierung auf die vierte Frage einer 
Kleinen Anfrage, Drucksache U/3014 vom 13. Januar 
1972). Auch werden die Umweltschutz- Auflagen an 
die Altölbeseitigungsunternehmen steigen und zu 
einer erhöhten Kostenbelastung führen (Anlage 7). 
Hinzu kommt die mit der Einführung der Nachweis- 
bücher ab 1. Januar 1972 (Anlage 3) verbundene 
Erwartung, in weiter steigendem Maße vor allem 
Altöle mit hohem Fremdstoffanteil unschädlich zu 
beseitigen. Schließlich kann nicht ausgeschlossen 
werden, daß die im Abschnitt C. IV. angegebenen 
weiteren Kosten- und Erlösprüfungen bei Altölbesei- 
tigungsuntemehmen eine Zuschußerhöhung unum- 
gänglich machen. Mit Rücksicht hieraus ist der Stand 
des Rückstellungsfonds keineswegs überhöht, son- 
dern geradezu erforderlich, um eine kontinuierliche 
Entwicklung der schadlosen Altölbeseitigung zu 
sichern. Eine auch nur zeitweise Ermäßigung der 
Ausgleichsabgabe kann daher nicht in Betracht ge- 
zogen werden. 


E. Gesamtergebnis 

Die Untersuchung hat ergeben: 

1. Das Altölgesetz hat sich hervorragend bewährt; 
die Menge der umweltschädlich beseitigten Alt- 
öle ist seit Inkrafttreten des Gesetzes ständig 
gestiegen. 

2. Der in der Anlaufzeit des Gesetzes entstandene 
Überhang der Einnahmen des Fonds gegenüber 
den Ausgaben hat sich nicht weiter verstärkt. 
Vielmehr ist für das Jahr 1971 bereits ein Abbau 
dieser Fondsreserve erkennbar. Die Gründe sind: 

a) stagnierende Einnahmen, 

b) steigende Ausgaben infolge starker Zunahme 
der beseitigten Altölmengen. 

3. Eine Ermäßigung der laufenden Kostenzuschüsse 
ist nicht möglich. Vielmehr mußte, soweit Altöle 
verbrannt werden, der Zuschußsatz erhöht wer- 
den. Sonst hätte eine den Luftreinhaltebestim- 
mungen entsprechende Vernichtung der Altöle 
nicht gewährleistet werden können. 

4. Aus diesen Gründen ist es nicht möglich, eine 
Ermäßigung der Ausgleichsabgabe (7,50 DM je 
100 kg Schmieröl) vorzuschlagen. 
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Anlage 1 


Gesetz 

über Maßnahmen zur Sicherung der Altölbeseitigung 
(Altölgesetz) 

Vom 23. Dezember 1968 

(Bundesgesetzbl. I S. 1419) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Erster Abschnitt 

Wirtschaftliche Sicherung der Altölbeseitigung 

§ 1 

RücKstellungsfonds 

(1) Zur wirtschaftlichen Sicherung der Altölbesei- 
tigung wird ein Sondervermögen des Bundes mit 
dem Namen „Rückstellungsfonds zur Sicherung der 
Altölbeseitigung" (Rückstellungsfonds) gebildet 

(2) Die Verwaltung des Rückstellungsfonds ob- 
liegt dem Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft 
(Bundesamt). Die Kosten der Verwaltung werden 
aus Fondsmitteln gedeckt. 

(3) Die Fondsmittel dürfen im übrigen nur für Zu- 
schüsse nach § 2 Abs. 1 dieses Gesetzes verwendet 
werden. 

§ 2 

Aufgabe 

(1) Aus Mitteln des Rückstellungsfonds können 
gewerblichen und sonstigen wirtschaftlichen Unter- 
nehmen sowie juristischen Personen des öffent- 
lichen Rechts mit Sitz im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes, die von anderen nach § 3 Abs. 3 über- 
nommene Altöle beseitigen, laufende Zuschüsse 
zu den anderweitig nicht zu deckenden Kosten ge- 
währt werden, wenn die Altöle gewässer- und 
bodenunschädlich beseitigt werden und Luftverun- 
reinigungen, vor denen die Allgemeinheit und die 
Nachbarschaft zu schützen sind, nicht entstehen. Der 


Bundesminister für Wirtschaft bestimmt durch 
Rechtsverordnung im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister für Gesundheitswesen unter Berücksich- 
tigung wirtschaftlicher Gesichtspunkte, für welche 
Arten der Beseitigung einschließlich der Aufarbei- 
tung von Altölen und von welchen Mindestmengen 
an laufende Zuschüsse gewährt werden können. 

(2) Die Zuschüsse werden vom Bundesamt nach 
Richtlinien des Bundesministers für Wirtschaft ge- 
leistet. Durch die Richtlinien ist insbesondere sicher- 
zustellen, daß 

1. die Zuschußempfänger sich verpflichten, die Alt- 
öle nach Maßgabe des § 3 in jeweils vom Bundes- 
amt zu bestimmenden Gebieten abzuholen oder 
die spätere Abnahme vorzubereiten, 

2. die Sammlungs- und Transportkosten Teil der 
Beseitigungskosten sind, 

3. bei den Zuschußsätzen für die einzelnen Beseiti- 
gungsarten die Kosten besonders ausgeglichen 
werden, die durch überdurchschnittlich schwierige 
Sammlungsbedingungen verursacht werden, 

4. sich die Zuschüsse höchstens nach den ungedeck- 
ten Kosten ausrichten, die im Durchschnitt der 
Unternehmen gleicher Art entstehen, 

5. für aus Altölen aufgearbeitete Mineralölprodukte 
(Zweitraffinate), soweit in Mitgliedstaaten der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft ausgeführt, 
gewährte Zuschüsse zurückzuzahlen sind, 

6. der Bedarf des Rückstellungsfonds unter Berück- 
sichtigung der vorstehenden Grundsätze so nied- 
rig wie möglich gehalten wird. 

(3) Die durch die Richtlinien festgelegten Zuschuß- 
sätze gelten in den ersten zwei Jahren nach Inkraft- 
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treten dieses Gesetzes unverändert; danach können 
sie jährlich zum Beginn eines Kalenderjahres nach 
vorheriger sechsmonatiger Ankündigung geändert 
werden. 

(4) Die Bundesregierung berichtet dem Bundestag 
bis zum 31. März jedes dritten Jahres, erstmalig bis 
zum 31. März 1972, über die Tätigkeit des Rück- 
stellungsfonds, insbesondere über die Möglichkeiten 
einer Ermäßigung der laufenden Zuschüsse (Ab- 
satz 1) und der Ausgleichsabgabe (§ 4 Abs. 2). 

§ 3 

Abnahme des Altöls 

(1) Altölbesitzer im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes können gegenüber dem Bundesamt verlangen, 
daß 

1. ihre Altöle in Mengen ab 200 1 abgeholt werden, 
soweit zur Sammlung und unschädlichen Besei- 
tigung des Altöls erforderliche Einrichtungen vor- 
handen sind, 

2. für Mengen unter 200 1 das spätere Abholen vor- 
bereitet wird. 

(2) Altöle im Sinne des Absatzes 1 sind ge- 
brauchte Mineralöle und gebrauchte flüssige Mine- 
ralölprodukte, ferner mineralölhaltige Rückstände 
aus Lager-, Betriebs- und Transportbehältern. 

(3) Altöle werden nach Maßgabe des Absatzes 1 
kostenlos abgeholt. Der Bundesminister für Wirt- 
schaft wird ermächtigt, durch Rechtsver Ordnung Vor- 
schriften über 

1. die Ermittlung und Messung der ab genommenen 
Stoffe, 

2. den zulässigen Anteil an Fremdstoffen, der 
15 v. H. nicht überschreiten darf, 

zu erlassen. 

(4) Die über den zulässigen Anteil (Absatz 3 
Nr. 2) hinausgehenden Mengen an Fremdstoffen 
werden nach Maßgabe des Absatzes 1 entgeltlich 
abgeholt. Das Entgelt richtet sich nach den beim 
Bundesamt hinterlegten Preislisten der abnahme- 
pflichtigen Unternehmen. 

(5) Die Haftung des Altölbesitzers für Schäden, 
die durch nicht angezeigte Fremdstoffe verursacht 
werden, bleibt unberührt. 

§ 4 

Ausgleichsabgabe 

(1) Die Mittel des Rückstellungsfonds werden 
durch eine Ausgleichsabgäbe aufgebracht. 

(2) Der Ausgleichsabgabe unterliegen (abgabe- 
pflichtige Waren) 

1. die Schmieröle aus der Nummer 27.10 - C - III des 
Zolltarifs, 

2. die Gasöle der Nummer 27.10 -C-I des Zoll- 
tarifs, soweit sie wie Schmieröle verwendet wer- 
den, 

3. mit ihrem Schwerölanteil die Schmiermittel, 

alle diese Waren, soweit für sie die Mineralölsteuer 
nach dem Mineralölsteuergesetz 1964 in der Fassung 


der Bekanntmachung vom 20. Dezember 1963 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1003), zuletzt geändert durch das 
Gesetz zur Änderung strafrechtlicher Vorschriften 
der Reichsabgabenordnung und anderer Gesetze 
vom 10. August 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 877), er- 
hoben wird. Die Ausgleichs ab gäbe beträgt 7,5 Deut- 
sche Mark für 100 kg abgabepflichtige Waren. Der 
Bundesminister für Wirtschaft wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung die Höhe der Ausgleichs- 
abgabe zu senken, soweit es der Bedarf des Rück- 
stellungsfonds erlaubt. 

(3) Die Ausgleichsabgabeschuld entsteht, wenn 
die Mineralölsteuerschuld für die abgabepflichtigen 
Waren unbedingt wird. 

(4) Schuldner der Ausgleichsabgabe ist der Schuld- 
ner der unbedingten Mineralölsteuerschuld. 

(5) Werden abgabepflichtige Waren der zollamt- 
lichen Überwachung vorenthalten oder entzogen, ist 
die Ausgleichsabgabeschuld sofort fällig. Im übrigen 
hat der Schuldner die Ausgleichsabgabe, für die die 
Abgabeschuld im Laufe eines Kalendermonats ent- 
standen ist, ohne Aufforderung spätestens am 
10. des zweiten folgenden Monats zu entrichten. 

(6) Die Ausgleichsabgabe wird vom Bundesamt 
erhoben. Der Bundesminister für Wirtschaft wird er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung die erforderlichen 
Bestimmungen über Erhebung und Beitreibung der 
Ausgleichsabgabe zu erlassen. Die Zollbehörden er- 
teilen dem Bundesamt die für die Verwaltung der 
Ausgleichsabgabe erforderlichen Auskünfte und 
stellen ihm die erforderlichen Unterlagen zur Ver- 
fügung. 

§ 5 

Auskünfte 

(1) Der Schuldner der Ausgleichsabgabe muß dem 
Bundesamt die für die Durchführung dieses Gesetzes 
und der dazu ergangenen Rechts Verordnungen er- 
forderlichen Auskünfte erteilen und Unterlagen vor- 
legen. 

(2) Angehörige und Beauftragte des Bundesamtes 
und Angehörige der Zollverwaltung sind im Rahmen 
des Absatzes 1 befugt, die abgabepflichtigen Waren 
zu prüfen, Grundstücke, Betriebsanlagen und Ge- 
schäftsräume und zur Verhütung dringender Gefah- 
ren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung auch 
Wohnräume des Auskunftspflichtigen zu betreten, 
dort Besichtigungen und Prüfungen vorzunehmen 
und die geschäftlichen Unterlagen des Auskunfts- 
pflichtigen einzusehen; das Grundrecht des Arti- 
kels 13 des Grundgesetzes auf Unverletzlichkeit der 
Wohnung wird insoweit eingeschränkt. 

(3) Der zur Auskunft Verpflichtete kann die Aus- 
kunft auf solche Fragen verweigern, deren Beant- 
wortung ihn selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 
Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung bezeichneten An- 
gehörigen der Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung 
oder eines Verfahrens nach dem Gesetz über Ord- 
nungswidrigkeiten aussetzen würde. 

(4) Weigert sich ein Auskunftspflichtiger, eine 
Auskunft nach Absatz 1 zu erteilen oder entspre- 
chende Unterlagen vorzulegen, so kann das Bundes- 
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amt die für die Festsetzung der Ausgleichsabgabe 
erforderlichen Feststellungen im Wege der Schät- 
zung treffen. 

Zweiter Abschnitt 

Überwachung des Verbleibs von Altöl 

§ 6 

Nadiweispflicht 

(1) Gewerbliche und sonstige wirtschaftliche 
Unternehmen haben bei jedem Betrieb, in dem Altöle 
im Sinne des Absatzes 2 in einer Menge von jährlich 
mindestens 500 kg anfallen oder bei dem mit einem 
jährlichen Anfall von Altölen in dieser Menge zu 
rechnen ist, ein Nachweisbuch zu führen. Das gleiche 
gilt für gewerbliche und sonstige wirtschaftliche 
Unternehmen, die Altöle dieser Art in jährlich min- 
destens dieser Menge übernehmen. Die nach Landes- 
recht zuständige Behörde kann auf Antrag 

1. eine zentrale Führung von Nachweisbüchern in 
einem Hauptbetrieb zulassen, wenn die Über- 
wachung des Verbleibs der Altöle dadurch nicht 
beeinträchtigt wird, 

2. von der Pflicht, ein Nachweisbuch zu führen, be- 
freien, wenn das Unternehmen nach seiner Art 
und Betriebsführung auch ohne ein Nachweisbuch 
ausreichend überwacht werden kann. 

(2) Altöle im Sinne dieser Vorschrift sind die in 
§ 3 Abs. 2 genannten Stoffe, soweit 

1. ihre Abholung nicht gemäß § 3 Abs. 1 verlangt 
wird, 

2. sie mit Fremdstoffen vermischt sind, deren 
Menge über den zulässigen Anteil (§ 3 Abs. 3 
Nr. 2) hinausgeht. 

(3) In das Nachweisbuch sind fortlaufend Art, 
Menge und Verbleib der Altöle einzutragen. Das 
Nähere über die Einrichtung und die Führung des 
Nachweisbuches, über das Einbehalten von Belegen 
und über die Aufbewahrungsfristen regelt der Bun- 
desminister für Gesundheitswesen im Einverneh- 
men mit dem Bundesminister für Wirtschaft durch 
Rechtsverordnung. 

§ 7 

Überwachung 

(1) Gewerbliche und sonstige wirtschaftliche Un- 
ternehmen sowie juristische Personen des öffent- 
lichen Rechts, bei denen Altöle im Sinne des § 3 
Abs. 2 anfallen oder die Altöle dieser Art überneh- 
men, haben der nach Landesrecht zuständigen Be- 
hörde auf Verlangen die Auskünfte zu erteilen, die 
zur Überwachung des Verbleibs der Altöle erforder- 
lich sind. § 5 Abs. 3 gilt entsprechend. 

(2) Die von der zuständigen Behörde mit der Ein- 
holung von Auskünften beauftragten Personen sind 
im Rahmen des Absatzes 1 befugt, Grundstücke, An- 
lagen und Geschäftsräume und zur Verhütung drin- 
gender Gefahren für die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung auch Wohnräume des Auskunftspflichtigen 
zu betreten, dort Prüfungen und Besichtigungen vor- 


zunehmen, Proben zu entnehmen und in die ge- 
schäftlichen Unterlagen des Auskunftspflichtigen 
Einsicht zu nehmen; das Grundrecht des Artikels 13 
des Grundgesetzes auf Unverletzlichkeit der Woh- 
nung wird insoweit eingeschränkt. 

(3) Nachweisbücher und Belege nach § 6 sind der 
zuständigen Behörde auf Verlangen zur Prüfung 
vorzulegen oder auszuhändigen. 

(4) Die nach den Absätzen 1, 2 und 3 erlangten 
Kenntnisse und Unterlagen dürfen nicht für ein 
Besteuerungsverfahren, Strafverfahren wegen eines 
Steuervergehens oder Bußgeldverfahren wegen 
einer Steuerordnungswidrigkeit verwendet werden. 
Die Vorschriften der §§ 175, 179, 188 Abs. 1 und des 
§ 189 der Reichsabgabenordnung über Beistands- 
und Anzeigepflichten gegenüber den Finanzämtern 
gelten insoweit nicht. 

§ 8 

Ausnahmen 

(1) Die §§ 6 und 7 dieses Gesetzes gelten nicht 

1. für die See- und Binnenschiffahrt, 

2. für die Deutsche Bundesbahn und die Deutsche 
Bundespost, 

3. für Einrichtungen des Bundes, die hoheitlichen 
Zwecken dienen und nicht unter die Nummer 2 
fallen. 

(2) Für den Bereich der See- und Binnenschiffahrt 
wird der Bundesminister für Verkehr ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Gesund- 
heitswesen durch Rechtsverordnung Vorschriften zu 
erlassen über das Sammeln und die Abgabe der in 
§ 3 Abs. 2 genannten Altöle auf Wasserfahrzeugen 
und schwimmenden Anlagen, insbesondere über 

1. die Pflicht zur Abgabe der Altöle in bestimmten 
Zeitabständen an ein abnahmepflichtiges Unter- 
nehmen (§ 3) oder an eine von der zuständigen 
Behörde zugelassene Sammelstelle, 

2. den Nachweis der Abgabe und die Aufbewahrung 
dieser Nachweise und 

3. die Überwachung des Sammelns und der Abgabe 
der Altöle. 

(3) Das Internationale Übereinkommen zur Ver- 
hütung der Verschmutzung der See durch öl, 1954, 
sowie die nach dem Gesetz über das Internationale 
Übereinkommen zur Verhütung der Verschmutzung 
der See durch öl, 1954, vom 21. März 1956 (Bundes- 
gesetzbl. II S. 379) erlassenen Rechtsvorschriften blei- 
ben unberührt. 

Dritter Abschnitt 
Straf- und Bußgeldbestimmungen 

§ 9 

Verletzung der Geheimhaltungspflicht 

(1) Wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm in sei- 
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ner Eigenschaft als Angehöriger oder Beauftragter 
einer mit Aufgaben auf Grund dieses Gesetzes be- 
trauten Behörde bekanntgeworden ist, unbefugt 
offenbart, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr und 
mit Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen bestraft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder 
einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Ge- 
fängnis bis zu zwei Jahren; daneben kann auf Geld- 
strafe erkannt werden. Ebenso wird bestraft, wer 
ein fremdes Geheimnis, namentlich ein Betriebs- 
oder Geschäftsgeheimnis, das ihm unter den Voraus- 
setzungen des Absatzes 1 bekanntgeworden ist, un- 
befugt verwertet. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Verletzten 
verfolgt. 

§ 10 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. entgegen § 6 Abs. 1 ein Nachweisbuch nicht führt, 

2. entgegen § 7 Abs. 1 eine Auskunft nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig 
erteilt, 

3. entgegen § 7 Abs. 2 die Duldung von Prüfungen 
oder Besichtigungen, die Einsicht in geschäftliche 
Unterlagen oder die Entnahme von Proben ver- 
weigert, 

4. entgegen § 7 Abs. 3 Nachweisbücher oder Belege 
nicht vorlegt oder aushändigt, oder 

5. einer auf Grund des § 6 Abs. 3 Satz 2 oder des 
§ 8 Abs, 2 erlassenen Rechtsverordnung zuwider- 
handelt, soweit sie für einen bestimmten Tatbe- 
stand auf diese Bußgeldvorschrift verweist. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld- 
buße bis zu zehntausend Deutsche Mark geahndet 
werden. 


Vierter Absdmitt 

Übergangs- und Sdüußbestimmimgen 

§ 11 

Ubergangsregelung 

(1) Der Ausgleichsabgabe unterliegen auch ab- 
gabepflichtige Waren (§ 4 Abs. 2), für die schon vor 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes die Mineralöl- 
steuerschuld unbedingt geworden ist, mit Ausnahme 
derjenigen, die sich bei Verbrauchern, Tankstellen 
oder Kraftfahrzeugreparaturwerkstätten befinden. 
Die Abgabeschuld entsteht mit dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes. Abgabeschuldner ist der Besitzer 
der Waren. Für unterwegs befindliche Waren geht 
die Schuld mit dem Besitzübergang auf den Emp- 
fänger über. 

(2) Der Abgabeschuldner hat die abgabenpflich- 
tigen Waren binnen vier Wochen nach dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes schriftlich dem Bundesamt an- 
zumelden. Die Abgabe ist ohne Anforderung vier 
Wochen nach der Anmeldung, für nicht ordnungs- 
gemäß angemeldete Waren mit dem Ablauf der An- 
meldefrist fällig. 

§ 12 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uber lei tungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 13 

Inkrafttreten 

(1) § 3 Abs. 1, 2, 3 Satz 1, Abs. 4 tritt am 1. Juli 
1969 in Kraft. § 6 Abs. 1 tritt am ersten Tage des 
Kalenderjahres in Kraft, das der Verkündung der 
nach § 6 Abs. 3 Satz 2 erlassenen Rechtsverordnung 
folgt. 

(2) Im übrigen tritt dieses Gesetz am 1 . Januar 
1969 in Kraft. 
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Anlage 2 


Verordnung 

zur Durchführung des Altölgesetzes 
Vom 21. Januar 1969 

(Bundesgesetzbl. I S, 89) 


Auf Grund des § 3 Abs. 3 und des § 4 Abs. 6 des 
Gesetzes über Maßnahmen zur Sicherung der Altöl- 
beseitigung (Altölgesetz) vom 23. Dezember 1968 
(Bundesgesetzbl. I S. 1419) wird vom Bundesminister 
für Wirtschaft und auf Grund des § 2 Abs. 1 dieses 
Gesetzes vom Bundesminister für Wirtschaft im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Gesund- 
heitswesen verordnet: 

I. Abschnitt 

Beseitigungsarten und Mindestmengen 
§ 1 

(1) Beseitigungsarten, für die Zuschüsse gewährt 
werden können, sind 

t. die Aufarbeitung von Altöl zu 

a) Schmieröl oder 

b) anderen Zweitraffinaten, 

2. die Verbrennung von Altöl 

a) ohne wirtschaftliche Nutzung oder 

b) mit wirtschaftlicher Nutzung 

der bei der Verbrennung entstehenden Energie, 
wenn hierfür behördlich zugelassene Anlagen vor- 
handen sind oder sonst sichergestellt ist, daß das 
Altöl in den Anlagen gemäß den Voraussetzungen 
des § 2 Abs. 1 Satz 1 des Altölgesetzes beseitigt 
wird. Den behördlich zugelassenen Anlagen stehen 
Anlagen gleich, die gemäß § 16 Abs. 4 der Ge- 
werbeordnung angezeigt worden sind. 

(2) Für eine Übergangszeit bis zum 31. Dezember 
1970 können im Einzelfall auch für die Ablagerung 
von Altöl Zuschüsse gewährt werden, wenn die Vor- 
aussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 erfüllt sind. 


§ 2 

Die Mindestmenge, von der an Zuschüsse gewährt 
werden können, beträgt 2 000 t beseitigten Altöls 
je Kalenderjahr. Dies gilt nicht, wenn die Mindest- 
menge durch besondere, von dem Inhaber des Be- 
triebes nicht zu vertretende Umstände unterschrit- 
ten wird. 

H. Abschnitt 

Ermittlung und Messung der abgenommenen Stoffe 

§ 3 

(1) Für den Bereich der Altöl- Aufarbeitung wird 
die abgenommene Altölmenge aus der hergestell- 
ten Menge an Zweitraffinaten unter Zugrunde- 
legung einer Ausbeute von 70 v.H. errechnet. 

(2) Für den Bereich der Altöl- Verbrennung wird 
die abgenommene Altölmenge einschließlich des zu- 
lässigen Fremdstoffanteils (§ 4) durch laufende Fest- 
stellungen des Bundesamtes ermittelt. Die Verbren- 
nungsanlagen müssen mit den dafür notwendigen 
technischen Vorrichtungen ausgestattet sein. Das 
Bundesamt kann die Altölmenge durch Beauftragte 
feststellen lassen. 

(3) Solange für die Ablagerung Zuschüsse ge- 
währt werden (§ 1 Abs. 2), gilt Absatz 2 sinngemäß. 
Das Bundesamt handelt dabei im Benehmen mit der 
zuständigen Behörde. 

§ 4 

Altöl darf nicht mehr als 10 v.H. Fremdstoffe 
(Nichtmineralöle) enthalten; die Höhe des zulässigen 
Fremdstoffanteils wird jährlich überprüft. Die dem 
Mineralöl bei seiner Herstellung beigefügten Nicht- 
mineralöle sind keine Fremdstoffe. 
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IIL Abschnitt 

Erhebung und Beitreibung der Ausgleidisabgabe 

§ 5 

Der Schuldner der Ausgleichsabgabe hat über die 
nach § 4 Abs. 2 des Altölgesetzes abgabepflichtigen 
Waren besondere Anschreibungen zu führen. Dies 
gilt nicht, wenn die Menge der abgabepflichtigen 
Waren ohne Schwierigkeit aus den Anschreibungen 
festgestellt werden kann, die nach dem Mineralöl- 
steuerrecht zu führen sind. 


§ 6 

(1) Der Schuldner der Ausgleichsabgabe hat dem 
Bundesamt die Menge der Waren, für die in einem 
Kalendermonat die Abgabepflicht entstanden ist, 
nach vorgeschriebenem Muster bis zum 15. des fol- 
genden Monats zu melden. Die Anmeldung ist mit 
der Anmeldung zur Mineralölsteuerfestsetzung bei 
der dafür zuständigen Zollstelle einzureichen. 

(2) Die Frist nach Absatz 1 gilt nicht, wenn die 
Ausgleichsabgabeschuld bei der Einfuhr abgabe- 
pflichtiger Waren entsteht. 

(3) Das Bundesamt setzt den Ausgleichsabgabe- 
betrag fest. 

(4) Wird bei der Prüfung festgestellt, daß der 
Abgabeschuldner die Menge der abgabepflichtigen 
Waren nicht richtig angemeldet hat, so erläßt das 
Bundesamt einen Berichtigungsbescheid. 

§ 7 

Kommt der Abgabeschuldner mit seiner Zahlung 
in Verzug, so ist der rückständige Betrag mit 3 v.H. 


über dem für Kassenkredite des Bundes geltenden 
Zinssatz der Deutschen Bundesbank jährlich zu ver- 
zinsen. 

Aufgelaufene Habenzinsen sind gesondert abzu- 
führen. 

§ 8 

(1) Auf die Beitreibung finden die Vorschriften 
des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes (VwVG) 
Anwendung. 

(2) Für die Schätzung der Grundlagen zur Fest- 
setzung der Ausgleichsabgabe (§ 5 Abs. 4 des Altöl- 
gesetzes) gelten die Vorschriften der Reichsabgaben- 
ordnung über die Schätzung von Besteuerungs- 
grundlagen sinngemäß. 

§ 9 

Die Abgabe wird nicht erhoben für abgabepflich- 
tige Waren, für welche die Mineralölsteuerschuld 
erlassen, erstattet oder vergütet wird. Wird die 
Mineralölsteuerschuld gestundet, so gilt das gleiche 
für die Abgabeschuld. 

IV. Abschnitt 
Schlußbestimmungen 

§ 10 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1) in Verbindung mit § 12 des Altölgesetzes 
auch im Land Berlin. 

§ 11 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
kündung in Kraft. 
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Zweite Verordnung 
zur Durchführung des Altölgesetzes 

Vom 2. Dezember 1971 

(Bundesgesetzbl. I S. 1939) 


Auf Grund des § 6 Abs. 3 Satz 2 des Altölgesetzes 
vom 23. Dezember 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 1419) 
wird im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Wirtschaft und Finanzen verordnet: 

5 1 

Einrichtung des Nachweisbuches, Verantwortlicher 

(1) Gewerbliche und sonstige wirtschaftliche Un- 
ternehmen haben bei jedem Betrieb, in dem ge- 
brauchte Mineralöle, gebrauchte flüssige Mineralöl- 
produkte oder mineralölhaltige Rückstände aus La- 
ger-, Betriebs- und Transportbehältern mit einem 
Gehalt an Mineralölen von mehr als 4 vom Hundert 
(Altöle) in einer Menge von jährlich mindestens 
500 kg anfallen oder bei dem mit einem jährlichen 
Anfall von Altölen in dieser Menge zu rechnen ist, 
einen Verantwortlichen zu bestellen, der das Nach- 
weisbuch führt, falls es der Inhaber des Unterneh- 
mens nicht selbst führt. Dies gilt nicht, soweit Alt- 
öle mit einem Anteil von nicht mehr als 10 vom 
Hundert an Fremdstoffen vermischt sind und ihre 
Abholung gemäß § 3 Abs. 1 des Altölgesetzes ver- 
langt wird. 

(2) Absatz 1 Satz 1 gilt auch für gewerbliche und 
sonstige wirtschaftliche Unternehmen, die Altöle in 
einer Menge von jährlich mindestens 500 kg über- 
nehmen, für abnahmepflichtige Unternehmen im 
Sinne des § 3 des Altölgesetzes jedoch nur, soweit 
Altöle abgeholt werden, die mit einem Anteil von 
mehr als 10 vom Hundert an Fremdstoffen vermischt 
sind. 

5 2 

Form des Nadiweisbuches und der Eintragungen 

(1) Das Nachweisbuch muß so beschaffen sein, daß 
es der zuständigen Behörde gemäß § 7 Abs. 3 des 
Altölgesetzes vorgelegt oder ausgehändigt werden 
kann. 

(2) Alle Eintragungen müssen dauerhaft sein; sie 
sind in deutscher Sprache und mit deren Schrift- 
zeichen vorzunehmen. Der ursprüngliche Inhalt einer 
Eintragung darf nicht unleserlich gemacht werden; 
auch dürfen keine Veränderungen vorgenommen 


werden, deren Beschaffenheit es ungewiß läßt, ob 
sie bei der ursprünglichen Eintragung oder erst 
später gemacht worden sind. 

(3) Die Eintragungen können auch in Form einer 
geordneten Speicherung auf Datenträgern vorgenom- 
men werden. Werden Daten gespeichert, so muß zur 
Erfüllung der Verpflichtung nach Absatz 1 sicher- 
gestellt sein, daß die Eintragungen jederzeit in Klar- 
schrift ausgedruckt werden können. Absatz 2 gilt 
sinngemäß. 

(4) In dem Nachweisbuch ist der Name des Ver- 
antwortlichen unter Angabe des Zeitraums, für den 
der Verantwortliche das Nachweisbuch führt, fest- 
zuhalten. 

5 3 

Zeitpunkt und Ihhalt der Eintragungen 

(1) In den Fällen des § 1 Abs. 1 sind in das Nach- 
weisbuch unverzüglich nach dem Anfall, der Weiter- 
gabe oder der Beseitigung der Altöle die nach der 
Anlage 1 erforderlichen Angaben einzutragen. 

(2) In den Fällen des § 1 Abs. 2 sind in das Nach- 
weisbuch unverzüglich nach der Übernahme, der 
Weitergabe oder der Beseitigung der Altöle die 
nach der Anlage 2 erforderlichen Angaben einzu- 
tragen. 

5 4 

Aufbewahrung der Nachweisbücher 

Die Nachweisbücher sind drei Jahre lang, vom 
Tag der letzten Eintragung an gerechnet, aufzube- 
wahren. 

§ 5 

Einbehalten und Aufbewahren der Belege 

(1) Belege über die Weitergabe von Altölen sind 
vom übernehmenden und vom abgebenden Unter- 
nehmen, soweit diese ein Nachweisbuch zu führen 
haben, einzubehalten. 

(2) Die Belege sind so lange aufzubewahren wie 
die Nachweisbücher, in die die entsprechenden An- 
gaben nach § 3 einzutragen sind. 
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§ 6 

Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne des § 10 Abs. 1 Nr. 5 
aes Aitölgesetzes handelt, wer vorsätzlich oder fahr- 
lässig 

1. entgegen § 1 einen Verantwortlichen zur Führung 
des Nachweisbuches nicht bestellt, 

2. entgegen § 2 Abs. 2 bis 4 eine Eintragung nicht 
in der vorgeschriebenen Form vornimmt, 

3. entgegen § 3 die erforderlichen Angaben nicht 
unverzüglich in das Nachweisbuch einträgt, 


4. entgegen § 4 das Nachweisbuch nicht aufbewahrt, 

5. entgegen $ 5 Belege nicht einbehält oder nicht 
aufbewahrt. 

§ 7 

Berlin-Klausel 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Uber- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1) in Verbindung mit § 12 des Altölgesetzes 
auch im Land Berlin. 9 

§ 8 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1972 in Kraft. 
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Anlage 1 


to 

o 


Muster 

für 

Nachweisbuch der Altölbesitzer 

(§ 3 Abs. 1 der Zweiten Verordnung zur Durchführung des Altölgesetzes) 


Anfall der Altöle 

Weitergabe der Altöle 

Eigenbeseitigung 

Menge 

in 

Litern 

Davon 

Fremd- 

stoffe 

in 

Litern 

Datum 
mit Be- 
stätigung 
des 

Verant- 

wortlichen 

an abnahme- 
pflichtiges 
Unternehmen 

an nicht 

abnahmepflichtiges 

Unternehmen 

lfd. Nr. 
des An- 
nahme- 
scheins; 

Beleg 

Datum 
mit Be- 
stätigung 
des 

Verant- 

wortlichen 

Ver- 

bren- 

nung 

Menge 

in 

Litern 

Sonstige Beseitigung 

Datum 
mit Be- 
stätigung 
des 

Verant- 

wortlichen 

Menge 

in 

Litern 

Firma 

Menge 

in 

Litern 

Firma 

Menge 

in 

Litern 
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. 

Ort 

l 

2 

3 

4 

• 

6 

7 

8 

9 

10 

u 

12 

13 

14 





. 


' 









Druck sach e V l/3312 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 



Anlage 2 


Muster 

für 

Nadiweisbudi der Altölabholer 

(§ 3 Abs. 2 der Zweiten Verordnung zur Durchführung des Altölgesetzes) 


Übernahme der Altöle 

Weitergabe der Altöle 

Beseitigung der Altöle 

lfd. Nr. 
des An- 
nahme- 
Scheins; 
Beleg 

Menge 

in 

Litern 

von 

Firma 

Datum 
mit Be- 
stätigung 
des 

Verant- 

wortlichen 

Menge 

in 

Litern 

an 

Firma 

Datum 
mit Be- 
stätigung 
des 

Verant- 

wortlichen 

Auf- 

arbei- 

tung 

Menge 

in 

Litern 

Ver- 

bren- 

nung 

Menge 

in 

Litern 

Sonstige Beseitigung 

Datum 
mit Be- 
stätigung 
des 

Verant- 

wortlichen 

Menge 

in 

Litern 
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Ort 

l 

2 


4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

u 

12 

13 
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Anlage 4 


Richtlinien 

über die Gewährung von Zuschüssen 
nach dem Altölgesetz 

Vom 21. Januar 1969 

(Bundesanzeiger Nr. 22 vom 1. Februar 1969 S. 1) 


1. Grundsätze 

Bei der Zuschußgewährung sind die in § 2 des Gesetzes 
über Maßnahmen zur Sicherung der Altölbeseitigung (Alt- 
ölgesetz) vom 23. Dezember 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 1419) 
genannten Ziele zu beachten. Insbesondere ist für eine spar- 
same und sachgerechte Verwendung der Mittel des Rück- 
stellungsfonds Sorge zu tragen. 

II. Voraussetzungen 

1. Die Zuschüsse können auf Antrag gewerblichen und son- 
stigen wirtschaftlichen Unternehmen sowie juristischen 
Personen des öffentlichen Rechts gewährt werden, wenn 
sie die Voraussetzungen des § 2 Abs. 1 Satz 1 des Alt- 
ölgesetzes in Verbindung mit der Verordnung zur Durch- 
führung des Altölgesetzes vom 21. Januar 1969 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 89) erfüllen. Hierzu gehört auch, daß sie 
das ordnungsgemäße Sammeln und Befördern des Altöls 
gewährleisten. Ferner haben sich die Antragsteller schrift- 
lich gegenüber dem Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft 
(Bundesamt) zu verpflichten. 

a) sämtliche in einem vom Bundesamt bezeichneten Ge- 
biet anfallenden Altöle (§ 3 Abs. 2 des Altölgesetzes) 
abzuholen oder die spätere Abholung vorzubereiten 
sowie die erforderlichen Sammlungs-, Transport- und 
Beseitigungsvorrichtungen innerhalb der vom Bundes- 
amt festgesetzten Frist bereitzustellen, 

b) dem Bundesminister für Wirtschaft, dem Bundesamt 
oder dessen Beauftragten ein Prüfungs- und Auskunfts- 
recht, das an Ort und Stelle oder am Sitz der die Prü- 
fung durchführenden Stelle ausgeübt werden kann, 
über die Tatsachen und Unterlagen einzuräumen, die 
mit der Gewährung der Zuschüsse im Zusammenhang 
stehen, ferner die erforderlichen Auskünfte zu erteilen 
und die Prüfung der Unterlagen, die in ordnungsgemä- 
ßem Zustand bereitzuhalten sind, zu dulden. 

2. Zuschüsse dürfen nur für die Beseitigung im Bundesgebiet 
angefallener Altöle gewährt werden. Altöle, die von deut- 
schen und ausländischen in deutschen Häfen liegenden 
Schiffen sowie von Schiffen der Bundesmarine, aus deut- 
schen Freihäfen und von ausländischen im Inland statio- 
nierten Streitkräften stammen, sind im Bundesgebiet an- 
gefallen. 

3. Zuschüsse dürfen nicht gewährt werden, wenn und soweit 
aus Altölen aufgearbeitete Zweitraffinate in ein Mitglieds- 
land der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft ausgeführt 
werden. Bereits gewährte Zuschüsse sind unverzüglich an 
das Bundesamt zurückzuzahlen. 

Der Antragsteller hat sich gegenüber dem Bundesamt zu 
verpflichten, die Ausfuhr von Zweitraffinaten in ein Mit- 
gliedsland der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft un- 
verzüglich anzuzeigen und bei der Veräußerung der Zweit- 
raffinate folgenden Hinweis in die Rechnung oder den 
Lieferschein aufzunehmen: 

„Für die Herstellung dieser Ware ist nach § 2 Abs. 1 des 
Gesetzes über Maßnahmen zur Sicherung der Altölbeseiti- 
gung (Altöl gesetz) vom 23. Dezember 1968 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1419) ein Zuschuß gewährt worden. Im Falle der 
Ausfuhr in einen Mitgliedstaat der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft ist der Zuschuß an das Bundesamt für 
gewerbliche Wirtschaft, Frankfurt a. M., zurückzuzahlen." 

III. Antragsverfahren 

1. Anträge auf Zuschüsse sind in doppelter Ausfertigung bei 
dem Bundesamt bis zum 15. jedes Monats für die im vor- 
aufgegangenen Kalendermonat beseitigte Altölmenge un- 
ter Benutzung des hierfür vorgesehenen Vordrucks zu 
stellen. 

2. Dem erstmaligen Antrag sind beizufügen: 

a) Eine Abschrift oder Fotokopie der behördlichen Zu- 
lassung (Genehmigung, Erlaubnis, Bewilligung) für die 
Anlage zur Beseitigung von Altöl sowie Änderungen 
der Zulassung, ferner eine Beschreibung der Samm- 


lungs- und Transportvorrichtungen sowie der Beseiti- 
gungsanlagen, sofern diese nicht in der behördlichen 
Zulassung enthalten ist. Ist eine behördliche Zulas- 
sung nicht erteilt, so muß eine Bescheinigung der für 
die Zulassung zuständigen Behörde vorgelegt werden, 
daß eine § 2 Abs. 1 Satz 1 des Altölgesetzes und § 1 
Satz 1 der Durchführungsverordnung entsprechende Be- 
seitigung des Altöls sichergestellt ist. Das Bundesamt 
kann für die Vorlage eine Frist setzen. Das Bundesamt 
handelt dabei im Benehmen mit der zuständigen Be- 
hörde, War die Anlage nach § 16 Abs. 4 der Gewerbe- 
ordnung anzuzeigen, so ist eine Bestätigung der hier- 
für zuständigen Behörde über den Eingang der An- 
zeige vorzulegen. 

b) Die nach dem 30. Juni 1969 geltende Preisliste gemäß 
§ 3 Abs. 4 Satz 2 des Altölgesetzes; die Liste ist bei 
Preisänderungen zu berichtigen. 

c) Die schriftliche Erklärung, daß der Antragsteller die in 
Abschnitt II vorgesehenen Verpflichtungen übernimmt 
und sich den Bestimmungen des Abschnitts V unter- 
wirft. 

IV. Festsetzung des Zuschusses 

A. 

Der Zuschußbetrag wird zum Ausgleich ungedeckter Be- 
seitigungskosten, zu denen die Sammlungs- und Transport- 
kosten zählen, vom Bundesamt in einem Bewilligungsbescheid 
festgesetzt. 

1. Der Zuschuß beträgt für 100 kg Altöl, soweit 

a) zu Schmieröl aus der Nummer 27.10 — C — III des Zoll- 
tarifs aufgearbeitet, nicht mehr als 5 v. H. Gewichts- 
prozente andere Stoffe (z. B. Additive) enthaltend, aus 
dem Herstellungsbetrieb entfernt und nicht zum Ver- 
heizen bestimmt: 12 DM, 

b) verbrannt: 10 DM. 

Werden zusätzliche öffentliche Hilfen, insbesondere ver- 
lorene Zuschüsse und Steuerbefreiungen aus anderen als 
konjunktur- und strukturpoli tischen Gründen gewährt, so 
sind die Zuschußbeträge entsprechend zu kürzen. 

2. Soweit Altöl zu anderen Zweitraffinaten als Schmieröl auf- 
gearbeitet ist, werden bis zum Abschluß der erforderlichen 
Kostenuntersuchungen die nachgewiesenen ungedeckten 
Kosten, höchstens 12 DM für 100 kg Altöl, ersetzt 

3. Nummer 2 gilt sinngemäß für 

a) Altöl, bei dessen Verbrennung Energie gewonnen und 
wirtschaftlich genutzt wird, 

b) die Ablagerung von Altöl. 

Der Zuschuß beträgt höchstens 10 DM für 100 kg Altöl. 

4. a) Der Nachweis ist durch eine Gegenüberstellung der 

Kosten und Erlöse zu führen, die durch geeignete Prü- 
fungsstellen zu bestätigen ist. Das Bundesamt kann 
sich die Prüfung Vorbehalten. 

b) Wird der Nachweis durch besondere, von dem Antrag- 
steller nicht zu vertretende Umstände verzögert, so 
kann das Bundesamt Abschläge bis zu 85 v.R der in 
Nummer 2 und 3 genannten Höchstsätze für 100 kg 
Altöl zahlen. 

B. 

1. Zusätzliche Kosten, die durch überdurchschnittlich schwie- 
rige Sammlungsbedingungen in den vom Bundesamt be- 
zeichneten Gebieten entstehen, werden gegen Nachweis 
ausgeglichen. Buchstabe A, Nr. 4a gilt entsprechend. 

2. Soweit vor dem 1. Januar 1969 für die Abholung von 
Altöl kein Entgelt entrichtet wurde, kann grundsätzlich 
davon ausgegangen werden, daß keine überdurchschnitt- 
lich schwierigen Sammlungsbedingungen vorliegen. 

C. 

Ist der Zuschußempfänger zugleich Abgabeschuldner, rech- 
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net das Bundesamt den zu leistenden Zuschuß mit der zu 
entrichtenden Ausgleichsabgabe auf. 

V. Widerruf 

Das Bundesamt kann Bewilligungsbescheide widerrufen, 
wenn und soweit 

1. sie auf Grund unrichtiger Angaben erteilt worden sind, 

2. eine der Voraussetzungen für die Gewährung des Zu- 
schusses nicht gegeben war oder entfällt, 

3. der Zuschuß empfänger den nach dem Altölgesetz bestimm- 
ten oder gegenüber dem Bundesamt übernommenen Ver- 
pflichtungen nicht nachkommt 


Soweit ein Widerruf erfolgt, sind geleistete Beträge zu- 
rüdczuzahlen. Der zurückzuzahlende Betrag ist vom Zeit- 
punkt der Auszahlung bis zum Zeitpunkt der Rückzahlung 
mit 2 v. H. über dem für Kassenkredite des Bundes geltenden 
Zinssatz der Deutschen Bundesbank jährlich zu verzinsen. 

Kommt der Zuschuß empfänger mit seiner Rückzahlung in 
Verzug, so ist der rückständige Betrag mit 3 v. H. über dem 
für Kassenkredite des Bundes geltenden Zinssatz der Deut- 
schen Bundesbank jährlich zu verzinsen. Auf gelaufene Haben- 
zinsen sind gesondert abzuführen. 

Bonn, den 21. Januar 1969 

III B 4 — 70 63 90 
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Anlage 5 


Änderung 

der Richtlinien über die Gewährung 
von Zuschüssen nadi dem Altölgesetz 

Vom 10. Februar 1969 

(Bundesanzeiger Nr. 39 vom 26. Februar 1969 S. 2) 

Die Richtlinien über die Gewährung von Zuschüs- 
sen nach dem Altölgesetz vom 21. Januar 1969 (Bun- 
desanzeiger Nr. 22 vom 1. Februar 1969) werden 
wie folgt geändert: 

Abschnitt IV A Nr. 1 a der vorgenannten Richt- 
linien erhält rückwirkend folgende Fassung: 

„a) zu Schmieröl aus der Nummer 27.10-G-III des 
Zolltarifs unter Hinzurechnung von nicht mehr 
als 5 v. H. Gewichtsprozenten sonst beigefügter 
anderer Stoffe (z. B. Additive) aufgearbeitet, 
dieses aus dem Herstellungsbetrieb entfernt 
und nicht zum Verheizen bestimmt: 12 DM,". 


Anlage 6 


Zweite Änderung 

der Richtlinien über die Gewährung 
von Zuschüssen nach dem Altölgesetz 

Vom 5. August 1970 

(Bundesanzeiger Nr. 147 vom 13. August 1970 S. 2) 

Die Richtlinien über die Gewährung von Zuschüs- 
sen nach dem Altölgesetz vom 21. Januar 1969 (Bun- 
desanzeiger Nr. 22 vom 1. Februar 1969) in der Fas- 
sung der Änderung der Richtlinien über die Ge- 
währung von Zuschüssen nach dem Altölgesetz vom 
10. Februar 1969 (Bundesanzeiger Nr. 39 vom 26. Fe- 
bruar 1969) werden mit Wirkung vom 1. Januar 1969 
wie folgt geändert: 

1. In Abschnitt IV der vorgenannten Richtlinie wird 

nach dem Buchstaben B folgender neuer Buch- 
stabe C eingefügt: r 

Die von dem Zuschußempfänger auf erhaltene 
Zuschüsse zu entrichtende Umsatzsteuer wird 
gegen Nachweis ersetzt." 

2. Der bisherige Buchstabe C des Abschnitts IV 
wird Buchstabe D. 
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Anlage 7 


3. Änderung 

der Richtlinien über die Gewährung von Zuschüssen 
nach dem Altölgesetz 

Vom 14. Oktober 1971 

(Bundes anz ei ger Nr. 199 vom 23. Oktober 1971 S. 2) 


Die Richtlinien über die Gewährung von Zuschüs- 
sen nach dem Altölgesetz vom 21. Januar 1969 (Bun- 
desanzeiger Nr. 22 vom 1. Februar 1969) in der 
Fassung der 2. Änderung der Richtlinien über die 
Gewährung von Zuschüssen nach dem Altölgesetz 
vom 5. August 1970 (Bundesanzeiger Nr. 147 vom 
13. August 1970) werden mit Wirkung vom 1. Ja- 
nuar 1969 wie folgt geändert: 

1. In Abschnitt IV Buchstabe A der vorgenannten 
Richtlinien wird nach Nummer 3 folgende neue 
Nummer 4 eingefügt: 


„4. Die bei der Verbrennung von Altöl ent- 
stehenden Kosten der Abgasreinigung wer- 
den, soweit die Abgasreinigungsanlage dem 
Stand der Technik entspricht, bis zum Ab- 
schluß der erforderlichen Kostenuntersuchun- 
gen gegen Nachweis, höchstens mit 2,60 DM 
für 100 kg Altöl, ersetzt." 

2. Die bisherige Nummer 4 des Abschnitts IV Buch- 
stabe A wird Nummer 5. 


Anlage 8 


Erlaß 

zum Altölgesetz; hier: Erhebung der Ausgleichsabgabe *) 

Vom 30. Dezember 1968 

(Bundesanzeiger Nr. 12 vom 18. Januar 1969 S. 2) 


Das Gesetz über Maßnahmen zur Sicherung der Altölbesei- 
tigung (Altölgesetz) vom 23. Dezember 1968 ist im Bundes- 
gesetzblatt Teil I S. 1419 verkündet worden. Die nach den §§ 2, 
3 und 4 des Altölgesetzes erforderlichen Durchführungsbestim- 
mungen werden vorbereitet. 

Zur rechtzeitigen Unterrichtung der Schuldner der Aus- 
gleichsabgabe übermittle ich das anliegende Muster für die ge- 
mäß § 4 des Altölgesetzes zu erhebenden Ausgleichsabgabe. 
Ich stelle anheim, nach Absprache mit den Abgabeschuldnern 
zu prüfen, ob ein zentraler Druck des Anmeldeformulars zweck- 
mäßig ist. 

Ergänzend weise ich auf folgendes hin: 

1. Zu § 4 des Gesetzes 

a) Der Abgabeschuidner hat die Waren, für die in einem Ka- 
lendermonat Abgabeschulden entstanden sind, bis zum 15. 
des folgenden Monats nach dem anliegenden Muster anzu- 
melden. Die Anmeldung ist der für den Betrieb zuständigen 
Zollstelle mit der Anmeldung von Mineralöl zur Steuerfest- 
setzung zu übergeben. Ist zugelassen, daß Mineralölsteuer 
zentral angemeldet und entrichtet wird, so gilt dies auch 
für die Ausgleichsabgabe. 

b) Das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft kann im Einver- 
nehmen mit dem für den Geschäftssitz des Abgabeschuldners 
zuständigen Hauptzollamt zulassen, daß Unternehmen, die 
die Voraussetzungen für die zentrale Steueranmeldung erfül- 
len (zentrale Mengenerfassung und Buchhaltung mit Daten- 
verarbeitungsanlagen), bis zur Genehmigung der zentralen 
Steueranmeldung 'nur die abgabepflichtigen Waren zentral 
anmelden, wenn dadurch die Prüfung nicht erschwert wird. 
Das Bundesamt kann für die Zeit des Übergangs die Frist 
zur Anmeldung bis zum 25. des Monats verlängern. Die Ab- 
gabeschuld ist in allen Fällen bis zum 10. des zweiten auf 
ihre Entstehung folgenden Monats an das Bundesamt für 
gewerbliche Wirtschaft zu entrichten (§ 4 Abs. 5 des Ge- 
setzes). 


2. Zu § 11 des Gesetzes 

a) Für die Anmeldung der am 31. Dezember 1968 um 24 Uhr 
vorhandenen Bestände an Waren, für die Ausgleichsabgabe 
nachzuentrichten ist, gilt das Muster entsprechend. Die An- 
meldung ist jedoch unmittelbar an das Bundesamt für ge- 
werbliche Wirtschaft zu senden. 

b) Der Abgabeschuldner kann alle Waren, die er im Zeitpunkt 
des Inkrafttretens des Gesetzes besitzt und für die die Aus- 
gleichsabgabe nachzuentrichten ist, in einer Anmeldung zu- 
sammenfassen, wenn der Bestand nachträglich anhand der 
an seinem Geschäftssitz vorhandenen Unterlagen geprüft 
werden kann. Der Anmeldung ist eine Aufstellung aller 
Lagerstätten beizufügen, auf die sich die zentrale Anmel- 
dung erstreckt. 

c) Zur Vereinfachung der Ermittlung des Anteils an versteuer- 
tem Schweröl in Schmiermitteln bin ich damit einverstanden 
daß der Schwerölanteil für alle als Bestand vorhandenen 
Schmiermittel pauschal mit 90 v. H. des Eigengewichts an- 
genommen wird; die Ausgleichsabgabe beträgt in diesen 
Fällen 6,75 DM für 100 kg des Eigengewichts der Schmier- 
mittel. 

d) Für Bestände in Gebinden, deren Inhalt nach Litern ange- 
geben ist, kann bei der Errechnung des Eigengewichts von 
einer Dichte von 0,900 ausgegangen werden. 

e) Die Fristen für die Anmeldung und Entrichtung der Abgabe 
ergeben sich aus § 11 Abs. 2 des Gesetzes. 

3. 

Abschrift dieses Erlasses nebst Anlage habe ich dem Bundes- 
minister der Finanzen mit der Bitte übermittelt, die Zollbehör- 
den entsprechend zu unterrichten. Der Erlaß nebst Anlage wird 
in einer der nächsten Ausgaben des Bundeszollblattes sowie 
des Ministerialblattes des Bundesministers für Wirtschaft be- 
kanntgegeben werden. Die beteiligten Wirtschaftsverbände er- 
halten Kenntnis. 


( ) Gerichtet an das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft 
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An das 
Bundesamt 

für gewerbliche Wirtschaft 
6 Frankfurt 
über das 

Zollamt 

Anmeldung zur Entrichtung der Ausgleichsabgabe 
Ich — Wir — melde/n die in dem nachstehenden Auszug aus der 
Anmeldung von Mineralöl zur Steuerfestsetzung aufgeführten 
abgabepflichtigen Waren, für die die Mineralölsteuerschuld im 

Monat 19 unbedingt geworden ist, zur 

Festsetzung der Ausgleichsabgabe nach § 4 des Gesetzes über 
Maßnahmen zur Sicherung der Altölbeseitigung an.*) Ich — Wir 
beantrage/n gleichzeitig 

— die Erstattung der Ausgleichsabgabe für die abgabepflich- 
tigen Waren, die ich — wir — in meinem — unseren — Be- 
trieb zurückgenommen habe/n — *) 

— die Vergütung der Ausgleichsabgabe für den Anteil ver- 
steuerten Schweröls in Schmiermitteln, die ausgeführt oder 
zu einem Zollverkehr abgefertigt worden sind.*) 

Die Ausgleichs- 

Art der Waren Menge in kg abgabe Ist zu 

entrichten für (kg) 

Gasöl für Schmierzwecke 
in den Betrieb 
zurückgenommen '/ 


Eingangsstempel der Zollstelle 
Anmeldungsbuch Abt. Nr 

Name, Datum und Amtsbezeichnung 


Schmieröle 

in den Betrieb 
zurück genommen /. 


Schwerölanteil in 
Schmiermitteln 

ausgeführt oder zum 
Zollverkehr abgefer- 
tigt /. 


Summe; kg 

Die Ausgleichsabgabe beträgt: DM, 



Mir — Uns — ist bekannt, daß dieser Betrag ohne Aufforderung 
bis zum 10 19 an das Bundesamt für ge- 

werbliche Wirtschaft, Konto Deutsche Bank, Frankfurt, Kto.- 
Nr. 91/5900 „Rückstellungsfonds Altölbeseitigung" entrichtet 
werden muß. 


(Ort und Datuml 


(Firma und Unterschrift) 


Prüfungsvermerk der Zollstelle 

Mit der Steueranmeldung übereinstimmend 

Datum, Name und Amtsbezeichnung 


Die Ausgleichsabgabe wird auf den Betrag von DM 

festgesetzt. 

Anschreibebuch No 


*) Nicht zutreffendes streichen 
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Anlage 9 


Erlaß 

über die Mitwirkung der Zollstellen bei der 
Durchführung des Altölgesetzes 

Vom 13* Januar 1969 

(Bundesanzeiger Nr. 12 vom 18. Januar 1969 S. 1) 


I. 

Die Übergangshilfe für die Herstellung von Schmierölen aus 
Altölen nach Artikel 8 des Gesetzes über Umstellung der Ab- 
gaben auf Mineralöl vom 20. Dezember 1963 (Bundesgesetzbl. I 

S. 995) ist am 31. Dezember 1968 ausgelaufen. Übergangshilfe 
wird nur noch für die Sdimierölmengen gewährt, die bis ein- 
schließlich 31. Dezember 1968 den Herstellungsbetrieb verlas- 
sen haben. 

II. 

Am 1. Januar 1969 ist das Gesetz über Maßnahmen zur Siche- 
rung der Altölbeseitigung (Altölgesetz) vom 23. Dezember 1968 
(Bundesgesetzbl. I S. 1419) in Kraft getreten. Nach § 4 Abs. 2 
Nr. 1 bis 3 unterliegen 

1 . Schmieröle aus der Nummer 27.10-C-III des Zolltarifs, 

2. Gasöle der Nummer 27.10-C-I des Zolltarifs, die zum Schmie- 
ren verwendet werden, und 

3. der Schwerölanteil in Schmiermitteln 

einer besonderen Ausgleichsabgabe von 7,50 DM je 100 kg. 
Sie fließt einem Rückstellungsfonds zu, der vom Bundesamt 
für gewerbliche Wirtschaft verwaltet wird. Die Mittel des 
Fonds sind zur Finanzierung der in diesem Gesetz vorgesehenen 
Maßnahmen zur Beseitigung von Altöl bestimmt. Das Gesetz 
sieht in den §§ 4 und 5 die Mitwirkung der Zollverwaltung vor. 
Es verpflichtet sie, dem Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft 
die für die Erhebung der Ausgleichsabgabe erforderlichen Aus- 
künfte zu erteilen und Unterlagen zur Verfügung zu stellen. 

Zu dem Gesetz und seiner Durchführung bemerke ich: 

1. Anpassung des Erhebungsverfahrens an 
das Verfahren nach dem M i n e r a 1 ö 1 s teuer- 
recht 

Die Bestimmungen über die Entstehung der Ausgleichsabga- 
beschuld, die Person des Schuldners und die Anmeldung der 
Ausgleichsabgabe sind den entsprechenden Bestimmungen 
für die Mineralölsteuer angepaßt. Die Ausgleichsabgabe 
entsteht immer dann, wenn für die abgabepflichtigen Waren 
die Mineralölsteuerschuld unbedingt wird. Das vereinfacht 
die Erhebung der Ausgleichsabgabe, insbesondere in dem 
Bereich, in dem die Zollstellen mitwirken. 

2. Anmeldung zur Erhebung der Ausgleichs- 
abgabe 

Der Schuldner der Ausgleichsabgabe, der auch Schuldner 
der Mineralölsteuer ist, hat zusammen mit der Steueranmel- 
dung (Muster 1 a) eine besondere Anmeldung zur Entrich- 
tung der Ausgleichsabgabe bei der für ihn zuständigen Zoll- 
stelle abzugeben. Das neue Muster der Steueranmeldung 
enthält einen nachrichtlichen Teil, in dem die Mineralöle 
nach Art und Menge anzumelden sind, die zugleich der Aus- 
gleichsabgabe unterliegen. Dieser Teil dient der späteren 
Prüfung. Firmen, denen die zentrale Anmeldung und Ent- 
richtung der Mineralölsteuer genehmigt ist, melden auch die 
abgabepflichtigen Waren zentral bei dem für den Geschäfts- 
sitz zuständigen Hauptzollamt an. 

3. Behandlung der Anmeldung durch die 
Z o 1 1 s t e 1 1 e 

Die für die Steueranmeldung zuständige Zollstelle nimmt 
die „Anmeldung zur Entrichtung der Ausgleichsabgabe“ mit 
der Steueranmeldung entgegen, vermerkt den Empfang die- 
ser Anmeldung in der Steueranmeldung und prüft die Über- 
einstimmung mit dem nachrichtlichen Teil der Steueranmel- 
dung. Sie bescheinigt in der Anmeldung zur Entrichtung der 
Ausgleichsabgabe die Übereinstimmung der angemeldeten 
Mengen, vermerkt darin die Buchungsstelle des Mineral- 
ölsteueranmeldungsbuches für die Steueranmeldung, sammelt 
die Anmeldungen zur Entrichtung der Ausgleichsabgabe beim 
Mineralölsteueranmeldungsbuch und sendet sie zum Monats- 
ende an das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft in Frank- 
furt. Die Absendung ist auf der Steueranmeldung oder in 
der Bemerkungsspalte des Mineralölsteueranmeldungsbu- 
ches zu vermerken. 


Entsprechend ist zu verfahren, wenn Mineralöl bei der Ein- 
fuhr zur Versteuerung angemeldet wird. Im Einvernehmen 
mit dem Herrn Bundesminister für Wirtschaft kann bei Ein- 
fuhren, für die Abgaben nach den pauschalierten Abgaben- 
sätzen des § 148 AZÖ erhoben werden, auf eine Anmeldung 
zur Entrichtung der Ausgleichsabgabe verzichtet werden. 

4. Festsetzung und Entrichtung der Aus- 
gleichsabgabe 

Das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft setzt nach Ein- 
gang der Anmeldungen die Ausgleichsabgabe fest. Der 
Schuldner hat sie ohne Aufforderung bis zum 10. des zweiten 
auf die Entstehung folgenden Monats an das Bundesamt für 
gewerbliche Wirtschaft zu entrichten. 

5. Prüfung der Anmeldungen 

Der mit der Prüfung der Mineralölsteueranmeldung betraute 
Oberbeamte des Aufsichtsdienstes stellt bei dieser Prüfung 
auch fest, ob der Schuldner der Ausgleichsabgabe alles 
Mineralöl in dem nachrichtlichen Teil der Steueranmeldung 
aufgeführt hat, für das gleichzeitig die Ausgleichsabgabe- 
schuld entstanden ist. Eine besondere Prüfung ist nicht er- 
forderlich, wenn die zur Versteuerung angemeldeten Mengen 
mit den Mengen übereinstimmen, für die die Ausgleichsab- 
gabe zu entrichten ist. Ergibt die Prüfung, daß die zur Aus- 
gleichsabgabe angemeldeten Mengen nicht zutreffen, und 
erkennt der Schuldner die bei der Prüfung festgestellte 
Menge an, so ist der Fehler in der nächsten Anmeldung aus- 
zugleichen; hat der Schuldner die Abgabe noch nicht ent- 
richtet, so kann er auch die laufende Anmeldung berichtigen. 
In anderen Fällen, besonders beim Verdacht einer vorsätz- 
lichen oder fahrlässigen Verkürzung der Ausgleichsabgabe 
oder eines erstrebten Zinsgewinns ist dem Bundesamt für 
gewerbliche Wirtschaft das Prüfungsergebnis schriftlich zur 
Nacherhebung der Ausgleichsabgabe mitzuteilen. Straf- 
rechtliche Maßnahmen durch die Zollverwaltung kommen 
nicht in Betracht, weil die Ausgleichsabgabe keine Steuer im 
Sinne der Abgabenordnung ist. 

6. Erhebung der Ausgleichsabgabe außer- 
halb des Anmeldeverfahrens 

Ergeht außerhalb des üblichen Verfahrens der Steueranmel- 
dung ein Steuerbescheid über Mineralöle, die zugleich der 
Ausgleichsabgabe unterliegen, so ist eine Abschrift des 
Steuerbescheides dem Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft 
zur Anforderung der Ausgleichsabgabe zu übersenden. Die 
Übersendung ist aktenkundig zu machen. Im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Wirtschaft bin ich jedoch damit 
einverstanden, daß die Übersendung einer Abschrift des 
Steuerbescheides unterbleibt, wenn eine Doppelbesteuerung 
vorliegt oder wenn das Mineralöl ausgeführt oder im Gel- 
tungsbereich des Gesetzes nicht zu Schmierzwecken verwen- 
det worden ist. 

7. Erstattung, Erlaß und Vergütung der 
A u s g 1 e i c h s a b g a b e 

Die Verordnung zur Durchführung des Altölgesetzes wird 
vorsehen, daß die Ausgleichsabgabe nicht erhoben wird für 
abgabepflichtige Waren, für welche die Mineralölsteuer- 
schuld erlassen, erstattet oder vergütet wird. 

Die Menge der abgabepflichtigen Waren, für die die Erstat- 
tung nach § 10 Satz 1 des Mineralölsteuergesetzes, gegebe- 
nenfalls in Verbindung mit § 37 Abs. 3 der Mineralölsteuer- 
durchführungsverordnung (MinöStDV), in Betracht kommt, 
kann deshalb wie in der Steueranmeldung auch in der An- 
meldung zur Erhebung der Ausgleichsabgabe abgesetzt wer- 
den. Ebenso ist zu verfahren, wenn die Vergütung von Mine- 
ralölsteuer nach § 11 MinöStG i. V. m. § 39 MinöStDV in der 
Steueranmeldung beantragt wird. 

8. Nacherhebung der Ausgleichsabgabe nach 
§ 11 des Altölgesetzes 

Die Anmeldungen zur Nachentrichtung der Ausgleichsabgabe 
für die beim Inkrafttreten des Gesetzes vorhandenen Be- 
stände an versteuerten abgabepflichtigen Waren nimmt das 
Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft entgegen. Es wird die 
Anmeldungen der zuständigen Zollstelle übersenden, falls 
es eine Prüfung für erforderlich hält. 

III. 

Mit einigen Anlaufschwierigkeiten muß gerechnet werden. 
Ich bitte, daher in der ersten Zeit unter Beachtung des Sinns der 
Bestimmungen nicht kleinlich zu verfahren. 

Falls nicht vorher besonderer Anlaß besteht, bitte ich, zum 
1. September 1969 über die Erfahrungen zu berichten. Dabei 
bitte ich auch anzugeben, welche Kosten der Zollverwaltung 
durch die Wahrnehmung der ihr aus diesem Gesetz zufallen- 
den Aufgaben im einzelnen entstanden sind. 
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Anlage 10 


Bekanntmachung 
über Anträge auf Gewährung 
von Zuschüssen nach dem Altölgesetz 

Vom 24. Februar 1969 

(Bundesanzeiger Nr. 39 vom 26. Februar 1969 S. 2) 


Das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft gibt bekannt: 

Anträge auf Gewährung von Zuschüssen nach dem Altöl- 
gesetz vom 23. Dezember 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 1419) sind 
in doppelter Ausfertigung unter Verwendung des nachstehend 
abgedruckten Formblattes zu stellen. 

Frankfurt a. M., den 24. Februar 1969 

Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft 
Im Auftrag 
Irouschek 


An das 

Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft 
6000 Frankfurt a. M. 

Postfach 3931 

Antrag 

auf Gewährung eines Zuschusses nach § 2 Abs. 2 des Altöl- 
gesetzes vom 23. Dezember 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 1419) 
für Aufarbeitung 


1. Name (Rechtsform) und Anschrift des Unternehmens: 


2. Für welchen Monat wird der Antrag gestellt? 


3. Gesamtes zur Aufarbeitung eingesetztes Altöl 


(verwogene Menge) kg 

4. Davon nicht im Bundesgebiet angefallen kg 


5. a) Schmieröl aus der Nummer 27.10 — C — III des Zolltarifes 

aufgearbeitet, einschließlich der tatsächlich zuggjügten 
anderen Stoffe (z. B. Additive) bis zu 5 Gewichtsprozen- 
ten, aus dem Herstellungbetrieb entfernt und nicht zum 

Verheizen bestimmt kg 

Davon Gewichtsprozente- kg andere Stoffe 

(z. B. Additive). 

b) Andere Zweitraffinate (z. B. Schmiermittel), aus dem Her- 
stellungsbetrieb entfernt (falls verschiedene Sorten, ge 
trennt angeben). 

— kg 

— - - kg 

6. Davon in Mitgliedstaaten der EWG ausgeführte Zweit 

raffinate kg 

7. Zuschußfähige Altölmenge: (Menge aus 5 a dividiert durch 
0,7) 

kg DM 

kg DM 


8. Abzüglich für den gleichen Monat angemeldeter Ausgleichs- 
abgabe von DM 7,50 für 100 kg 

kg DM 

9. Zuschußbetrag DM 

10. Werden zusätzliche Öffentliche Hilfen (z. B. Zuschüsse 

Steuerbefreiungen) gewährt? Ja /Nein 

Wenn ja, bitte gesondert erläutern. 

11. Wie hoch sind die ungedeckten monatlichen Kosten bei Auf- 
arbeitung zu anderen Mineralölprodukten als Schmieröl? 

DM 

12. Als Anlage sind beigefügt: 

a) Nachweis der behördlichen Zulassung der Anlage, falls 
nicht bereits erbracht, 

b) Beschreibung der Sammel- und Transporteinrichtungen 
sowie der Beseitigungsanlagen, sofern diese nicht in der 
behördlichen Zulassung enthalten ist, oder nicht bereits 
vorgelegt, 

c) Preisliste gemäß Abschnitt III 2 b der Richtlinien; 
ggf. Preisänderungen, 

d) Gegenüberstellung der Kosten und Erlöse zu den Num- 
mern 10 u. 11, bestätigt durch geeignete Prüfungsstellen 
(öffentlich bestätigte Wirtschaftsprüfer, vereidigte Buch- 
prüfer), 

e) Verpflichtungserklärung gemäß Abschnitt II u. V der 
Richtlinien. 

Die Vollständigkeit und Richtigkeit der Angaben des Antrages 

und seiner Anlagen, insbesondere die Übereinstimmung der in 

Spalte 5. a und 5. b mit den gegenüber der Zollstelle nach dem 

Mineralöl-Steuerrecht gemachten Angaben, wird versichert 

Die Folgen gegenteiligen Verhaltens sind mir bekannt. 


(Rechtsverbindliche Unterschrift) 

Bankverbindung ; 

Kto.Nr 

Anlage (n): 
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Anlage 11 


Bekanntmachung 

über die Festsetzung der Pflichtgebiete und die hinterlegten Preislisten 

nach dem Altölgesetz 

Vom 25. November 1969 

(Bundesanzeiger Nr. 223 vom 2. Dezember 1969 S. 1) 


Die Pflichtgebiete gemäß § 2 Abs. 2 Nr. 1 des Altölgesetzes 
vom 23. Dezember 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 1419) in Ver- 
bindung mit Abschnitt II Nr. 1 Buchstabe a der Richtlinien 
über die Gewährung von Zuschüssen nach dem Altölgesetz 
vom 21. Januar 1969 (Bundesanzeiger Nr. 22 vom 1. Februar 
1969) werden wie aus der Anlage 1 ersichtlich festgesetzt. 

Die benannten Firmen sind verpflichtet, alle Altöle abzuho- 
len. Sie können sich zur Erfüllung dieser Pflicht eines zuver- 
lässigen Sammelunternehmens bedienen. 

Altöle im Sinne des § 3 Abs. 2 des Altölgesetzes sind flüs- 
sige, aus Mineralölen stammende gebrauchte Stoffe, die nur 
diejenigen Fremdstoffe enthalten dürfen, die beim üblichen 
Gebrauch anfallen. 

Nach § 3 Abs. 5 des Altölgesetzes haftet der Altölbesitzer für 
Schäden, die durch nicht angezeigte Fremdstoffe verursacht 

werden. 

Die Abholung und Beseitigung der Altöle mit einem zuläs- 
sigen Anteil bis zu 10% Fremdstoffen erfolgt unentgeltlich. Für 
die über 10% hinausgehenden Fremdstoffanteile kann das Be- 
seitigungsunternehmen nach Maßgabe seiner beim Bundesamt 
für gewerbliche Wirtschaft hinterlegten Preisliste (§ 3 Abs. 4 
Altölgesetz) ein Entgelt verlangen. 

In Anlage / 2 werden die zur Zeit gültigen Preislisten ver- 
öffentlicht. Die angegebenen Preise sind Nettopreise. 

Die Beseitigungsunternehmen haben beim Abholen der Alt- 
öle (§ 6 Abs. 2 Altölgesetz) Annahmescheine zu verwenden, 
auf denen Art, Menge und ggfl. Entgelt der abgeholten Altöle 
durch den Altölbesitzer, den Sammler und das Beseitigungs- 
unternehmen bestätigt werden. Ein Exemplar des Annahme- 
scheines verbleibt beim Altölbesitzer. 


Fa. Mineralöl-Aufbereitung 
Weiss& Co. 

2102 Hamburg- 

Wilhelmsburg 
Schmidts Breite 3 
Tel.: 04 11/75 89 94/96 


Das Gebiet von Groß-Hamburg 
zuzüglich des Raumes, der von 
folgenden Orten begrenzt ist: 
Lauenburg — Uelzen — Celle — 
Fallingbostel — Verden (Aller) — 
Bremerhaven — Cuxhaven — 
Itzehoe — Neumünster — Lübeck. 


Fa. West-Niedersächsische 
Verbrennungsgesellschaft 
mbH & Co. KG 
Achmer bei Osnabrück 
455 Bramsche 
Postfach 365 
Tel.: 0 54 61/34 21 


Fa. Elektrizitätswerk 
Wesertal GmbH 
325 Hameln 

Bahnhofstraße 18 — 20 
Postfach 24 21 
Tel.: 0 51 51 /75 51 


Fa. DOR Mineralöl- 
Raffinerie 
Hans Rothert & Co. 
5670 Opladen 

Neucronenberg 8 
Postfach 11 47 
Tel.: 0 21 71 /5 29 34 


Bremerhaven — B 6 bis Bremen — 
Autobahn bis Hannover-Ost — 
Lehrte — südlich Hannover bis 
Autobahnauffahrt Bad Nenndorf 

— Autobahn bis Kamener Kreuz 

- Autobahn bis Leverkusener 
Kreuz — südliche Umgehung Köln 
— rheinabwärts bis Bundes grenze. 

Von Zonengrenze B 188 folgend 
über Gifhorn — Burgdorf bis 
Schnittpunkt mit B 3 — B 3 bis 
Autobahn Hannover/Köln — B 441 
über Wunstorf bis Uchte — B 61 
über Minden — Herford bis Biele- 
feld — B 68 bis Paderborn — B 64/ 
B 83 bis Beverungen — B 241 bis 
Osterode — B 243 bis Zonen- 
grenze. 

Land Nordrhein-Westfalen 


Kommt eine Einigung über den gegen Entgelt abzuholenden 
Fremdstoffanteil zwischen. Altölbesitzer und Abholer nicht zu- 
stande, kann die Feststellung auf Grund eingesandter Proben 
durch das Bundesamt getroffen werden. Die Kosten hierfür 
gehen zu Lasten desjenigen, dessen Angaben von dem Analy- 
senergebnis am weitesten abweichen. 

Auf die Annahmebedingungen der Beseitigungsunternehmen 
wird hingewiesen. Sie sind zu beachten, soweit die über- 
nommenen Verpflichtungen damit nicht eingeschränkt werden. 

Frankfurt a. M., den 25. November 1969 

Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft 
Im Auftrag 
Irouschek 


Pflichtgebiete 


Anlage 1 


Fa. Paul Neuling KG 
1 Berlin 47 
Kanalstraße 47/51 
Tel.: 03 11 / 6 01 80 81 
Fa. Pintsch-Oel GmbH 

1 Berlin 47 
Gradestraße 83 — 89 

Tel.: 03 11 /6 01 81 15 
Fa. Mineralölwerke 
Albert Sengewald 
3161 Dedenhausen 
Tel.: 0 5173/884—886 

Fa. Haberland & Co. 
Mineralöl-Raffinerie 
3161 Dollbergen 
Tel.: 0 5177/346 u. 348 
Fa. Horst Fuhse 
Mineralöl-Raffinerie 

2 Hamburg 28 
Marckmannstraße 36 

Tel.: 04 11 /78 79 80 


Westberlin, die Länder Hamburg 
und Schleswig-Holstein 


Westberlin, die Länder Bremen 
und Schleswig-Holstein 


Land Niedersachsen 


Die Länder Niedersachsen und 
Bremen 


Das Gebiet von Groß-Hamburg 
zuzüglich des Raumes, der von 
folgenden Orten begrenzt ist: 
Lauenburg — Uelzen — Celle — 
Fallingbostel — Verden (Aller) — 
Bremerhaven — Cuxhaven — 
Itzehoe — Neumünster — Lübeck. 


Fa. Friedrich Fründ & Co. KG 
Mineralöl-Raffinerie 
46 Dortmund-Asseln 
Briefsweg 22 a 
Tel.: 02 31 /55 97 76 
Fa. Rheinische Motor-Oel 
ehern. Werke Theile-Odiel 
& Co. 

41 Duisburg-Meiderich 
Krabbenkamp 11 a 
Postfach 635/643 
Tel.: 0 21 31 /4 40 71 
Fa. Westfälische Mineralöl- 
und Asphaltwerke 
W. H. Schmitz KG 
46 Dortmund-Hafen 
Tankweg50 
Postfach 330 
Tel.: 02 31/81 83 51 
Fa. Harpener Bergbau- 
Aktien-Gesellschaft 
46 Dortmund 
Postfach 872 
Tel.: 02 31 /3 01 71 
(149 71) 

Fa. Gesellschaft für 
Tank- und Bodenschutz 
5159 Türnich 

Industriegelände Ost 
Tel.: 0 22 37/77 88 


Land Nordrhein-Wefetfalen 


Land Nordrhein-Westfalen 


Land Nordrhein- Westfalen 


Land Nordrhein-Westfalen 


Von Bundesgrenze der Landes- 
grenze Nordrhein-Westfalen fol- 
gend nach Adenau — B257 bis 
Gelsdorf — Landesgrenze Nord- 
rhein- Westfalen folgend über 
Honnef, Uckerath, Kohlberg bis 
Nossbach — B54 bis Hagen — 
Witten, Essen, Mühlheim, Duis- 
burg bis Homberg — B 60 bis 
Bundes grenze. 
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Fa. Ridiard Buchen & Co. 
Ingenieurbüro 
5039 Sürth bei Köln 
Bahnhofstraße 35 
Postfach 21 

Tel.: 0 2236/64875/ 

6 55 55 

Fa. GEVA 

Gesellschaft für Verbren- 
nung von Abfallstoffen 
mbH 

66 Saarbrücken 1 
Zähringer Straße 9 
Tel.: 06 81 /2 46 95 


Die Länder Nordrhein-Westfalen 
und Rheinland-Pfalz 


Von Bundesgrenze nach Saar- 
brücken — Kaiserslautern — Lud- 
wigshafen — Mannheim — 
rheinabwärts über Mainz bis 
Koblenz — moselaufwärts über 
Trier bis Bundesgrenze. 


Fa. Gebr. Avenarius Die Länder Rheinland-Pfalz und 

Öl-Raffinerie Saarland 

6535 Gau-Algesheim 

Ingelheimer Str. 35 — 46 
Tel.: 0 67 25/402 


Fa. Karl Pohlmann 
Mineralölwerk 
3540 Korbach 
Am Kniep 
Postfach 270 
Tel.: 0 56 31/22 35 / 36 


Fa. Pintsch-Oel GmbH 
645 Hanau a. M. 

Saarstraße 5 
Tel.: 0 61 81/24311 


Fa. Südwestöl-Raffinerie 
GmbH 

6 Frankfurt a. M. 

Dieselstraße 35 
Tel.: 06 11 /41 27 83 


Südlicher Teil von Niedersachsen, 
östlicher Teil von Nordrhein- 
Westfalen und Nordhessen mit 
folgender Begrenzung: Schnitt- 
punkt nördliche hessische Landes- 
grenze mit Zonengrenze — Göt- 
tingen — Northeim — Hameln 
(einschl.) — Bielefeld (ausschl.) — 
Wiedenbrück (ausschl.) — Beckum 
(einschl.) — Soest (einschl.) — 
Freienohl (einschl.) — Herborn 
(einschl.) — Limburg (ausschl.) — 
B 49 folgend, Weilburg (ausschl.) 
bis Wetzlar (einschl.) — Auto- 
bahn Wetzlar bis Gambacher 
Kreuz — Autobahn Gießen in 
Richtung Hersfeld bis Abfahrt 
Kirchheim — Autobahn in Rich- 
tung Zonengrenze (Eisenach) bis 
Abfahrt Sorga — B 62 bis Zonen- 
grenze. 

Oberhessen, Mittelhessen und 
Unterfranken mit folgender Be- 
grenzung: B62 von Zonengrenze 
bis Autobahnauffahrt Sorga — 
Autobahn folgend über Auto- 
bahndreieck Kirchheim, Frankfur- 
ter Kreuz einschl. Stadtgebiet 
Frankfurt, bis bayerische Landes- 
grenze bei Stockstadt — hessische 
Landesgrenze bis Schnittpunkt 
mit der württembergischen Lan- 
desgrenze — württembergische 
Landesgrenze bis südlich Markt- 
heidenfeld — Autobahn Frank- 
furt/Nürnberg bis Autobahnkreuz 
Biebelried — Autobahn Würz- 
burg/Fulda bis Schnittpunkt mit 
hessischer Landesgrenze — hes- 
sische Landesgrenze bis Zonen- 
grenze. 

Südhessen und Westhessen mit 
folgender Begrenzung: bayerische 
Landesgrenze bei Stockstadt — 
Autobahn bis Frankfurter Kreuz 
— Autobahndreieck Gambacher 
Kreuz — Autobahn bis Schnitt- 
punkt mit B 49 bei Wetzlar — B 49 
bis hessische Landesgrenze bei 
Limburg — Stadtgebiet Weilburg. 


Fa. Mittelbadische 
Verbrennungsgesellschaft 
mbH & Co. KG 
755 Rastatt (Baden) 
Bittierweg 5 a 
Postfach 614 
Tel.: 0 72 22/20 64 


Fa. Mineralölwerk 
Epple GmbH 

7 Stuttgart-Bad Cannstatt 
Lämmleshalde 67 
Tel.: 07 11/54 12 81 


Fa. Südöl 

Mineral öl -Raffinerie GmbH 
7332 Eislingen 

Schloßstraße 20 
Postfach 44 
Tel.: 0 71 61 / 8 91 03 


Fa. I. O. G. 
Mineralöl-Raffinerie 
Ludwig Zerzog KG 
Ottobrunn bei München 
Rosenheimer Landstraße 2 
Postanschrift: 

8014 Neubiberg 
Postfach 

Tel.: 08 11 /60 20 21 


Fa. Durbanolwerk 
Hans Durban KG 
85 Nürnberg-Reichelsdorf 
Schalkhaußer Straße 65 
Postfach 16 
Tel.: 09 11/63 50 61 


Vereinigung für 
Siedlungswasserwirtschaft 
in Bayern e.V. 

8 München 

Herzogstraße 60 
Tel.: 08 11 /34 30 39 


Fa. Michael Barthel & Co. 
Chem. u. Mineralölwerke 
GmbH 

84 Regensburg 2 
Dahlbergstraße 6 
Postfach 419 


Autobahn Saarbrücken — Kaisers- 
lautern bis Viemheimer Dreieck 

— Landesgrenze Baden-Württem- 
berg bis Neckar-Gmünd — Neckar 
folgend bis Neckarsulm — Auto- 
bahn folgend bis Asperg — B 27 
bis Stuttgart — B 14 bis Rottweil 

— Villingen — Furtwangen — 
St. Peter — Freiburg — B31 bis 
Bundesgrenze bei Oberrimsingen. 

Land Baden- Württemberg 


Land Baden- Württemberg 


Bayerns Regierungsbezirke Ober- 
bayern und Schwaben 


Regierungsbezirke Oberpfalz, 
Oberfranken, Mittelfranken und 
östlicher Teil von Unterfranken 
bis zu folgender Grenze: Schnitt- 
punkt Autobahn Fulda/Würzburg 
mit hessischer Landesgrenze west- 
lich Brückenau — der Autobahn 
folgend nach Süden bis Autobahn- 
kreuz Biebelried — Autobahn 
Nümberg/Frankfurt folgend bis 
Schnittpunkt mit der württember- 
gischen Landesgrenze südlich 
Marktheidenfeld — der württem- 
bergisch-bayerischen Landesgren- 
ze nach Süden folgend bis zur 
Landesgrenze von Mittelfranken 
— Stadtgebiet Würzburg. 

Vom Regierungsbezirk Schwaben 
die Landkreise Nördlingen und 
Donauwörth. 


Regierungsbezirke Oberbayern, 
Niederbayern und Schwaben. Die 
Landkreise Ulm, Biberach und 
Ehingen. 


entfällt 
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Drucksadie VI/3312 


Anlage 2 


Preislisten 

A. Entgelte für Verbrennung 





Lösungs- 

Fest- 


Sonstige 

Firma 

Einheit 

Wasser 

mittel 

Stoffe t) 

Fremdstoffarten 

1. Paul Neuling KG, Berlin 

2. Pintsch-Oel GmbH, Berlin 

DM/t 

40,— 

100,—*) 

150,— 

nach 

Vereinbarung 

Werk Berlin 

Bereich Nord 

DM/t 

DM/t 

196.40 

190.40 

221,10 

213,50 

229,— \ 
221,50 / 

nach 

Vereinbarung 

3. Sengewald, Dedenhausen 

DM/t 

90,— 

160,— 

130,— 

nach 

Vereinbarung 

4. Haberland & Co., Dollbergen 

DM/t 

85,— 

150,— 

120,— 

nach 

Vereinbarung 

5, Fuhse, Hamburg 

DM/t 

120,— 

155, — 3 ) 

135, — s ) 

nach 

Vereinbarung 

6. Weiss & Co., Hamburg 

DM/t 

120,— 

155, — s ) 

135, — 3 ) 

nach 

Vereinbarung 

7. WVG Adimer, Bramsdie 

DM/t 

75,— 

90,— 

125, — 



8. Elektrizitätswerk Wesertal GmbH, Hameln 

DM/t 

75,— 

75,— 

75, — 




DM/cbm 

75,— 

75,— 

150, — 



9. DOR, Hans Rothert & Co., Opladen 

DM/t 

80,— 

155, — 

130,— 

nach 

Vereinbarung 

10. Fründ & Co. KG, Dortmund- Asseln 

DM/cbm 

96,— 

160, — 

180 — 



11. Rheinische Motor-Oel, Duisburg 

DM/t 

128* — 

146, — 

152,— 

nach 

Vereinbarung 

12, Westf. Mineralöl- und Asphaltwerke W. H. Schmitz KG, Dortmund 

DM/cbm 

142, — 

160,— 

150,— 

nach 

Vereinbarung 

13. Harpener Bergbau- Aktien-Gesellschaft, Dortmund 

DM/t 

100,— 

110,— 

150,— 

nach 

Vereinbarung 


14. Gesellschaft für Tank- und Bodenschutz mbH, Türnich 


104,50 

93,50 

95,— 

nach 

Vereinbarung 

15. Buchen & Co., Sürth 

DM/t 

118, — 4 ) 

112, — *) 

142,— 

nach 

Vereinbarung 

16. GEVA, Saarbrücken . 

.... DM/t 

114, — 

146, — 

172, — 

na rh 

Vereinbarung 

17. Gebr. Avenarius, Gau Algesheim 

DM/t 

90,— 

150,— 

120,— 

nach 

Vereinbarung 

18. Pohlmann, Korbach 

DM/t 

135,— 

135,— 

135,— 

nach 

Vereinbarung 

19. Pintsch-Oel GmbH, Hanau 

DM/t 

137,90 

162,90 

186,20 

nach 

Vereinbarung 

20. Südwestöl-Raffinerie GmbH, Frankfurt a. M 


117,80 

157,50*) 

177,60 

nach 

Vereinbarung 

21. MVG, Rastatt 


25,— 

100,—«) 

100,— 

nach 

Vereinbarung 

22. Epple GmbH, Stuttgart 

DM/t 

110, — 

156, — 

168, — 

nach 

Vereinbarung 

23. Südöl, Eislingen 


114, — 

146, — 

172, — 

nach 

Vereinbarung 

24. I. O. G. Zerzog KG, Ottobrunn 

DM/t 

25,80 

114, — 

43,50 

nach 

Vereinbarung 

25. Durbanolwerk, Nürnberg 


90,— 

160,— 

130,— 



26. VSW, München 


29,40 

129,60 

49,20 




l) Im Altöl enthaltene Feststoffanteile — pumpfähig. 

2} Brennbar. 

3) Soweit diese nicht wegen ihrer Giftigkeit oder Gefährlichkeit gesondert behandelt werden müssen. 

4) Säure*, schwefel* und halogenfrei (Chlor, Brom, Fluor). 

5 ) Einschließlich chlorierte Kohlenwasserstoffe, sowie Ester. 

«) Preis bei 10 000 Kcal, je 1000 Kcal weniger DM 10, — Abschlag. 
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B. Entgelte für Transporte 


Firma Einheit 


1. Paul Neuling KG, Berlin DM/t 

2. Pintsch-Oel, GmbH, Berlin 

Werk Berlin DM/t km 

Bereich Nord DM/t km 

3. Sengewald, Dedenhausen DM/t km*) 

4. Haberland & Co. ( Dollbergen DM/t km*) 

5. Fuhse, Hamburg DM/t km*) 

6. Weiss & Co., Hamburg DM/t km*) 

7. WVG Achmer, Bramsche DM/t km 

8. Elektrizitätswerk Wesertal GmbH, Hameln DM/t km 

9. DOR, Hans Rothert & Co., Opladen ...... DM/t km*) 

10. Fründ & Co. KG, Dortmund- Asseln DM/t km 

11. Rheinische Motor-Oel, Duisburg DM/t km 

12. Westf. Mineralöl- und Asphaltwerke 

Schmitz KG, Dortmund DM/t 

13. Harpener Bergbau-Aktien-Gesellschaft, 

Dortmund DM/t km 

14. Gesellschaft für Tank- und Bodenschutz 

mbH, Türnich DM/t km 

15. Buchen & Co., Sürth DM/t km 

16. GEVA, Saarbrücken DM/t km 

17. Gebr. Avenarius, Gau-Algesheim 

DM/ km 


DM/ km 


Turnusmäßiger Abholdienst Eildienst 


Nahver- 

kehrszone 

über 

50 km 

Behälter 

Nahver- 

kehrszone 

über 
50 km 

unter 3 t 


im Preis ein- 

25°/o Aufschlag auf 

70,— 
über 3 t 
50,— 

100,— 

70,— 

geschlossen 

Transportpreise 

0,40 

0,70 

je nach Größe 

W) 

1.50 1 ) 

0,40 

0,70 

1,— bis 10,— DM/ 
Behälter 

Ir-*). 

1,50*) 

— 

1,50 

— 

2.50 1 ) 

3.50 1 ) 

— 

1 ,— 

— 

2» — 1 ) 

3» — *) 

1 ,— 

1,50 

zuzügl. für die 
Gestellung des 
Spezialfahrzeugs 
DM 55, — je ange- 
fangene Stunde 



1,— 

1,50 

zuzügl. für die 

— 

— 


Gestellung des 
Spezialfahrzeugs 
DM 55, — je ange- 
fangene Stunde 


0,95 

0,85 

Aufschlag von 10°/o 

25% Aufschlag auf 
Transportpreise 

0,60 

0,60 

— 

0,60, j edoch Mindest- 
gebühr 30, — DM 

0,75 

1,50 

DM 30,— je 
Lkw-Stunde 

2— >) 3, — *) 

1,50 

1,70 

kostenlos ab Werk 

50% Aufschlag auf 



Dortm.-Asseln 

Transportpreise 

0,75 

0,80 

0,90 3 ) 

1,25 1,25 

24,75 

55,75 

18, — 

49,50 111,50 



je Stück (200 1) 

0,70 

1,40 

nach Vereinbarung 50% Aufschlag auf 




Transportpreise 

DM 11,70 bis 10 km, je 

kostenlos 

20% Aufschlag auf 

weiterer km DM 0,65 je t 

im Dauerauftrag 

Transportpreise 

0,2— 1,0 t 

1,50 

nach Vereinbarung 

1 00°/ o Aufschlag an 

1,0— 5,0 t 

1 ,— 


Werktagen 

über 5,0 1 

0,75 


150% Aufschlag an 
Sonntagen 

0,45 

0,65 

— 

—.90 1,30 

von 0,02 bis 1,0 t Fremd- 

je 200-1-Faß 

von 0,02 bis 1,0 t 

stoff je Abholung 


einmalig DM 6, — 

Fremdstoff je Abhol. 

1,.— 

1,10 

mehrmals DM 12, — 

1,50 1,50 

mehr als 1,0 t Fremd- 

Verkauf DM 18,— 

mehr als 1,0 t Fremd- 

stoff je Abholung 


andere Größen 

stoff je Abholung 

1,— 

1,10 

nach Vereinbarung 

1,50 1,50 


18. Pohlmann, Korbach 

19. Pintsch Oel GmbH, Hanau 

20. Südwestöl-Raffinerie GmbH, Frankfurt a.M. 


21. MVG, Rastatt 

22. Epple GmbH, Stuttgart 

23. Südöl, Eislingen 

24. I. O. G. Zerzog KG, Ottobrunn 

25. Durbanolwerk, Nürnberg 


DM/t km 

1 ,— 

1 ,— — 

l,- 4 ) 

i.- 4 ) 

DM/t km 

0,40 

0,70 je nach Größe 

1,— bis 10,— DM/ 
Behälter 

l,- 1 ) 

130*) 

DM/t km 

Abholung im Saugwagen — 

0,50 0,40 

Mengen bis 5 Fässer bzw. 

1000 kg nach Bundes- 
bahntarif 

100% Aufschlag auf 
Transportpreise 

DM/t 

65,— 

60, — per 50 kg DM 1 , — 

Aufschlag 

15% Aufschlag auf 
Transportpreise 

15% Nachtzuschlag 

DM/t km 2 ) 

0,45 

0,50 0,55 3 ) 

2,— 

2,— 

DM/t km 

0,35 

0,40 0,50 3 ) 

1 ,— 

1.— 

DM 

45, — pro t 

0,60 pro t/km, — 

jedoch Min- 
destfracht 

DM 50,— 

DM 60, — pro t f 
jedoch Mindestfracht 
DM 100,— 

DM/t km 

0,50 

1,— — 

2,-*) 

3,- 1 ) 


26. VSW, München DM 45,— 45,— 1 DM/ 20 1 

1,50 DM/ 501 
2,— DM/1001 

5,— DM/200 1 

t) Mindestmenge 1000 kg im Einzelfall. 

2) Nach Tarif-km der Deutschen Bundesbahn, 
s) Gebinde. 

<) Bei nichtausgelasteten Tankwagen wird für die Fahrt die volle Nutzlast des Tankwagens der Frach Umrechnung zugrunde gelegt. 


60,—, DM1,— 

Mindest- Aufschlag 
rechnung je Dop- 
DM100, — pel-km 
auf 

Grund- 

preis 
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Drucksache VI/3312 


Anlage 12 


Bekanntmachung 

über die Festsetzung der Pflichtgebiete und die hinterlegten Preislisten 

nach dem Altölgesetz 

Vom 7. Juni 1971 

(Bundesanzeiger Nr. 109 vom 19. Juni 1971 S. 2) 


Die Pflichtgebiete gemäß § 2 Abs. 2 Nr. 1 des Altölgesetzes 
vom 23. Dezember 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 1419) in Verbin- 
dung mit Abschnitt II Nr. 1 Buchstabe a der Richtlinien über die 
Gewährung von Zuschüssen nach dem Altölgesetz vom 21. Ja- 
nuar 1969 (Bundesanzeiger Nr. 22 vom 1. Februar 1969) werden 
wie aus der Anlage 1 ersichtlich festgesetzt. 

Die benannten Firmen sind verpflichtet, alle Altöle abzu- 
holen. Sie können sich zur Erfüllung dieser Pflicht eines zuver- 
lässigen Sammelunternehmens bedienen. 

Altöle im Sinne des § 3 Abs. 2 des Altölgesetzes sind flüssige, 
aus Mineralölen stammende gebrauchte Stoffe, die nur diejeni- 
gen Fremdstoffe enthalten dürfen, die beim üblichen Gebrauch 
anfallen. 

Nach § 3 Abs. 5 des Altölgesetzes haftet der Altölbesitzer für 
Schäden, die durch nicht angezeigte Fremdstoffe verursacht 
werden. 

Die Abholung und Beseitigung der Altöle mit einem zulässi- 
gen Anteil bis zu 10°/o Fremdstoffen erfolgt unentgeltlich. Für 
die über 10% hinausgehenden Fremdstoffanteile kann das Be- 
seitigungsunternehmen nach Maßgabe seiner beim. Bundesamt 
für gewerbliche Wirtschaft hinterlegten Preisliste (§ 3 Abs. 4 
Altölgesetz) ein Entgelt verlangen. 

In Anlage 2 werden die zur Zeit gültigen Preislisten ver- 
öffentlicht. Die angegebenen Preise sind Bruttopreise (ein- 
schließlich Mehrwertsteuer). 

Die Beseitigungsunternehmen haben beim Abholen der Alt- 
öle (§ 6 Abs. 2 Altölgesetz) Annahmescheine zu verwenden, auf 
denen Art, Menge und gegebenenfalls Entgelt der abgeholten 
Altöle durch den Altölbesitzer, den Sammler und das Beseiti- 
gungsunternehmen bestätigt werden. Ein Exemplar des An- 
nahmescheines verbleibt beim Altölbesitzer. 


Kommt eine Einigung über den gegen Entgelt abzuholenden 
Fremdstoffanteil zwischen Altölbesitzer und Abholer nicht zu- 
stande, kann die Feststellung auf Grund eingesandter Proben 
durch das Bundesamt getroffen werden. Die Kosten hierfür 
gehen zu Lasten desjenigen, dessen Angaben von dem Analy- 
senergebnis am weitesten abweichen. 

Auf die Annahmebedingungen des Beseitigungsunterneh- 
mens wird hingewiesen. Sie sind zu beachten, soweit die über- 
nommenen Verpflichtungen damit nicht eingeschränkt werden. 

Mit dieser Veröffentlichung werden die einschlägigen Be- 
kanntmachungen des Bundesamtes für gewerbliche Wirtschaft 
vom 27. März 1969 (Bundesanzeiger Nr. 71 vom 16. April 1969) 
und 25. November 1969 (Bundesanzeiger Nr. 223 vom 2. Dezem- 
ber 1969) aufgehoben. 

Frankfurt a. M., den 7. Juni 1971 

Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft 
Im Auftrag 
Irouschek 


Pflichtgebiete 


Anlage 1 


Firma 

Paul Neuling KG 
1000 Berlin 47 

Kanalstraße 47/51 
Tel.:(03 11) 6 01 80 81 
Firma 

Pintsch Oel GmbH 
1000 Berlin 47 

Gradestraße 83/89 
Tel.: (03 11) 6 0181 15 
Firma 

Mineralölwerke 
Albert Sengewald 
3161 Dedenhausen/Hann. 
Tel.: (0 5173) 884—886 


West-Berlin, die Länder Hamburg 
und Schleswig-Holstein. 


West-Berlin, die Länder Bremen 
und Schleswig-Holstein. 


Land Niedersachsen. 


Firma Bundesrepublik Deutschland. 

Haberland & Co. 

Mineralöl-Raffinerie 
3161 Dollbergen 

Tel.: (0 5177) 346 


Firma 

Horst Fuhse 
Mineralöl-Raffinerie 
2000 Hamburg 28 

Marckmannstraße 36 
Tel.: (04 11) 78 79 80 

Firma 

Mineralöl- Aufbereitung 
Weiss & Co. 

2102 Hamburg- 

Wilhelmsburg 1 
Schmidts Breite 3 
Postfach 93 02 03 
Tel.: (04 11) 75 89 94/96 
Firma 

ASCALIA GMBH 
2000 Hamburg 36 

Amelungstraße 2 
Tel.: (04 11) 35 13 66 


Firma 

Gesellschaft für Umwelt- 
schutz mbH & Co., KG 
6000 Frankfurt a. M. 

Freih.-v.-Stein-Str. 16 
Tel.: (06 11) 72 87 71 
Verbrennungsanlage: 

Emden, Teufelsinsel 
Tel.: (0 49 21) 2 24 81 

Firma 

West-Niedersächsisclie 
Verbrennungsgesellschaft 
mbH & Co., KG 
Achmer bei Osnabrück 
4550 Bramsche 
Postfach 365 
Tel.: (0 54 61) 34 21 


Firma 

Elektrizitätswerke 
Wesertal GmbH 
3250 Hameln 

Bahnhof Straße 18 — 20 
Postfach 24 21 
Tel.: (0 51 51) 75 51 


Firma 

DOR 

Mineralöl-Raffinerie 
Hans Rothert & Co. 

5670 Opladen 

Neucronenberger Str. 8 

Postfach 1147 

Tel.: (0 21 71) 5 29 34 

Firma 

Rheinische Motor-Oel 
Chem. Werke 
Theile-Ochel & Co. 

4100 Duisburg-Meiderich 
Krabbenkamp 11a 
Postfach 635/643 
Tel.: (0 21 31) 4 40 71 

Firma 

Westfälische Mineralöl- 
und Asphaltwerke 
W. H. Schmitz KG 


Das Gebiet von Groß-Hamburg 
zuzüglich des Raumes, der von 
folgenden Orten begrenzt ist: 
Lauenburg — Uelzen — Celle 

— Fallingbostel — Verden (Aller) 

— Bremerhaven — Cuxhaven — 
Itzehoe — Neumünster — Lübeck. 
Das Gebiet von Groß-Hamburg 
zuzüglich des Raumes, der von 
folgenden Orten begrenzt ist: 
Lauenburg — Uelzen — Celle — 
Fallingbostel — Verden (Aller) 

— Bremerhaven — Cuxhaven — 
Itzehoe — Neumünster — Lübeck. 

Wittingen — Zonengrenze bis Lü- 
beck — Ostseeküste bis Kiel — 
B 202 westlich bis St. Peter — 
Nordseeküste bis Bremerhaven — 
B 6 über Bremen bis Nienburg — 
B 214 über Celle — Steinhorst bis 
Wittingen. 

Westlicher Teil von Niedersach- 
sen, begrenzt von folgenden Or- 
ten: Ostfriesische Inseln — Cux- 
haven — Bremen — Bremerhaven 

— Cloppenburg — Meppen — 
Rühlertwist. 


Bremerhaven — B 6 bis Bremen — - 
Autobahn bis Hannover Ost — 
Lehrte — südlich Hannover bis 
Autobahnauffahrt Bad Nenndorf 
* — Autobahn bis Kamener Kreuz 
— Autobahn bis Leverkusener 
Kreuz — südliche Umgehung 
Köln — rheinabwärts bis Bundes- 
grenze. 

Von Zonengrenze B 188 folgend 
über Gifhorn — Burgdorf bis 
Schnittpunkt mit B 3 — B 3 bis 
Autobahn Hannover/Köln — 
B 441 über Wunstorf bis Uchte — 
B 61 über Minden — Herford bis 
Bielefeld — B 68 bis Paderborn — 
B 64/B 83 bis Beverungen — B 241 
bis Osterode — B 243 bis Zonen- 
grenze. 

Land Nordrhein-Westfalen. 


Land Nordrhein-Westfalen. 


Land Nordrhein-Westfalen. 
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4600 Dortmund-Hafen 
Tankweg 50 
Postfach 330 
Tel.: (02 31) 81 83 51/54 

Firma Land Nordrhein-Westfalen. 

Harpener Aktiengesellschaft 
4600 Dortmund 
Postfach 872 
Tel.; (02 31) 149 71 

Firma Von Bundesgrenze der Landes- 

Gesellschaft für grenze Nordrhein-Westfalen fol- 

Tank- und Bodenschutz mbH gend nach Adenau — B 257 bis 

5159 Türnich Gelsdorf — Landesgrenze Nord- 

Industriegelände Ost rhein- Westfalen folgend über 

Tel.: (0 22 37) 77 88 Honnef, Uckerath, Kohlberg bis 

Nossbach — B 54 bis Hagen — 
Witten, Essen, Mülheim, Duis- 
burg bis Homberg — B 60 bis Bun- 
desgrenze. 


Firma Die Länder Nordrhein-Westfalen 

Richajd Buchen & Co., und Rheinland-Pfalz. 

Ingenieurbüro 
5039 Sürth bei Köln 
Bahnhofstraße 35 
Postfach 21 
Tel.: (0 22 36) 

6 48 75 / 6 55 55 


Bundesgrenze bis Twisteden — 
Kevelaer — Xanten — Wesel — 
Dorsten — Haltern — Lüdinghau- 
5038 Rodenkirchen bei Köln sen — Werne — Kamen — Unna 
Frankstraße 29 — 31 — Neheim-Hüsten — Arnsberg — 

Schmallenberg — in südlicher 
Richtung über Schameder bis zum 
Schnittpunkt mit der nordrhein- 
westfälischen Landesgrenze — 
der Landesgrenze folgend bis 
Limburg — lahnabwärts bis zum 
Rhein — dem Rhein folgend bis 
Boppard — Cochem — Daun — 
Prüm — Bundesgrenze bei Win- 
terspelt. 


Firma 

Widdig & Co., 
Bau GmbH 


Tel.: (02 21) 3015 30 
Verbrennungsanlage : 

Ranzel b. Niederkassel 
Tel.; (0 22 08) 42 60 


Firma 

Karl Pohlmann 
Mineralölwerk 
3540 Korbach 
Am Kniep 
Postfach 270 
Tel.: (0 56 31) 20 85 


Südlicher Teil von Niedersachsen, 
östlicher Teil von Nordrhein- 
Westfalen und Nordhessen mit 
folgender Begrenzung: Schnitt- 
punkt nördliche hessische Lan- 
desgrenze mit Zonengrenze — 
Göttingen — Northeim — Hameln 
(einschl.) — Bielefeld (ausschl.) 

— Wiedenbrücke (ausschl.) — 
Beckum (einschl.) — Soest 
(einschl.) — Freienohl (einschl.) 

— Herborn (einschl.) — Limburg 
(ausschl.) — B 49 folgend, Weil- 
burg (ausschl.) bis Wetzlar 
(einschl.) — Autobahn Wetzlar 
bis Gambacher Kreuz — Auto- 
bahn Gießen in Richtung Hers- 
feld bis Abfahrt Kirchheim — 
Autobahn in Richtung Zonen- 
grenze (Eisenach) bis Abfahrt 
Sorga — B 62 bis Zonengrenze. 


Firma 

Pintsch Oel GmbH 
6450 Hanau 

Saarstraße 5 
Tel.: (061 81) 2 43 11 


Oberhessen, Mittelhessen und 
Unterfranken mit folgender Be- 
grenzung: B 62 von Zonengrenze 
bis Autobahnauffahrt Sorga — 
Autobahn folgend über Auto- 
bahndreieck Kirchheim, Frankfur- 
ter Kreuz (einschl. Stadtgebiet 
Frankfurt) bis bayerische Landes- 
grenze bei Stockstadt — hessische 
Landesgrenze bis Schnittpunkt 
mit der württembergischen Lan- 
desgrenze — württembergische 
Landesgrenze bis südlich Markt- 
heidenfeld — Autobahn Frankfurt/ 
Nürnberg bis Autobahnkreuz Bie- 
belried — Autobahn Würzburg 
Fulda bis Schnittpunkt mit hessi- 
scher Landesgrenze — hessische 
Landesgrenze bis Zonengrenze. 


Firma Südhessen und Westhessen mit 

Südwestöl Raffinerie GmbH folgender Begrenzung: bayerische 
6000 Frankfurt a. M. Landesgrenze bei Stockstadt — 

Dieselstraße 35 Autobahn bis Frankfurter Kreuz 

Tel.:(06 11) 41 27 83 — Autobahndreieck Gambacher 

Kreuz — Autobahn bis Schnitt- 
punkt mit B 49 bei Wetzlar — B 49 
bis hessische Landesgrenze bei 
Limburg — Stadtgebiet Weilburg. 


Firma Gießen — Wetzlar — B 49 Dis 

Südhessische Verbrennungs- Limburg — Bad Schwalbach — 
gesellschaft m.b. H. Lorch — Rüdesheim — Bingen — 

6081 Biebesheim Bad Kreuznach — Winnweiler — 

Industriegelände Enkenbach — Autobahn Kaisers- 

Postfach 42 lautern/Saarbrücken — Bundes- 

Tel.: (0 62 58) 60 61 grenze bis Oberrimsingen — B 31 
bis Freiburg — St. Peter — Furt- 
wangen — Villingen — Rottweil 
— B 14 bis Stuttgart — B 27 bis 
Asperg — Autobahn folgend bis 
Neckarsulm — Neckar folgend bis 
Eberbach — Miltenberg — 
Aschaffenburg — Büdingen — 
Gedern — Schotten — Freienseen 
— Grünberg — Gießen . 


F irma Von Bundesgrenze nach Saar- 

GEVA brücken — Kaiserslautern — Lud- 

Gesellschaft für Ver- wigshafen — Mannheim — rhein- 

brennung von Abfallstoffen abwärts über Mainz bis Koblenz 
m kH — moselaufwärts über Trier bis 

6600 Saarbrücken 1 Bundesgrenze. 

Zähringer Straße 9 
V erbrennungsanlage : 

Landsweiler-Reden 
Tel.: (0 68 97) 8 83 50 


Firma 

Südwestdeutsche Fern- 
wärme GmbH 
6600 Saarbrücken 3 
Sulzbachstraße 26 
Postfach 238 
Tel.: (06 81) 

3 95 60 / 67—69 


Karlsruhe längs der Bundesgrenze 
bis Mosel — moselabwärts bis 
Koblenz — Autobahntrasse bis 
Worms — rheinaufwärts bis 
Karlsruhe. 


Firma Land Baden-Württemberg. 

Mineralölwerk 

Epple GmbH 

7000 Stuttgart- 

Bad Cannstatt 
Lämmleshalde 67 
Postfach 760 
Tel.: (07 11) 54 12 81 


Firma Land Baden-Württemberg. 

Südöl 

Mineralöl-Raffinerie 

GmbH 

7332 Eislingen/Fils 
Schloßstraße 20 
Postfach 1208 
Tel.: (0 71 61) 

891 03/890 36 


Firma 

Durbanolwerk 
Hans Durban KG 
8500 Nürnberg- 
Reichelsdorf 
Schalkhaußerstr. 65 
Postfach 140 109 
Tel.: (0911) 63 50 61 


Regierungsbezirke Oberpfalz, 
Oberfranken, Mittelfranken und 
östlicher Teil von Unterfranken 
bis zu folgender Grenze: Schnitt- 
punkt Autobahn Fulda/Würz- 
burg mit hessischer Landesgrenze 
westlich Brückenau — der Auto- 
bahn folgend nach Süden bis 
Autobahnkreuz Biebelried — 
Autobahn Nürnberg/Frankfurt 
folgend bis Schnittpunkt mit der 
württembergischen Landesgrenze 
südlich Marktheidenfeld — der 
württembergisch-bayerischen Lan- 
desgrenze nach Süden folgend bis 
zur Landesgrenze von Mittelfran- 
ken — Stadtgebiet Würzburg. 
Vom Regierungsbezirk Schwaben 
die Landkreise Nördlingen und 
Donauwörth. 
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Firma 

Kraftwerk Maxhofen 
8351 Mietraching 

über Deggendorf 
Tel.: (09 91) 6 77 


Regierungsbezirk Niederbayern, 
vom Regierungsbezirk Oberpfalz 
die Landkreise: Cham, Roding, 
Stadt- und Landkreis Regens- 
burg. Vom Regierungsbezirk 
Oberbayern die Landkreise: Frei- 
sing, Pfaffenhofen/Ilm, Ingol- 
stadt, Dachau, Fürstenfeldbruck, 
München Stadt und Land, Erding, 
Mühldorf, Altötting, Wasserburg, 
Ebersberg, Starnberg. 


Firma Regierungsbezirke Oberbayern 

Richard Buchen & Co., und Schwaben. 

Ingenieurbüro 
8011 Vaterstetten/München 
Lortzingstraße 16 
Tel.: (0 81 06) 16 63 
Verbrennungsanlage: 

München-Garching 


4 


Firma Regierungsbezirke Oberbayern, 

GSB Niederbayern und Schwaben. Die 

Gesellschaft zur Beseitigung Landkreise Ulm, Biberach und 

von Sondermüll in Ehingen. 

Bayern m.b.H. 

8000 München 23 

Herzogstraße 60 
Tel.: (08 11) 34 3039 


Anlage 2 


Preislisten 

A. Entgelte für Verbrenner 

Firma Losunqs- Fest- Sonstiqe 

Einheit Wasser mittel stolfeÜ Fremdstoffarten 


1. Paul Neuling KG., Berlin 

2. Pintsch-Oel GmbH., Berlin 

Werk Berlin 

Bereich Nord 

3. Sengewald, Dedenhausen 

4. Haberland & Co., Dollbergen 

5. Fuhse, Hamburg 

6. Weiss & Co., Hamburg 

7. ASCALIA GMBH, Hamburg 

8. Gesellschaft für Umweltschutz, Frankfurt a. M 

9. WVG Achmer, Bramsche 

10. Elektrizitätswerk Wesertal GmbH, Hameln . . 

11. DOR, Hans Rothert & Co., Opladen 

12. Rheinische Motor-Oel, Duisburg 

13. Westf. Mineralöl- u. Asphaltwerke W. H. Schmitz KG., 

Dortmund 

14. Harpener Aktien-Ges,, Dortmund 

15. Gesellschaft f. Tank- u. Bodenschutz mbH., Türnich 

16. Buchen & Co., Sürth 

17. Widdig & Co., Rodenkirchen 

18. Pohlmann, Korbach .’ 

19. Pintsch-Oel GmbH., Hanau 

20. Südwestöl-Raffinerie GmbH., Frankfurt a. M 

21. Südhessische Verbrennungsges. mbH., Biebesheim 

22. GEVA, Saarbrücken 

23. Südwestdeutsche Fernwärme GmbH., Saarbrücken 

24. Epple GmbH., Stuttgart-Bad Cannstatt 

25. Südöl GmbH., Eislingen 

26. Durbanolwerk, Nürnberg 

27. Kraftwerk Maxhofen, Mietraching 

28. GSB, München 

29. Buchen & Co., München-Garching 


DM/cbm 

51,— 

61 , — 

51,— 

nach 

Vereinbarung 

DM/t 

175,40 

192,05 

217,60 

nach 

Vereinbarung 

DM/t 

167,65 

192,05 

217,60 



DM/t 

99,90 

177,60*) 

144,30 

nach 

Vereinbarung 

DM/t 

94,35 

1 66,50*) 

133,20 

nach 

Vereinbarung 

DM/t 

135, — 

175,—' *) 

150,—' ’) 

nach 

Vereinbarung 

DM/t 

133,20 

172,05 

149,85 4 ) 

nach 

Vereinbarung 

DM/t 

95 — 

145,— (l ) 

155 — 

nach 

Vereinbarung 

DM/cbm 

88,80 

66,60 

122,10 

nach 

Vereinbarung 

DM/t 

83,50 

90,— bis llO,—- 5 ) 

165,— 



DM/t 

80,— 

80,— 

80,— 



DM/cbm 

80,— 

80,— 

160,— 



DM/t 

88,80 

172,05 

144,30 

nach 

Vereinbarung 

DM/t 

50,— 

110, — 

85,— 

nach 

Vereinbarung 

DM/cbm 157,60 

177,60 

166,50 

nach 

Vereinbarung 

DM/t 

120,— 

130 — 

185 — 

nach 

Vereinbarung 

DM/t 

116,— 

103,79 

122,10 

nach 

Vereinbarung 

DM/t 

103, — «) 

110,—°) 

116,— 

nach 

Vereinbarung 

DM t 

98, 50 4 ) 

DM/cbm 110,— 4 ) 

135,—' *) 

nach 

Vereinbarung 

DM/t 

149,85 

149,85 

149,85 

nach 

Vereinbarung 

DM/t 

120,45 

133,75 

170,40 

nach 

Vereinbarung 

DM/t 

127,65 

166,50*) 

194,25 

nach 

Vereinbarung 

DM/t 

38,85 

111,— 

111, — 

nach 

Vereinbarung 

DM/t 

88,80 

55,50 

111, — 

nach 

Vereinbarung 

DM/t 

80,— 

130, — 

130, — 

nach 

Vereinbarung 

DM/t 

122,10 

173,20 

186,50 

nach 

Vereinbarung 

DM/t 

127,20 

171,60 

200,45 

nach 

Vereinbarung 

DM/t 

115,50 

149,85 

138,75 

nach 

Vereinbarung 

DM/t 

83,25 

166,50 

166,50 

nach 

Vereinbarung 

DM/t 

32,63 

143,86 

54,61 

nach 

Vereinbarung 

DM/t 

103,—») 

HO,—«) 

116,— 

nach 

Vereinbarung 


1) Im Altöl enthaltene Feststoffanteile — pumpfähig — . 

2) Brennbar. 

3) Einschließlich chlorierte Kohlenwasserstoffe. 

•*) Soweit diese nicht wegen ihrer Giftigkeit oder Gefährlichkeit behandelt werden müssen. 
3) Je nach Energiegehalt. 

6) Säure-, Schwefel- und halogenfrei (Chlor, Brom, Fluor). 
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B. Entgelte für Transporte 


Firma 

Einheit 

Turnusmäßiger Abholdienst 
Nahverkehrs- über 50 km 

zone 

Behälter 

Eildienst 

Nahverkehrs- über 50 km 
zone 

1. Paul Neuling KG, Berlin 

DM h 1 

45 — 

45,— 

im Preis ein- 

50% Aufschlag auf 


DM/km 

—,50 

— ,70 

geschlossen 

Transportpreise 

2. Pintsch-Oel GmbH., Berlin 

Werk Berlin 

DM/t km 

— ,55 

1 — 

je nach Größe 

1 ,35 2 ) 2 ,—-) 

Bereich Nord 

DM/t km 

— ,55 

1,— 

1,— bis 10,— DM/ 
Behälter 

1,35 2 ) 2,— 2 ) 

3. Sengewald, Dedenhausen 

DM/t km 3 ) 

— 

1,80 

— 

3,24 2 ) 4,67 2 ) 

4. Haberland, Dollbergen 

DM/t km 3 ) 

nach Reichskraftwagen- 
tarif 

— 

2,22 2 ) 3,33 2 ) 

5. Fuhse, Hamburg 

DM/t km 3 ) 

1,15 

1,70 

zuzüglich für die 
Gestellung des 
Spezialfahrzeugs 

61, — DM je ange- 
fangene Stunde 


6. Weiss & Co., Hamburg 

DM/t km 8 ) 

1,11 

1,67 

zuzüglich für die 
Gestellung des 
Spezialfahrzeugs 
61,05 DM je ange- 
fangene Stunde 


7. ASCALIA GMBH, Hamburg 

DM/t 

40,— 

55,— 

nach Vereinbarung 

nach Vereinbarung 

8. Gesellsch. f. Umweltschutz, Frankf. a. M. 

DM/t km 

— ,60 

— ,90 

— 

1,22 1,55 

9. WVG Adimer, Bramsche 

DM/t 

nach Tarifen des Güter- 
verkehrs 

Aufschlag von 10°/o 

25% Aufschlag auf 
Transportpreise 

10. Wesertal, Hameln 

DM/t km 

— ,80 

— ,80 

— 

1, — DM, jedoch Min- 
destgebühr 40, — DM 

11. DOR, Opladen . 

DM/t km 3 ) 

— ,83 

1,67 

33,30 DM je Lkw- 
Stunde 

2,22 2 ) 3,33 2 ) 

12. Rheinische Motor-Oel, Duisburg 

DM/t 

31,50 

74,50 

30,— 4 ) 

65,80 93,50 

13. Westf. Mineralöl- und Asphaltwerke 

W. H. Schmitz KG, Dortmund 

DM/t 

27,50 

61,90 

20, — 4 ) 

54,95 123,75 

14. Harpener Aktiengesellschaft, Dortmund. . 

DM/t km 

1 

1,75 

nach Vereinbarung 

50% Aufschlag auf 
Transportpreise 

15. Gesellschaft für Tank- u. Bodenschutz, 

Türnich * 

DM/t 

13, — DM bis 10 km, je kostenlos in 
weiterer km DM 0,75 je t Dauerauftrag 

20% Aufschlag auf 
Transportpreise 

16. Buchen & Co., Sürth 

DM/t km 

0,2— 1,0 t 

1,0— 5,0 t 
über 5,0 t 

1,50 

1 — 

— ,75 

nach Vereinbarung 

100% Aufschlag an 
Werktagen 

150% Aufschlag an 
Sonntagen 

17. Widdig & Co., Rodenkirchen 

DM/km 

DM/t km 

bis 2,0 t 

2.0 t — 5,0 t 

5.0 1 u. mehr 

1,97 
— ,84 
—.68 

nach Vereinbarung 

25% Aufschlag auf 
Transportpreise 

18. Pohlmann, Korbach 

DM/t km 

1,11 

1,11 

— 

ui® ui») 

19. Pintsch-Oel GmbH, Hanau 

DM/t km 

— ,55 

1,— 

je nach Größe 

1,— bis 10,— DM/ 
Behälter 

1 ,35 2 ) 2,—*) 

20. Südwestöl-Raffinerie GmbH., 

Frankfurt a. M 

DM/t km 

Abholung im Saugwagen 
— ,50 — ,40 

Mengen bis 5 Fässer bzw. 
1000 kg nach Bundes- 
bahntarif 


100% Aufschlag auf 
Transportpreise 

21. Südhessische Verbrennungs-GmbH, 

Biebesheim 

DM/t km 

— ,25 bis 

— ,35 

per 50 kg DM 1, — 
Aufschlag 

— - — 

22. GEVA, Saarbrücken 

DM/t km 

— ,50 

— ,85 

— 

1,11 1,35 

23. Südwestdeutsche Fernwärme GmbH., 

Saarbrücken 

DM 't km 

— ,45 

— ,65 

— 

— ,85 1,25 

24. Epple GmbH., Stuttgart 

DM/t km 3 ) 

— ,50 

— ,56 

— ,61«) 

2,22 2,22 

25. Südöl, Eislingen 

DM/t km 

— ,39 

— ,44 

— ,55«) 

1,10 1,10 

26. Durbanolwerk, Nürnberg 

DM/t km 

— ,55 

1,10 

— 

2.50 2 ) 3,50 2 ) 

27. Kraftwerk Maxhofen, Mietraching 

DM/t km 

— ,89 2 ) 

— ,89 2 ) 

— 

50% Aufschlag auf 
Transportpreise 

28. GSB, München 

DM t 

49,95 

49,95 

DM1,11/ 201 

66,60 DM 1,11 


DM 1,67/ 501 Mindest- Aufschlag 

DM 2,22/100 1 betrag je Doppel- 

DM 5,55/200 1 DM 1 00,— km auf 

Grund- 

preis 


29. Buchen & Co., München-Garching .... 

DM/t km 

0,2— 1,0 t 

1,50 

nach Vereinbarung 100% Aufschlag an 



1,0 — 5,0 t 

1 ,— 

Werktagen 

1) 3-t-Tankwagen. 

2) Mindestmenge 1000 kg im Einzeltall. 

3) nach Tarif'km der Deutschen Bundesbahn. 

4) Behälter 200 l. 


über 5,0 t 

— ,75 

150% Aufschlag an 
Sonntagen 


5) Bei nicht ausgelasteten Tankwagen wird für die Fahrt die volle Nutzlast des Tankwagens der Fraditbereclinung zugrunde gelegt. 
61 je Gebinde. 
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Anlage 13 


Vertrag 


zwischen dem 

Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft, 

Frankfurt am Main, Bockenheimer Landstraße 38/40 

— nachstehend BAW genannt — 

als Verwalter des Rückstellungsfonds nach § 1 des Gesetzes über Maßnahmen 
zur Sicherung der Altölbeseitigung vom 23. Dezember 1968 
und der 

Firma 

— nachstehend Firma genannt — 


Abholen; Vorbereitung des Abholens 

§ 1 

(1) Die Firma verpflichtet sich, Altöle — nämlich 
gebrauchte Mineralöle, 

gebrauchte flüssige Mineralölprodukte und 
mineralölhaltige Rückstände aus Lager-, Be- 
triebs- und Transportbehältern — , 

welche bei Stellen anfallen, die in dem in § 3 des 
Vertrages festgesetzten Gebiet liegen, in Men- 
gen ab 200 1 abzuholen und schadlos zu beseiti- 
gen. 

(2) Die Firma verpflichtet sich, für Altölmengen 
unter 200 1 das spätere Abholen durch Aufstellen 
geeigneter Gefäße vorzubereiten. 

(3) Die Firma kann sich zum Abholen des Altöls 
Dritter bedienen. Sie hat für deren Tätigkeit wie 
für ihre eigene einzustehen. 

§ 2 

(1) Die Firma verpflichtet sich, die Altöle unentgelt- 
lich abzuholen, sofern sie den nach § 4 der Durch- 
führungsverordnung vom 21. Januar 1969 in der 
jeweils gültigen Fassung zulässigen Anteil an 
Fremdstoffen nicht überschreiten. 

(2) Die Firma verpflichtet sich zum Abholen der über 

den zulässigen Anteil hinausgehenden Fremd- 
stoffe zu den jeweils gültigen Bedingungen der 
beim BAW hinterlegten Preisliste ab 

(3) Verletzt die Firma die in Absätzen 1 und 2 über- 
nommene Verpflichtung, erklärt sie sich zum Er- 
satz des dadurch entstandenen Schadens bereit. 

Daneben ist das BAW berechtigt, die Firma von 
der Zuschußregelung auszuschließen, wenn wie- 
derholte Verletzungen der übernommenen Ver- 
pflichtungen das Ziel der gesetzlichen Maßnah- 
men gefährden. 


§ 3 

(1) Das Gebiet, in dem die Firma die Abholpflicht für 
die in § 1 dieses Vertrages bezeichneten Stoffe 
übernimmt, wird wie folgt festgesetzt: 

(2) Der Firma ist bekannt, daß ein Gebietsschutz 
seitens des BAW nicht gewährt wird. 

§ 4 

Die Firma verpflichtet sich, soweit das BAW es 
für erforderlich hält, die Einrichtungen zum 
Zwecke der technischen Kontrolle der Beseiti- 
gungsanlagen zu erstellen bzw. zu ändern. Auf- 
zeichnungen über technische Meßergebnisse sind 
von der Firma aufzubewahren und dem BAW auf 
Anforderung zur Verfügung zu stellen. 


Zuschüsse; Anträge, Anzeigen 

§ 5 

(1) Anträge auf Zuschüsse werden von der Firma in 
doppelter Ausfertigung bis zum 15. eines jeden 
Monats für die im vorangegangenen Kalender- 
monat beseitigte Altölmenge unter Benutzung 
des hierfür vorgesehenen Vordrucks beim BAW 
gestellt. 

(2) Die Firma verpflichtet sich, die Ausfuhr von 
Zweitraffinaten in ein Mitgliedsland der EWG 
unverzüglich dem BAW anzuzeigen. Die Firma 
verpflichtet sich, bei der Veräußerung von Zweit- 
raffinaten an Gebietsansässige den in Abschnitt II 
Nr. 3 Abs. 2 der Richtlinien vom 21. Januar 1969 
— Bundesanzeiger Nr. 22 — vorgesehenen Hin- 
weis in die Rechnung oder den Lieferschein auf- 
zunehmen. 

(3) Sind für Zweitraffinate, die in ein EWG-Mit- 
gliedsland ausgeführt werden, bereits Zuschüsse 
gewährt worden, so sind diese unverzüglich von 
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der Firma an das BAW zurückzuzahlen. Die Auf- 
rechnung gegen die Rückzahlungsforderung ist 
ausgeschlossen. 

(4) Die Firma verpflichtet sich, dem BAW zusätzliche 
öffentliche Hilfen, insbesondere verlorene Zu- 
schüsse aus Bundes-, Landes- oder Kommunal- 
mitteln und Steuerbefreiungen, die aus anderen 
als konjunktur- oder strukturpolitischen Gründen 
gewährt wurden, anzuzeigen. 


Bewilligungsbescheid 
§ 6 

(1) Das BAW setzt den Zuschußbetrag nach Maßgabe 
von Abschnitt IV der Richtlinien in der jeweils 
geltenden Fassung unter Berücksichtigung dieses 
Vertrages in einem Bewilligungsbescheid fest, so- 
weit Mittel vorhanden sind. Das BAW wird die 
Firma unterrichten, wenn erkennbar die Mittel 
des Fonds erschöpft werden. 

(2) Soweit der Bescheid mit dem Antrag überein- 
stimmt, wird er sofort wirksam. Soweit er von 
dem Antrag inhaltlich abweicht, wird er nach 
Eingang der schriftlichen Einverständniserklärung 
der Firma beim BAW wirksam. Streitigkeiten 
über die Höhe der Zuschüsse berühren die über- 
nommenen Verpflichtungen nicht. 

(3) Die Parteien sind sich einig, daß mit den Zuschuß- 
sätzen die Kosten für das Sammeln, den Trans- 
port und die Beseitigung der Altöle abgegolten 
sind. 


Verfahren bei Verbrennung 
§ 7 

(1) Die Parteien sind sich einig, daß das Verfahren 
zur Ermittlung des Mineralölanteils in der dem 
verbrannten Altöl entnommenen Probe vom 
BAW festgesetzt wird (Analysenverfahren). Das 
BAW ist berechtigt, nach Anhörung der an der 
Gesetzesdurchführung Beteiligten, neuen Er- 
kenntnissen durch eine Änderung des Verfahrens 
Rechnung zu tragen, 

(2) Die Firma wird zum Zwecke der Ermittlung der 
beseitigten Altölmenge geeignete und vom BAW 
anerkannte Meß- und Probenahme Vorrichtungen 
an vom BAW festgelegten Stellen der Anlage an- 
bringen. 

(3) Die Parteien sind sich einig, daß als verbrannt die 
Altölmenge gilt, die durch Mengenmessung fest- 
gestellt ist und der die aus dem Altöl mengen- 
abhängig entnommenen Probeflüssigkeit ent- 
spricht. 

(4) Die Parteien sind sich ferner einig, daß bei Aus- 
fall von Meß- oder Probenahmevorrichtungen 
keine Ersatzansprüche gegen das BAW ent- 
stehen. Das BAW wird jedoch Vorkehrungen 


treffen, daß der Firma spätestens an dem einer 
Störungsmeldung folgenden Arbeitstag die Mög- 
lichkeit zur Behebung der Störung unter Aufsicht 
des BAW gegeben ist. 

(5) Bei Verletzung von Plomben oder sonst fest- 
gestellten Umständen, die die Richtigkeit einer 
Messung für das BAW zweifelhaft erscheinen 
lassen, entfällt ohne Rücksicht auf Verschulden 
ein Anspruch auf Zahlung von Zuschüssen. 


Lieferscheine 
§ 8 

(1) Die Firma verpflichtet sich, beim Abholen der 
Altöle (§ 6 Abs. 2 des Gesetzes) Annahmescheine 
zu verwenden, auf denen Art, Menge und gege- 
benenfalls Entgelt der abgeholten Altöle durch 
den Altölbesitzer, den Sammler und durch die 
Firma bescheinigt werden. 

(2) Die Firma verpflichtet sich ferner, diese An- 
nahmescheine jeweils für die entsprechende Kon- 
trollperiode dem BAW zur Verfügung zu stellen. 


Allgemeine Bestimmungen 

§ 9 

(1) Der Bundesminister für Wirtschaft, das BAW und 
deren Beauftragte haben gemäß den allgemeinen 
Grundsätzen des Verwaltungs- und Haushalts- 
rechts ein uneingeschränktes Auskunfts- und Prü- 
fungsrecht hinsichtlich der Tatsachen und Unter- 
lagen, die mit der Gewährung und Auszahlung 
des Zuschusses im Zusammenhang stehen. Die 
Firma verpflichtet sich, die erforderlichen Aus- 
künfte zu erteilen und die Prüfung der Unter- 
lagen zu dulden. Das Auskunfts- und Prüfungs- 
recht kann an Ort und Stelle oder am Sitz der 
die Prüfung durchführenden Stelle ausgeübt wer- 
den. 

(2) Die Firma verpflichtet sich zur Führung eines ge- 
ordneten Rechnungswesens, das die Ermittlung 
der Kosten, insbesondere auch der ungedeckten 
Kosten ermöglicht. 

(3) Die Firma verpflichtet sich bei der Aufarbeitung 
von Altöl zu Zweitraffinaten zur Führung prü- 
fungsfähiger Anschreibungen, aus denen die dem 
Zweitraffinat beigemischte Menge an „anderen 
Stoffen" (Abschnitt IV A 1 a der Richtlinien, Bun- 
desanzeiger Nr. 39 vom 26. Februar 1969, in der 
jeweils gültigen Fassung) zu ersehen ist. 

(4) Die Firma ist damit einverstanden, daß das BAW 
oder seine Beauftragten unvermutete Kontrollen 
zu jeder Zeit an der Anlage vornehmen können. 

§ 10 

(1) Der Bewilligungsbescheid kann widerrufen wer- 
den, wenn und soweit 
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a) der Zuschuß aufgrund unrichtiger Angaben 
bewilligt oder ausgezahlt worden ist; 

b) der Antragsteller eine Prüfung nicht erlaubt 
oder Auskünfte nicht, nicht rechtzeitig, unvoll- 
ständig oder unrichtig erteilt worden sind; 

c) die Voraussetzungen für die Gewährung von 
Zuschüssen nicht gegeben waren oder später 
entfallen sind. 

(2) Gewährte Zuschüsse sind soweit zurückzuzahlen, 
als die Bewilligungsbescheide widerrufen werden. 


§ 11 

(1) Der zurückzuzahlende Betrag ist vom Zeitpunkt 
der Auszahlung bis zum Zeitpunkt der Rück- 
zahlung mit 2 v. H. über dem für Kassenkredite 
des Bundes geltenden Zinssatz der Deutschen 
Bundesbank jährlich zu verzinsen. 


(2) Kommt der Zuschuß empfänger mit seiner Rück- 
zahlung in Verzug, so ist der rückständige Be- 
trag mit 3 v. H. über dem für Kassenkredite des 
Bundes geltenden Zinssatz der Deutschen Bun- 
desbank jährlich zu verzinsen. 

Aufgelaufene Habenzinsen sind gesondert abzu- 
führen. 

§ 12 

(1) Änderungen dieses Vertrages bedürfen für ihre 
Wirksamkeit der Schriftform. 

(2) Bei Streitigkeiten über die festgestellte Altöl- 
menge ist für beide Parteien das Ergebnis der 
vom 

zu erstellenden Schiedsanalyse verbindlich. 

Die dadurch entstehenden Kosten trägt diejenige 
Vertragspartei, deren Ergebnis von dem der 
Schiedsanalyse die größte Abweichung zeigt. 


Frankfurt am Main, den 
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Einleitung 

Mit dem vorliegenden Bericht 

„Untersuchung über Ursache, Umfang, Herkunft 
und Verbleib mineralölhaltiger Abfälle in der 
Bundesrepublik Deutschland" 

werden die Untersuchungsergebnisse gleicher Pro- 
blemstellungen aus den Jahren 1965 und 1968 ak- 
tualisiert. 

Um eine Vergleichbarkeit der Ergebnisse des vor- 
liegenden Berichtes mit jenen der vom Battelle- 
Institut in den Jahren 1965 und 1968 angefertigten 
Berichte zu gewährleisten, wurden weitgehend die 
gleichen Untersuchungsmethoden beibehalten. 

Neben amtlichen Statistiken, relevanter Fachlitera- 
tur und Dokumentationen des Battelle-Instituts bil- 
deten für die vorliegenden Ergebnisse vor allem 
mündliche und schriftliche Befragungen die wesent- 
liche Grundlage. 

Die Primärerhebungen verteilen sich wie folgt auf 
die einzelnen Bereiche: 

Aufteilung der Fachgespräche und schriftlichen 
Befragungen 


Branche 


Zahl der 


Fach- 

gespräche 


schrift- 

lichen 

Befra- 

gungen 


Altöl-Raffinerien 

Altöl-Verbrenner 

(zuschußberechtigt) 

Verbrenner (Industrie) 

Müllverbrennungsanlagen . . 

Hersteller von Mineralölen 
und Metallbearbeitungs- 
ölen 

Hersteller von Verbren- 
nungsanlagen 

Hersteller von Spaltanlagen 

Metallindustrie 

sonstige Industrie 

Energie- und Wasserversor- 
gung 

Verkehrsunternehmen 

Kfz-Handwerk, Tankstellen 

Bauwirtschaft 

Tankreiniger 

Schiffsreiniger 


10 

8 

5 

18 

5 

6 
30 
10 

2 

6 

20 

5 

6 
4 


20 


12 

50 

10 


20 

60 


Branche 

Zah 

Fach- 

gespräche 

der 

schrift- 

lichen 

Befra- 

gungen 

Autofriedhöfe 

Deponieanlagen 

Institute, Verbände 

Kommunen 

Behörden 

5 

5 — 

10 — 

20 — 

15 — 


190 172 

Begriffsbestimmungen 

Abweichend von der Terminologie des Altölgeset- 
zes werden in diesem Bereich bei der Darstellung 
der je nach Abfallqualität spezifischen Anfall- und 
Beseitigungsprobleme die folgenden Begriffe ver- 
wendet: 

Begriff (Abfallart) 

Erläuterung 

Altöl 

Altöl mit einem Fremdstoff- 
anteil von maximal 10 v. H. 

Altöl-Wassergemisch 

Altölhaltiges Ölwasserge- 

misch mit einem Fremdstoff- 
anteil von mehr als 10 v. H. 
und einem Altölanteil von 
höchstens 89 v. H. 

Neben dem Hauptbestandteil 
Wasser können auch andere 
Fremdstoffe enthalten sein. 

Altölemulsion 

Emulgiertes Altöl-Wasserge- 
misch mit einem durchschnitt- 
lichen Fremdstoffanteil von 
94 v. H. 

Der Wasseranteil liegt zwi- 
schen 90 und 99 v. H. 

Altölschlamm 

Altölhaltige schlammförmige 
Rückstände mit einem Fremd- 
stoffanteil von mehr als 
10 v. H. 

Bei den Fremdstoffen handelt 
es sich weitgehend um Fest- 
stoffe. 
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Zusammenfassung der Ergebnisse 


Mineralölbilanz 1969 (ohne Fremdstoffe) 


Schmierstoff- und sonstiger 
Mineralöleinsatz 


Altölanfall 

j 


Altölbeseitigung 


710 400 t 

Schmierstoff einsatz- 
teilmengen, 
die Altölrückstände 
verursachen 


216 200 t 

Schmierstof feinsatz- 
teilmengen, die keine 
Al töl rückst ände 
verursachen 


Sonstige 

Mineralöleinsatzmengen, 
die Altölrückstände 
verursachen 


400 000 t 

Altöl mit maximal 
10 v. H. Fremdstof fanteil 


116 000 t 

Altöl mit überwiegendem 
Fremdstoffgehalt 


44 000 t Altölrückstände 
aus sonstigem 
Mineralöleinsatz 


191 000 t (34 v. H.) 
Regenerieren 


178 000 t (32 v. H.) 
Verbrennen 
Verheizen 


45 000 t (8 v. H.) 
Wiederverwenden 


53 600 t (10 v. H.) 
Ablagerung auf Deponie 


92 400 t (16 v. H.) 
Ableitung in Boden und 
Gewässer 
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Anfall mineralölhaltiger Rückstände 

Im Jahre 1969 fielen insgesamt 560 000 t Altöle im 
Sinne von § 3 Altölgesetz (ohne Fremdstoffe) an. 
Davon sind 400 000 t Altöle mit einem maximalen 


Fremdstoffgehalt von 10 v. H. und 160 000 t Altöl- 
rückstände in stark verunreinigter Form; letztere 
sind in insgesamt 1 760 000 t mineralölhaltiger Rück- 
stände angefallen (Tabelle 1). 


Tabelle 1 


Altölanfall 1969 nach Abfallqualitäten 


■ 

Abfallart 

Anfallmenge 
(mit Fremdstoffen) 

Altölgehalt 

in 1000 t | in v. H. 

in 1000 t | in v. H. 

Altöl 

440 20 

800 36 

800 36 

160 8 

400 71 

80 14 

48 9 

32 6 

Altöl- Wassergemisch 

Altölemulsion 

Altölschlamm 

Summe . . . 

2 200 100 

560 100 


Tabelle 2 


Altölanfall nach Verwenderbranchen bzw. 
Anfallstellen 




Menge in 

Abfallart 

V erwenderbranche 

1000 t 

der Schmieröle 

(mit Fremd- 



stoffen) 

Altöl 

Verkehr 

252 

Metallindustrie 

144 


übrige Gewerbe 

44 

Altöl- 

S'tadtreinigung 

500 

Wasser- 

gemisch 

Tankreinigung 



Metallindustrie 

300 



Altöl- 

Automobilindustrie . . . 

160 

emul- 

Kaltwalzindustrie .... 

160 

sionen 

Kugellagerindustrie . . 

120 


Kabelindustrie 

120 


Maschinenbau ....... 

120 


übrige 

120 

Altöl- 

Stadtreinigungs- 


schlamm 

betriebe 

50 


Metallindustrie 

80 


Tankreinigung 

30 


Nach den vorliegenden neueren Untersuchungser- 
gebnissen beträgt der rückstandslose Verlust bei 
der Verwendung von Schmierstoffen insgesamt 
47 v. H. r die Anfallquote von Altöl entsprechend 
53 v. H. 

Bei der im Jahre 1966 durchgeführten Untersuchung 
wurde eine Verlustquote von 58 v. H. ausgewiesen. 
Die Abweichung der ermittelten Ergebnisse vonein- 
ander erklärt sich aus einer wesentlich höheren 
Schätzung der anfallenden mineralölhaltigen Ab- 
fälle mit überwiegenden Fremdstoffanteilen. 

Die wichtigsten Anfallstellen für Mineralölabfälle 
sind Tankstellen, Kraftfahrzeugreparaturbetriebe, 
Betriebe der Metallindustrie, Schiffe, Städtereini- 
gungsbetriebe und Tankreinigungsbetriebe. 


Verbleib mineralölhaltiger Abfälle 

Nur von 74 v. H. der anfallenden mineralölhaltigen 
Abfälle kann angenommen werden, daß sie boden- 
und gewässerunschädlich beseitig worden sind. Die 
Altölmenge der auf unzulänglichen Deponieanlagen 
und der in Boden und Gewässer abgeleiteten mine- 
ralölhältigen Abfälle belief sich 1969 auf insgesamt 
146 000 t. In dieser Menge sind 18 000 t Altöl mit 
einem Fremdstoff gehalt bis zu 10 v. H. enthalten, 
die hauptsächlich aus Ölwechseln in landwirtschaft- 
lichen Maschinen, Baumaschinen und PKW stam- 
men. 

Auf Deponien abgelagert und in Boden und Ge- 
wässer abgeleitet werden hauptsächlich Altöl-Was- 
sergemische, Altölschlämme und Altölemulsionen 
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aus der Metallindustrie sowie Altöl-Wasserge- 
mische und Altölschlämme aus der kommunalen Öl- 
abscheiderreinignug und der Tankreinigung. 


Tabelle 3 


Verbleib der Altöle und Anteil der 
Beseitigungsarten 1969 


Art der Beseitigung 

Beseitigte 

Altölmengen 

(ohne 

Fremdstoffe) 
in 1000 t 

Anteil 

in 

v. H. 

Wiederverwendung 

45 

8 

Regenerierung durch 

Altölraffinerien 

191 

34 

Verbrennen und Verheizen 

178 

32 

Ablagerung auf Deponien . . 

t 

54 

10 

Ableitung in Boden und Ge- 
wässer 

92 

16 


Die Hauptgründe für die Ablagerung und Ableitung 

sind: 

— das Fehlen entsprechender Kapazitäten und An- 
lagen für die ordnungsgemäße Beseitigung auf 
betrieblicher oder überbetrieblicher Basis, 

— die behördliche Genehmigung bzw. Duldung der 
Ablagerung von mineralölhaltigen Abfällen auf 
Abfalldeponien, 

— die überhöhten Preise, die viele abholpflichtige 
Sammelunternehmen für die ordnungsgemäße 
Beseitigung der ölhaltigen Rückstände fordern, 
deren Fremdstoffanteil die zulässigen 10 v. H. 
wesentlich übersteigt, 

— das Fehlen wirksamer Kontrollen bei der Besei- 
tigung mineralölhaltiger Abfälle durch den Alt- 
ölbesitzer, beauftragte Transportunternehmen 
oder andere Beseitigungsfirmen. 


Auswirkungen des Altölgesetzes 

Das seit 1969 in Kraft befindliche Altölgesetz ist 
bis zum Berichtszeitraum überwiegend als Instru- 
ment zur wirtschaftlichen Sicherung der Altölbesei- 
tigung gehandhabt worden. 

Nach dem Altölgesetz wird die Beseitigung des bis 
zu 10 v. H. verunreinigten Altöls bezuschußt. Die 
Höhe des Zuschusses ermöglicht die unentgeltliche 
Abholung des Altöls beim Altölbesitzer zwecks 
Beseitigung. Für die Beseitigung der mit überwie- 
gendem Fremdstoffanteil anfallenden mineralölhal- 
tigen Abfälle — Altöl-Wassergemisch, Altölemul- 
sion und Altölschlamm — wird gleichfalls nur für 
die enthaltenen Altölbestandteile sowie für den 
maximal zulässigen lOprozentigen Fremdstoffanteil 


ein Zuschuß zu deren Beseitigung aus dem Altöl- 
fonds gezahlt. 

Aus diesen Zuschüssen sind jedoch die Beseitigungs- 
kosten für die über 10 v. H. hinausgehenden Fremd- 
stoffe nicht zu decken. Die gesetzliche Regelung 
trägt nicht dazu bei, daß die mineralölhaltigen Ab- 
fälle mit einem Fremdstoffanteil von mehr als 
10 v. H. im Zuge der kostenlosen Abholung durch 
zuschußempfangende Beseitigungsfirmen der schad- 
losen Beseitigung zugeführt werden. 

Aufgrund der neuen Regelung ist es daher nicht 
dazu gekommen, daß sich die Menge des ordnungs- 
gemäß beseitigten Altöls in ausreichendem Maße 
erhöht hat. 

Auch nach Inkrafttreten des Altölgesetzes wird 
weiterhin hauptsächlich Altöl mit einem Fremdstoff- 
anteil bis zu 10 v. H. schadlos beseitigt. 

Es ist deshalb erforderlich, die Vorschrift zur Über- 
wachung des Verbleibs von Altöl — die Nachweis- 
pflicht — - in Kraft zu setzen. 

Bei Wirksamwerden der Nachweispflicht ist zu er- 
warten, daß die Altölbesitzer in größerem Umfang 
als bisher die anfallenden mineralölhaltigen Ab- 
fälle mit hohen Fremdstoffanteilen in eigenen Anla- 
gen beseitigen werden, soweit dies für sie kosten- 
günstiger ist oder über die kostenpflichtige Abgabe 
an. die Pflichtsammler der schadlosen Beseitigung 
zuführen werden. 

Wenn direkte Kontrollen der Deponien das Abla- 
gern mineralölhaltiger Abfälle auf unzulänglichen, 
umweltschädigenden Deponieanlagen in Zukunft 
verhindern, wird die Ablagerung nicht weiterhin 
die Errichtung und Auslastung der zur ordnungs- 
gemäßen Beseitigung erforderlichen Anlagen hin- 
dern. 

Die umweltschädliche Ablagerung bzw. Ableitung 
von mineralölhaltigen Abfällen wird sich jedoch 
erst dann in ausreichendem Maße verringern, wenn 

— nach Inkrafttreten der Nachweispflicht die Über- 
wachung des Verbleibs von Altöl zu einem wirk- 
samen Kontroll- und Steuerungsinstrument für 
die schadlose Beseitigung mineralölhaltiger Ab- 
fälle ausgebaut wird, 

— durch die Pflidhtsammler die erforderlichen Ka- 
pazitäten zur Beseitigung des zu erwartenden 
Mehraufkommens an Altölemulsionen und Altöl- 
Wassergemischen errichtet werden und 

— die Kosten für die Fremdstoffbeseitigung (z. B. 
Wasser) ganz beträchtlich gesenkt werden. 


Einzelergebnisse 

1 Mengen der in der Bundesrepublik Deutsch- 
land angefallenen mineralölhaltigen Abfälle 

1.1 Ableitung des Anfalls mineralölhaltiger Abfälle 
aus dem Schmierstoffverbrauch 

Der Verbleib von Mineralölen im Gebrauchs- und 
Verbrauchsprozeß kann vereinfachend folgender- 
maßen aufgegliedert werden: 
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1. Der prozeßbedingte Effektivverlust, beispiels- 
weise durch Verbrennen, Verdampfen, Verdun- 
sten, Verarbeitung etc. 

2. Die nach dem Prozeß anfallenden Altölrück- 
stände in wenig verunreinigter Form: 

— Altöl. 

3. Die nach dem Prozeß anfallenden Altölrück- 
stände in stark verunreinigter Form bzw. mit 
hohen Fremdstoff anteilen: 

— Altöl-Wassergemisch, 

— Altölemulsion, 

— Altölschlamm. 

Die Berechnung der Anfallmenge ist für diese Unter- 
suchung nach einzelnen Anfallqualitäten getrennt 
vorgenommen worden. 

Analog zu den vorliegenden älteren Untersuchungs- 
ergebnissen werden zunächst die nach dem Einsatz- 
prozeß anfallenden Altölrückstände in wenig ver- 
unreinigter Form berechnet. Die spezifischen Ver- 
brauchsquoten für die einzelnen Sortengruppen der 
Schmierstoffe sind erneut einer Überprüfung unter- 
zogen worden (Ergebnisse siehe Tabelle 4, Spalte V). 
Gleichzeitig wurden diejenigen Teilmengen ausge- 
sondert, nach deren Verbrauch keine mineralölhal- 
tigen Abfälle anfallen (Tabelle 4, Spalte III). 

Der Altölanteil der Altölrückstände in stark ver- 
unreinigter Form (Tabelle 4, Spalte VI) ist die Dif- 
ferenz zwischen der eingesetzten Menge von 
Schmierstoffen, den Effektivverlusten und den nach 
dem Prozeß anfallenden Altölrückständen in wenig 
verunreinigter Form. 

Die Altölanfallquote 

Altölrückstände in wenig und 
stark verunreinigter Form J ) 

A = 

Inlandsverbrauch an Schmierstoffen 

lag nach den Ergebnissen der vorliegenden Unter- 
suchung mit 53 v. H. für 1969 merklich über den für 
die Jahre 1963 und 1966 errechneten Quoten. 

Berücksichtigt man jedoch, daß die Berechnungen für 
die Jahre 1963 und 1966 hauptsächlich für Altölrück- 
stände in wenig verunreinigter Form gelten, und 
errechnet man für das Jahr 1969 die Anfallquote 
ebenfalls nur für Altöle in wenig verunreinigter 
Form, dann ergibt sich eine verhältnismäßig gute 
Übereinstimmung der Anfallquoten (1963: 43 v. H., 
1966:42 v. H., 1969:41 v. H.). 


q ohne Berücksichtigung der Rückstände aus Transport 
und Lagerung und Rückstände von Mineralölreini- 
gungsmitteln 


Gegenüber den früheren Untersuchungen wurde 
der Anfall der mineralölhaltigen Rückstände mit 
hohem Fremdstoffanteil einer detaillierteren und 
tiefergehenden Untersuchung (u. a. durch eine 
schriftliche Repräsentativerhebung) unterzogen. 

Diese neuen Untersuchungsergebnisse ergaben, daß 
unter Berücksichtigung der Altölanteile der in sehr 
großen Mengen anfallenden Altöl-Wassergemische, 
Altölemulsionen und Altölschlämme die Altölanfall- 
quote vergleichsweise höher angesetzt werden muß, 
weil z. B. Leckverluste, Austragung mit Metallspä- 
nen oder Einsatz von Korrosionsschutzöl nicht als 
Effektivverluste zu werten sind. Vielmehr führt der 
Einsatz von Schmierölen in vielen Fällen zum An- 
fall erheblicher Mengen mineralölhaltiger Rück- 
stände in stark verunreinigter Form bzw. mit hohen 
Fremdstoffanteilen. 

Daher müssen auch die mineralölhaltigen Abwässer 
aus Metallwasch- und Entfettüngsanlagen, die in 
verstärktem Maße eingesetzt werden, berücksichtigt 
werden. 

Die Anfallmengen aus dem Einsatz von Metallver- 
arbeitungsölen, aus der Reinigung von Benzin- und 
Ölabscheidern und die mineralölhaltigen Rück- 
stände aus Kläranlagen sowie sonstigen betrieb- 
lichen Filter- und Reinigungsanlagen sind unter- 
schätzt worden und inzwischen überproportional 
angestiegen. 

Darüber hinaus liegen inzwischen aus einigen bei- 
spielhaft gut entsorgten Altölanfallgebieten Anga- 
ben über den genauen Altölanfall vor, deren Hoch- 
rechnung den nach den neuen Untersuchungsergeb- 
nissen vorgenommenen Schätzungen des Altöl- 
anfalls sehr nahe kommt und die ebenfalls auf 
wesentlich höhere Anfallquoten hindeuten. 

Zur Aussagekraft der Ergebnisse der Mengenbe- 
rechnung hinsichtlich Anfall und Verbleib mineral- 
ölhaltiger Abfälle ist zu bemerken, daß im Ver- 
gleich zu der Vielzahl der spezifischen Einsatz- und 
Anfallfälle nur verhältnismäßig wenig Meßzahlen 
gebildet werden können. 

Bei den Hochrechnungen können geringe Meßzah- 
lenabweichungen schon zu größeren Abweichungen 
bei den Anfallmengen führen. Die vorliegenden 
quantitativen Untersuchungsergebnisse können da- 
her nur die Größenordnung angeben, in der die 
jeweiligen Abfallmengen liegen. Bei den Abschät- 
zungen wurden von uns jedoch zahlreiche Kontroll- 
rechnungen durchgeführt. Im Hinblick auf das Ziel 
der Untersuchung und den Umfang der Erhebung 
haben die Schätzrechnungen zu hinreichend genauen 
Ergebnissen geführt. 
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Schmierstoff verbrauch und Altölanfall 1969 


Tabelle 4 

Produkt 

Inlandsabsatz 
an Schmier- 
stoffen 

t 

Einsatzteil- 
mengen mit 

100 v. H. 
Verlustquote 

t 

Einsatzteil- 
mengen, die 
Altölrück- 
stände 
verursachen 

t 

Altölan- 

fallquote 

v. H. 

Anfallende 
Altöle mit 
maximal 

10 v. H. Fremd- 
stoffanteilen 
(ohne Fremd- 
stoffe) 

t 

Anfallende 
Altölrückstände 
in stark ver- 
unreinigter 
Form (ohne 
Fremdstoffe) 

t 

I 

II 

III 

IV 

v 

VI 

VII 

Spindelöl 

133 796 

100 500 

33 300 

45 

15 000 

3 000 

Maschinenöl 

120 609 

24 100 

96 500 

48 

46 200 

17 000 

Zylinderöl 

7 200 

2 200 

5 000 

30 

1 500 

2 000 

Turbinenöl 

12 424 

— 

12 400 

87 

10 800 

— 

Motoren- und 

Kompressorenöl 

403 095 

12 100 

391 000 

63 

246 200 

35 000 

Achsenöl 

1 762 

200 

1 600 

75 

1 200 

— 

Dunkelöl 

26 080 

26 100 

— 

— 

— 

— 

Weißöl 

24 990 

25 000 

— 

— 

— 

— 

Getriebeöl 

57 837 

— 

57 800 

80 

46 400 

3 000 

Wasserlösliches Metallbear- 
beitungsöl 

58 360 

— 

58 400 

— 

— 

53 000 

Ziehfette 

7 262 

3 700 

3 600 

— 

— 

— 

Schneid- und Ziehöle 

10 583 

— 

10 600 

24 

2 500 

3 000 

Hartöl, Schneidöl 

13 800 

— 

13 800 

45 

6 200 

— 

Formenöl 

15 808 

15 800 

— 

— 

— 

— 

Trafo- und Schalteröl 

26 811 

— 

26 800 

90 

24 000 

— 

Kabelisolieröl 

6 517 

6 500 

— 

— 

— 

— 

Fette 

39 793 

— 

— 

— 

— 

— 

Sonderschmiermittel 

8 838 

— 

— 

— 

— 

— 

Summe . . . 

975 565 

216 200 

710 800 


400 000 

116 000 

Rückstände aus dem Transport und der Lagerung von Heizöl und 
Rückstände aus dem Einsatz von Mineralölreinigungsmitteln 


- 

44 000 

160 000 
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1.2 Anfall mineralölhaltiger Abfälle 
nach Abfallarten 

1.2.1 Altölanfall 

Nach den Statistiken des Bundesamts für gewerb- 
liche Wirtschaft betrug 1969 der Schmierstoff-Ab- 
satz 975 565 t. Setzt man Schmierstoff-Absatz und 
Schmierstoff- Verbrauch gleich, so beläuft sich die 
aus dem Verbrauch resultierende Altölmenge nach 
unseren Berechnungen auf 400 000 t (siehe Ta- 
belle 4). 

1 .2.2 Anfall sonstiger mineralölhaltiger Abfälle 

In der vorliegenden Untersuchung wurde den mine- 
ralölhaltigen Abfällen mit hohen Fremdstoffgehal- 
ten gegenüber den Untersuchungen des Battelle- 
Instituts in den Jahren 1963 und 1966 verstärkte 
Aufmerksamkeit gewidmet. Tabelle 4 zeigt, daß 
zusätzlich zu der ausgewiesenen Menge Altöle in 
wenig verunreinigter Form (Spalte VI) ein Altöl- 
anteil von 116 000 t aus mineralölhaltigen Rückstän- 
den aus dem Schmierstoffeinsatz angenommen wer- 
den muß (Spalte VI). Diese Altölmengen aus dem 
Schmierstoffeinsatz sind in etwa 1 390 000 t mine- 
ralölhaltiger Rückstände verschiedenster Art ent- 
halten. An mineralölhaltigen Abfällen fallen dar- 
über hinaus aus der Tankreinigung 370 000 t an, die 
44 000 t Mineralöl enthalten. 

Anhand dieser Zahlen wird deutlich, daß die Pro- 
blematik der schadlosen Beseitigung mineralölhal- 
tiger Rückstände nur zum geringeren Teil bei den 
wenig verunreinigten Altölen liegt, sondern daß 
vielmehr die in großen Mengen anfallenden Altöl- 


Wassergemische und Altölemulsionen besonderer 
Vorkehrungen für die schadlose Beseitigung be- 
dürfen. 

Die in Tabelle 5 ausgewiesenen Mengen mineral- 
ölhaltiger Abfälle stellen aggregierte Größen dar. 
Unter Altöl-Wassergemischen sind alle flüssigen 
mineralölhaltigen Abfälle mit einem Fremdstoffge- 
halt von durchschnittlich 90 v. H. subsummiert wor- 
den. Die wichtigsten Fremdstoffe sind Wasser, Sand 
und auch Schlamm. Es handelt sich bei den Altöl- 
Wassergemischen vorwiegend um Abscheidegut aus 
Benzin-, öl- und Fettabscheidern, Waschemulsionen 
aus der Tankreinigung und Metallentfettung sowie 
um Bilgenwasser. 

Unter Altölemulsionen ist der Teil der eingesetzten 
emulgierten Metallbearbeitungsöle ausgewiesen 
worden, der nicht durch Austragung verlorengeht. 
Im allgemeinen werden Ölemulsionen bis auf einen 
Ölgehalt von 4 v. H. verdünnt; durch Eintropfen er- 
höht sich ihr Ölgehalt später auf etwa 6 v. H. 

Unter Altölschlämmen sind schlammförmige Filter- 
rückstände aus der Metallindustrie, dekantierte 
Rückstände aus Schlammfängen und Abscheidern 
und verbrauchte Ölbinder ausgewiesen worden. Der 
Fremdstoffanteil beträgt im Durchschnitt etwa 
80 v. H. In den Altölschlämmen und Altöl-Wasser- 
gemischen sind weiterhin die Rückstände aus der 
Reinigung von Heizöltanks *) der privaten Haus- 
halte enthalten, die auf ca. 32 000 t Mineralöl ge- 
schätzt werden können. Nicht gesondert ausgewie- 


*) Die Konsistenz der Rückstände hängt von dem Reini- 
gungsverfahren ab. 


Tabelle 5 


Anfall mineralölhaltiger Abfälle nach Abfallarten 


Abfallart 

Art der Fremdstoffe 

t 

Menge 

t 

Fremdstoff- 

anteile 

v. H. 

Ölgehalt 

t 

Durch- 

schnittlicher 

Ölgehalt 

v. H. 

Darunter 
Altölrück- 
stände aus 
Nicht- 
sdimier- 
stoffen 

t 

Altöl 

Wasser 

440 000 

10 

400 000 

90 



Altöl- Wassergemisch 

Wasser, Sand, Schlamm 
(Abscheidegut aus Benzin-, 
Öl- und Feftabscheidern) 
Waschemulsionen 

800 000 

90 

80 000 

10 

30 000 

Altölemulsion 

Wasser (emulgiert) 
Metallabrieb, -späne 

800 000 

94 

48 000 

6 

— 

Altölschlamm 

Filterrückstände aus Metall- 
industrie, verbrauchte öl- 
binder, Rückstände aus 
Tankreinigungen 

160 000 

80 

32 000 

20 

14 000 

Summe . . . 


2 200 000 


560 000 


44 000 
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sen werden konnten 12 000 t Ölbestandteile der 
mineralölhaltigen Lösungsmittel, Waschbenzin- und 
Petroleumrückstände sowie die Rückstände son- 
stiger Lager- und Transportbehälter. 

1.3 Aufkommen mineralölhaltiger Abfälle nach 
Anfallstellen und Zahl der Anfallstellen 

Das Aufkommen mineralölhaltiger Abfälle nach 
branchenmäßig gegliederten Anfallstellen kann man 
nur größenordnungsmäßig angeben, weil selbst bei 
den Mineralölherstellern und deren Marktfor- 
schungsstellen keine sicheren Informationen über 
die branchenmäßige Absatzstruktur vorhanden sind. 

Aufgrund der Aufteilung des Schmierstoffabsatzes 
nach Schmierstoffsorten, der Gespräche mit der 

Tabelle 6 


Aufkommen mineralölhaltiger Abfälle nach 
Hauptanfallstellen 


Abfallart 

Branchen der 
Anfallstellen 

Menge mit 
Fremd- 
stoffen 

1000 t 

Altöl 

Verkehrswirtschaft 



— Straße 

195 


— Schiene 

5 


— Schiffahrt 

12 


— Landwirtschaft .... 

40 


Metallindustrie 

144 


übriges Gewerbe .... 

44 

Altöl- 

Metallindustrie 


emulsionen 

— Automobilindustrie 

160 


— Kaltwalz-Industrie 

160 


— Kugellager- 



Industrie 

120 


— Kabelindustrie .... 

120 


— Maschinenindustrie 

120 


— sonstige 

120 

AltÖl- 

Metallindustrie 

300 

Wasser- 

Stadtreinigung 

> 


gemisch 

(Ölabscheider) 




Tankreinigung (ein- 


500 


schließlich Binnen- 




schifftanks) 



Altöl- 

Stadtreinigung 

50 

schlamm 

Metallindustrie 

80 


Tankreinigung 

30 


Mineralölindustrie und der Primärerhebungen bei 
den Altölbesitzern ergibt sich die in Tabelle 6 wie- 
dergegebene Abschätzung über den Anfall mineral- 
ölhaltiger Abfälle in den einzelnen Branchen. 

Die Hauptanfallstellen für Altöl sind eindeutig der 
Verkehrssektor (Tankstellen und Kfz- Werkstätten) 
und die Metallindustrie, hier insbesondere die gro- 
ßen Werke der Automobilindustrie, der eisenschaf- 
fenden Industrie, des Maschinenbaus und der übri- 
gen Investitionsgüterindustrie. 

Bei den Anfallstellen für Altölemulsionen handelt 
es sich um die gleichen Bereiche der Metallindu- 
strie; ferner sind die Kugellager- und die Kabel- 
industrie von größerer Bedeutung. 

Bei der großserienmäßigen spanabhebenden Metall- 
bearbeitung, beim Kaltwalzen von Stahl und Alu- 
minium sowie beim Ziehen von Drähten fallen 
große Mengen von Altölemulsionen an. 

AltÖl-Wassergemische und Altölschlämme stammen 
häufig aus der gleichen Einsatzstelle. Sie werden 
durch Abpumpen voneinander getrennt und fallen 
hauptsächlich bei der Reinigung von Benzin- und 
Ölabscheidern der Tankstellen, Kfz-Werkstätten 
und der Industrie an. 

In der Metallindustrie fallen große Mengen von 
Abwässern und Rückstände an Metallwasch- und 
Entfettungsanlagen sowie an sonstigen Filteranla- 
gen an. 

Aus der Reinigung von Lagertanks für Heiz- und 
andere Mineralöle fallen z. T. emulgierte Altöl- Was- 
sergemische und schlammförmige Rückstände an. 
Das gleiche gilt auch für die binnenländische Tank- 
schiffahrt. 

Allgemein sind 

— Maschinen- und Anlagen, an denen 
— Ölwechsel vorgenommen werden, 

— Metallbearbeitungsöle und Kühlöle einge- 
setzt werden, 

— Filter- und Reinigungsanlagen installiert sind, 

— Fertigungs- und Verarbeitungsverfahren, bei de- 
nen Mineralöle als Roh- und Hilfsstoffe zum Ein- 
satz kommen, 

— Lager- und Transportbehälter für Mineralöle, die 
einer Reinigung unterzogen werden, 

— öl-, Benzin- und andere Leichtstoffabscheider so- 
wie 

— Abwasserkläranlagen 

die bedeutendsten Anfallorte für mineralölhaltige 
Abfälle. 

Da Mineralöle als Schmierstoffe für Maschinen und 
Anlagen oder als Brennstoffe nahezu überall ein- 
gesetzt werden, kann bei der Abschätzung der Zahl 
der Anfallstellen für mineralölhaltige Abfälle annä- 
hernd von der Anzahl der Betriebe in den inter- 
essierenden Bereichen ausgegangen werden. 

Läßt man die Landwirtschaft außer Betracht, so be- 
läuft sich die Zahl der Betriebe, bei denen mehr 
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Tabelle 7 


Zahl der Anfallstellen mineralölhaltiger Abfälle 


Branchen der 
Anfallstellen 

Zahl der 
Betriebe 0 

Zahl der 
Betriebe 
mit mehr als 
500 Be- 
schäftigten 

Tankstellen 

46 500 


Kfz-Reparaturbetriebe 

18 500 


Zwischensumme . . . 

65 000 


Eisenschaffende 
Industrie, Walz- 
werke, Gießereien . . 

1 500 

220 

Straßenfahrzeugbau . . 

600 

119 

Maschinenbau 

5 300 

440 

übrige Metallindustrie 

11 100 

785 

Zwischensumme . . . 

18 500 

1 564 

Mineralölverarbeitung 

300 

11 

Chemische Industrie . . 

2 100 

161 

Bergbau 

400 

126 

übrige Industrie 

34 600 

842 

Zwischensumme . . . 

37 400 

1 140 

Verkehr 



Eisenbahn (Zahl der 
Bahnhöfe) 

4 900 





Straßenverkehrs- 
unternehmen 

(Zahl der Güterver- 
kehrsunternehmen) 

4 900 


Binnenschiffahrt 
(Zahl der Schiffe) 2 ) 

7 000 
davon 701 
Tankschiffe 


Flughäfen 
(ohne Militär) 

85 


Metallhandwerk 

54 700 


Bauwirtschaft 

64 200 


Kommunale Betriebe 

9 000 


Landwirtschaft 

(Betriebe über 10 ha) 

400 000 


Summe . . . 

665 685 

2 704 


*) Bei Industriebetrieben wurden nur solche mit mehr als 
10 Beschäftigten berücksichtigt. 

2 ) Deutsche Flagge. 


oder weniger häufig Altöl und mineralölhaltige 
Abfälle anfallen, auf rd. 200 000. Mit größeren Men- 
gen von mineralölhaltigen Abfällen ist bei minde- 
stens 100 000 Betrieben zu rechnen (nähere Angaben 
siehe Seite 56). 


1.4 Aufkommen mineralölhaltiger Abfälle 
nach Bundesländern 

Die in Tabelle 8 für die einzelnen Bundesländer 
angegebenen Mengen für die anfallenden mineralöl- 
haltigen Abfälle sind an Hand des Kfz-Bestandes 
und der Industriebeschäftigten errechnet und für 
den Schiffahrtssektor geschätzt worden. 

In Nordrhein-Westfalen erreicht der Anfall von 
Altölen und mineralölhaltigen Abfällen erwartungs- 
gemäß von allen Bundesländern die höchsten abso- 
luten und relativen Werte. 

Es besteht ein deutlicher Zusammenhang zwischen 
der Industrialisierung, der Besiedlungsdichte und 
dem Anfall mineralölhaltiger Abfälle. 

Die Schwerpunktgebiete des Anfalls mineralölhal- 
tiger Abfälle sind zwölf Ballungsräume der Bun- 
desrepublik Deutschland: München, Nürnberg, Stutt- 
gart, Mannheim, Saarbrücken, Frankfurt, Köln-Düs- 
seldorf, Ruhrgebiet, Hannover, Bremen, Hamburg, 
Berlin. 


1.5 Prognose des Altölaufkommens bis 1972 

1.5.1 Prognose bei Annahme unveränderten 
Fremdstoffanteils 

Nach unseren Schätzungen kann im Jahre 1972 mit 
einer Anfallmenge von insgesamt 600 000 t Altöl 
im Sinne von § 3 Altölgesetz (ohne Fremdstoffe) ge- 
rechnet werden. 

Die Aufteilung der Altölrückstände auf die einzel- 
nen Äbfallkategorien gibt Tabelle 9 an. 

Wenn bis zum Jahre 1972 die Nachweispflicht in 
Kraft tritt, läßt sich derzeit hinsichtlich des Ver- 
bleibs der anfallenden Altölrückstände nur die Auf- 
arbeitung von Altöl durch die Zweitraffinerien 
sicher abschätzen. 

Einschließlich Fremdstoffe werden dann etwa 
240 000 t Altöl regeneriert werden. 

Es ist anzunehmen, daß die Nachweispflicht in be- 
trächtlichem Umfang zu einer Verringerung der 
Ableitung in Boden und Gewässer sowie der Depo- 
nierung von Altölrückständen führt, so daß sich die 
Relationen innerhalb der einzelnen Beseitigungs- 
arten verschieben werden. Da gegenwärtig aber 
noch nicht der Zeitpunkt der Inkraftsetzung und 
auch nicht die Wirksamkeit der Nachweispflicht be- 
kannt sind, ist eine genaue Prognose des Verbleibs 
noch nicht möglich. 

Darüber hinaus werden sich die Senkungen der 
Preise für die Fremdstoffbeseitigung sowie die Er- 
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Tabelle 8 


Anfall mineralölhaltiger Abfälle (mit Fremdstoffen) nach Bundesländern 


Land 

Altöl 

Altölemulsion 

Altöl- 

Wassergemisch 

Altölschlamm 

1 1000 1 1 

v. H. 

1000 t 1 

v. H. 

| 1000 1 1 

v. H. 

1000 1 I 

v. H. 

Baden-Württemberg 

75 

17 

170 

22 

130 

16 

30 

19 

Bayern 

77 

17 

123 

15 

120 

15 

30 

19 

Berlin 

13 

3 

30 

4 

20 

2 

5 

3 

Bremen 

7 

2 

10 

1 

20 

2 

2 

1 

Hamburg 

18 

4 

18 

2 

55 

7 

5 

3 

Hessen 

37 

8 

68 

8 

75 

9 

13 

8 

Niedersachsen 

47 

11 

74 

9 

80 

10 

18 

11 

Nordrhein-Westfalen 

121 

28 

248 

32 

220 

28 

43 

27 

Rheinland-Pfalz 

23 

5 

25 

3 

40 

5 

8 

5 

Saarland 

9 

2 

17 

2 

20 

3 

3 

2 

Schleswig-Holstein 

13 

3 

17 

2 

20 

3 

3 

2 

Summe . . . 

440 

100 

800 

100 

800 

100 

160 

100 


Tabelle 9 


Altölanfall im Jahre 1971 



Anfallmenge 
(ohne Fremd- 
stoffe) 

1000 t 

j Anfallmenge 
(mit Fremd- 
stoffen) 

1000 t 

Altöl 

420 

460 

Altöl-Wassergemisch . . 

85 

850 

Altölemulsion 

60 

1 000 

Altölschlamm 

35 

170 

Summe . . . 

600 

2 480 


richtung neuer Anlagen für die Beseitigung auf den 
Umfang der schadlosen Beseitigung positiv auswir- 
ken. 

Falls unverzüglich mit geeigneten Maßnahmen auf 
die Erhöhung des Aufkommens von Altölrückstän- 
den zur schadlosen Beseitigung hingewirkt wird, 
können sich bis zum Ende des Jahres 1972 die Besei- 
tigungsarten wie folgt verändern: 

— der Anteil des Verbrennens und Verheizens 
wird steigen, 

— der Anteil der Deponierung wird sinken, 


— der Anteil der Ableitung in Boden und Gewäs- 
ser wird ebenfalls sinken. 

1 .5.2 Veränderung des Altölaufkommens 

bei Erhöhung des zulässigen Fremdstoffanteils 
auf 15 v. H. 

Mit einer wesentlichen Steigerung des Altölauf- 
kommens bei einer Erhöhung des Fremdstoffanteils 
auf 15 v. H. kann aus folgenden Gründen nicht ge- 
rechnet werden: 

— In der Praxis der Altölsammlung wird die im 
Altölgesetz formulierte 10-v. H.-Grenze fließend 
gehandhabt. Nach Angaben der Pflichtsammler 
werden schon heute so gut wie alle nur bis zu 
15 v. H. verunreinigten Altöle kostenlos gesam- 
melt, sofern deren Abholung vom Altölbesitzer 
verlangt wird. 

— Das Hauptangebot mineralölhaltiger Abfälle be- 
steht aus Altemulsionen und Altöl-Wassergemi- 
schen mit einem Fremdstoffanteil zwischen 50 
und 95 v. H. Diese Abfälle lassen sich nicht ohne 
weiteres auf einen Ölgehalt von 85 v. H. kon- 
zentrieren, der für die kostenlose Abholung be- 
ansprucht werden könnte. 

— Die Erhöhung des Fremdstof fanteils auf 15 v. H. 
und mehr vergrößert die Möglichkeit, daß Altöl- 
besitzer reinem Altöl andere Abfallstoffe zuset- 
zen, um diese zusammen mit dem Altöl ohne 
Kosten beseitigen zu können. 
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2. Beseitigung mineralölhaltiger Abfälle 

2.1 Überblick über den Verbleib mineralölhaltiger 
Abfälle 

Die Tabellen 10, 11, 12 und 13 geben einen Über- 
blick über den Verbleib bzw. die Beseitigung der 
1969 angefallenen mineralölhaltigen Abfälle für die 
einzelnen Abfallarten. 

Tabelle 10 weist den Verbleib der anfallenden Alt- 
öle, Altöl-Wassergemische, Altölemulsionen und 
Altölschlämme auf der Ebene der Altölbesitzer aus. 
Um die Schwierigkeiten bei der Beseitigung zu ver- 


deutlichen, sind die Mengen der mineralölhaltigen 
Abfälle einschließlich der Fremdstoffe angegeben. 

Tabelle 11 gibt denselben Sachverhalt wieder, je- 
doch werden hier die durchschnittlichen Altölgehalte 
und die sich daraus ergebenden Mengen an Altöl- 
bestandteilen aufgeführt. 

Tabelle 12 enthält die prozentualen Anteile der ein- 
zelnen Verbleibsarten bei den verschiedenen mine- 
ralölhaltigen Abfällen. 

Tabelle 13 weist die absoluten Mengen und den 
prozentualen Anteil der verschiedenen Arten der 


Tabelle 10 


Verbleib mineralölhaltiger Abfälle mit Fremdstoffen 1969 
(auf der Ebene Altölbesitzer) 


Abfallart 

Wieder- 

verwendung 

Spaltung mit 
kontrollierter 
Beseitigung 

Abgabe an 
gewerbliche 
Sammel- 
unternehmen 

Verbrennen und 
Verheizen 

Ablagerung auf 
Deponieanlagen 

Ableitung in 
Boden und 
Gewässer 

Summe 


t 

t 

t 

t 

t 

t 

t 

Altöl 

50 000 



220 000 

150 000 

4 000 

16 000 

440 000 

Altöl- 

Wassergemisch 

— 

100 000 

- — . 

— 

100 000 

600 000 

800 000 

Altölemulsion . . . 

— 

300 000 

— 

— 

200 000 

300 000 

800 000 

Altölschlamm .... 

— 

— 

— 

200 000 

140 000 

— 

160 000 

Summe . . . 

50 000 

400 000 

220 000 

350 000 

444 000 

916 000 

2 200 000 


Tabelle 11 


Verbleib der in den Abfällen enthaltenen Altöle 1969 


Abfall art 

Wieder- 

verwendung 

Spaltung mit 
kontrollierter 
Beseitigung 

Abgabe an ge- 
werbliche 
Sammel- 
unternehmen 

Verbrennen und 
Verheizen 

Ablagerung auf 
Deponieanlagen 

Ableitung in 
Boden und 
Gewässer 

Summe 


t 

Öl- 
gehalt 
v. H. 

t 

Öl- 
gehalt 
v. H. 

t 

Öl- 
gehalt 
v. H. 

t 

Öl- 
gehalt 
v. H. 

t 

Öl- 
gehalt 
v. H. 

t 

Öl- 
gehalt 
v. H. 

t 

Altöl 

45 000 

90 





198 000 

90 

139 000 

90 

3 600 

90 

14 400 

90 

400 000 

Altöl-Wasser- 
gemisch 

. 



10 000 

10 









10 000 

10 

60 000 

10 

80 000 

Altölemulsion . . . 

— 

— 

18 000 

6 

— 

— 

— 

— 

12 000 

6 

18 000 

6 

48 000 

Altölschlamm .... 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

4 000 

20 

28 000 

20 

— 

— 

32 000 

Summe . . . 

45 000 


28 000 


198 000 


143 000 


53 600 


92 400 


560 000 
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endgültigen Beseitigung für die Altölbestandteile 
der anfallenden mineralölhaltigen Abfälle aus. 

Aus den Tabellen 12 und 13 wird deutlich, daß 
infolge der je nach Abfallarten unterschiedlichen 
Vorkehrungen des Altölgesetzes und den sehr 
unterschiedlichen Beseitigungskosten der Anteil der 
umweltschädlich beseitigten mineralölhaltigen Ab- 
fälle sehr verschieden ist. 

Nur 5 v. H. des anfallenden Altöls, das auf Ver- 
langen unentgeltlich ab Anfallstelle abgeholt wird 


*(u. U. ist dabei sogar ein Erlös zu erzielen), werden 
deponiert bzw. abgeleitet, so daß Umweltschäden 
auftreten können. Von der Altölsammlung wird 
noch nicht die gesamte Menge erfaßt, weil bei An- 
fallmengen unter 100 kg/Jahr von den Pflichtsamm- 
lern für das spätere Abholen keine Vorkehrungen 
getroffen werden. Von den Altölbesitzern wird 
i. d. R. die Abholung nicht verlangt. 

Die Beseitigung der anfallenden Altöl-Wasserge- 
mische und Altölemulsionen verursacht für die Be- 


Tabelle 12 


Anteil der einzelnen Verbleibsaften der mineralölhaltigen Abfälle 1069 

(ohne Fremdstoffe) 


Abfallart 

Wieder- 

verwendung 

Spaltung mit 
kontrollierter 
Beseitigung 

Abgabe an 
gewerbliche 
Sammel- 
unternehmen 

Verbrennen und 
Verheizen 

Ablagerung auf 
Deponieanlagen 

Ableitung in 
Boden und 
Gewässer 

Summe 

v. H. 

v. H. 

v. H. 

v. H. 

v. H. 

v. H. 

v. H. 

Altöl 

11 



49 

35 

1 

4 

100 

Altöl-Wasser- 








gemisch 

— 

12 

— 

— 

13 

75 

100 

Altölemulsion . . . 

— 

38 


— 

25 

37 

100 

Altölschlamm .... 

— 

— 

— 

12 

88 

1 

100 

mineralölhaltige 








Abfälle 

8 

5 

35 

26 

10 

16 

100 

insgesamt 









Tabelle 13 


Der Anteil der Beseitigungsarten 1969 absolut und prozentual 
(ohne Fremdstoffe) 


Abfallart 

Wieder- 

verwendung 

Regenerierung 
durch Altöl- 
raffinerien 

Verbrennen 
und Verheizen 

Ablagerung auf 
Deponieanlagen 

Ableitung in 
Boden und 
Gewässer 

Summe 


t 

v. H. 

t 

v. H. 

t i 

v. H. 

t 

v. H. 

t 

v. H. 

t 

Altöl 

45 000 

11 

182 000 

45 

155 000 

39 

3 600 

1 

14 400 

4 

400 000 

Altöl-Wasser- 
gemisch 









10 000 

12 

10 000 

13 

60 000 

75 

80 000 

Altölemulsion . . . 

— 

— 

9 000 

19 

9 000 

19 

12 000 

25 

18 000 

37 

48 000 

Altölschlamm .... 

— 

— 

— 

— 

4 000 

12 

28 000 

88 


— 

32 000 

Summe . . . 

45 000 

8 

191 000 

34 

178 000 

32 

53 600 

10 

92 400 

16 

560 000 
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sitzer hohe Kosten; ein Anspruch auf unentgeltliche 
Beseitigung der Altöle mit mehr als 10 v. H. Fremd- 
stoffen besteht nicht. Da wirksame Kontrollen nicht 
erfolgen, ist es nicht verwunderlich, daß bei Altöl- 
Wassergemischen 88 v. H. und bei Altölemulsionen 
62 v. H. der anfallenden Mengen deponiert bzw. 
abgeleitet werden. 

Nicht weniger kritisch ist die Situation beim Ver- 
bleib der Altölschlämme, die zu 88 v. H. deponiert 
werden. 

Die Belastung der Flüsse mit mineralölhaltigen 
Rückständen 

Die Angaben zur Ableitung in Boden und Gewäs- 
ser werden durch die Ergebnisse der Erhebung über 
die Belastung der deutschen Flüsse aus der Einlei- 
tung von mineralölhaltigen Abwässern gestützt. 

Nach vorsichtiger Schätzung — Abweichungen nach 
oben sind wahrscheinlicher als nach unten — wer- 
den in 

— den Rhein ca. 30 000 t 

— die Elbe ca. 5 000 t 

— die Weser ca. 2 500 t 

Mineralölprodukte verschiedenster Fraktionen jähr- 
lich auf dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland 
eingeleitet. 

Diese Mengenangaben über die Mineralölfrachten 
der Flüsse auf dem Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland sind wegen folgender Erhebungs- und 
Schätzunsicherheiten nur bedingt zuverlässig: 

— Die Verteilung der Mineralöle im Flußquer- 
schnitt ist inhomogen; kontinuierlich an einer 
Meßstelle gezogene Proben sind deshalb nicht 
mit Sicherheit repräsentativ. 

— Viele übliche Analysen liefern lediglich den 
Nachweis von Kohlenwasserstoffen in allgemei- 
ner Form, können also nicht die Mengenanteile 
der verschiedenen Mineralölprodukte getrennt 
erfassen. 

— Hydrobiologische und biochemische Vorgänge 
der Selbstreinigung der Flüsse sind noch weit- 
gehend ungeklärt. 

— über die von grenzüberschreitenden Flüssen 
(z. B. Rhein und Elbe) „importierten" Mine- 
ralölfrachten liegen keine Ergebnisse vor. 


2.2 Umfang, Bedeutung und Entwicklungs- 
tendenzen der Beseitigung mineralölhaltiger 
‘ Abfälle 

2.2.1 Vorkehrungen der Mineralölverwender 
hinsichtlich des Anfalls mineralölhaltiger 
Abfälle 

2.2.1. 1 Anfall und Lagermöglichkeiten mineralölhaltiger 
Abfälle 

Die Vorkehrungen der Mineralölverwender zur 
schadlosen Beseitigung der mineralölhaltigen Ab- 
fälle sind abhängig von der Art der Abfälle, der 


anfallenden Menge und der Höhe der mit der Be- 
seitigung verbundenen Kosten. Vorkehrungen zum 
Auffangen, Lagern, Aufbereiten und Beseitigen der 
mineralölhaltigen Abfälle werden wegen der Kosten 
oft nicht im erforderlichen Umfang an allen Anfall- 
stellen getroffen. 

Das Auffangen des Altöls und der übrigen mineral- 
ölhaltigen Abfälle ist jedoch nicht nur eine Frage 
der entstehenden Kosten, sondern auch eine Frage 
maschinen- und anlagentechnischer Art. Wollte 
man den Rückgewinnungsgrad für Altöl z. B. weiter 
erhöhen, so würden Aufwendungen vorwiegend für 
die Abdichtung der Maschinen und Anlagen gegen 
Leckagen notwendig. Außerdem müßten veraltete 
Maschinen ausgetauscht und sogar technische Neu- 
entwicklungen vorgenommen werden. 

Für die Vielzahl der Alternativen können die 
Kosten, die dem Mineralölverwender für das Auf- 
fangen von Altöl entstehen, nicht genannt werden, 
da entsprechende Berechnungen von den Altölbesit- 
zern nur in seltenen Fällen angestellt werden. 

Die Lagermöglichkeiten für Altöl richten sich nach 
der Anfallhäufigkeit und Anfallmenge, der Abhol- 
häufigkeit und den betrieblichen Gegebenheiten. 
Ausreichende, gut ausgebaute Lagerbehälter haben 
im allgemeinen nur Tankstellen, Kfz-Werkstätten 
und größere Industriebetriebe. Die Kapazität der- 
artiger Behälter reicht von 1 bis 1000 t. Die durch- 
schnittliche Größe liegt bei Tankstellen bei 3,5 t 
und bei größeren Industriebetrieben bei 6 t. Man 
kann davon ausgehen, daß dort, wo die Anfallstel- 
len von Pflichtsammlern angefahren werden, aus- 
reichende Lagerkapazitäten vorhanden sind; denn 
im Laufe der Zeit hat sich die Abholung so einge- 
spielt, daß sie turnusmäßig immer vor Erreichen 
der Lagermöglichkeiten erfolgt. 

In der Mehrzahl der Fälle werden Altöle in 200-1- 
Fässern gelagert. Zu geringe Sorgfalt führt hierbei 
in vielen Fällen zu öl Verseuchungen des umgeben- 
den Bodens, einmal durch Verschütten, zum ande- 
ren durch überlaufen der Fässer. Vielfach werden 
diese nie verschlossen; auf ihren Öffnungen steht 
ständig ein mehr oder weniger großer Trichter, 
durch den Regenwasser einläuft, da sie im Freien 
stehen. 

Vorbereitungen für das Sammeln von Altöl-Klein- 
partien werden nach unseren Ermittlungen bisher 
kaum getroffen, weil einerseits die Altölbesitzer 
ihre Rechte gemäß § 3 Abs. 1 Altölgesetz nicht ken- 
nen und folglich davon auch keinen Gebrauch 
machen, und weil sich andererseits die Sammler- 
organisationen wenig veranlaßt sehen, von sich aus 
Initiative zu entwickeln, die Sammelbehälter aufzu- 
stellen und die damit verbundenen Kosten zu über- 
nehmen. 

Insbesondere bäuerliche Betriebe, Baustellen und 
kleine Unternehmungen mit geringem ölbedarf 
sollten intensiver von Altölrückständen entsorgt 
werden. 
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Rechnerisch ergeben sich je Betrieb folgende jähr- 
liche Altölmengen: 

Tankstellen und Kfz-Betriebe 3,3 t/Jahr 

Metallindustrie 6,9 t/Jahr 

übrige Industrie 1,1 t/Jahr 


Die Primärerhebung ergab, daß in der Metallindu- 
strie bei den Betrieben mit über 500 Beschäftigten 
jährlich folgende Mengen anfallen: 


Altöl 

Altöl-Wassergemisch 

Altölemulsion 

Altölschlamm 


65 t/Jahr 
8 t/Jahr 
227 t/Jahr 
17 t/Jahr 


2.2. 1.2 Aufbereitungsmöglichkeiten für Mineralöle und 

mineralölhaltige Abfälle beim Mineralölverwender 

In den Betrieben der Metallindustrie mit großen 
Maschinenparks bzw. Maschinen mit mehreren Ton- 
nen Ölfüllmengen und auf Schiffen sind zentrale 
ölschmier- und Ölkühlanlagen regelmäßig vorhan- 
den. Aufgabe dieser Anlagen ist es, die Standzeit 
der Schmieröle durch laufende Filtration und Reini- 
gung wesentlich zu erhöhen bzw. Ölwechsel über- 
haupt unnötig werden zu lassen. Die neueren An- 
lagen dieser Art sind sogar mit Regenerationsstufen 
ausgerüstet. 

Da in den genannten Betrieben große Schmieröl- 
mengen im Einsatz sind, ist aus wirtschaftlichen 
Gründen die Installation solcher Zentral-Ölanlagen 
bereits bei der Errichtung der Fertigungsstraßen 
zwingend notwendig. 

Dort, wo solche Anlagen betrieben werden, fallen 
im allgemeinen keine Altöle aus Ölwechseln an, 
regelmäßig aber mineralölhaltige Filterrückstände. 

Zentral-Ölanlagen sind üblicherweise in der Stahl- 
industrie, der Automobilindustrie, in großen Ma- 
schinenbaubetrieben und Betrieben anderer Bran- 
chen mit großen Fertigungsstraßen vorhanden. 

Zentral-Ölemulsions-Kühl- und Umwälzanlagen für 
Metallbearbeitungsemulsionen sind bei der Auto- 
mobilindustrie, der Kugellagerindustrie und im 
Maschinenbau im Einsatz. 

Ferner werden in der Metallindustrie für die Auf- 
bereitung von Mineralölen Walzemulsionsfilteran- 
lagen, Schleifemulsionsfilteranlagen, Schleifölfilter- 
anlagen, Schneidölfilteranlagen und Petroleumfil- 
teranlagen eingesetzt. 

Die Leistungen dieser Anlagen liegen in der Grö- 
ßenordnung zwischen 10 und 3000 1/min. 

Alle genannten Anlagen dienen dazu, die Stand- 
zeit der eingesetzten öle und Emulsionen zu ver- 
längern. Es handelt sich dabei zumeist um Filter- 
oder andere Reinigungsanlagen, bei denen mineral- 
ölhaltige Abfälle mit hohem Fremdstoffanteil an- 
fallen. 

Die Gesamtzahl der größeren zentralen Kühl- 
schmiermittel-Anlagen in der Bundesrepublik 


Deutschland wird auf etwa 1500 bis 2000 Stück ge- 
schätzt. 

Zur Beseitigung von Altölemulsionen und von 
emulgierten Altöl-Wassergemischen aus Metall- 
waschanlagen (durch Waschmittel und Schmutzteile 
entsteht aus der intensiv gemischten Öl-Wasser- 
Komponente eine stabile Emulsion) setzt die Me- 
tallindustrie teilweise Spaltanlagen ein, in denen 
die Altölemulsionen gebrochen und das freiwer- 
dende Altöl abgeschieden wird. Im Gegensatz zu 
den übrigen Aufbereitungsanlagen werden hierbei 
die Kosten für das Spalten nur in Sonderfällen 
durch die Gewinnung von wiederverwendbaren Alt- 
ölen gedeckt. Die Installation derartiger Anlagen 
erfolgt daher häufig nur, um den behördlichen Ab- 
wasserauflagen (zulässiger Restölgehalt meistens 
30mg/l) zu entsprechen. 

Um die ordnungsgemäße Installation und den Be- 
trieb der Spaltanlagen zu gewährleisten, müßten 
laufend strenge behördliche Kontrollen durchge- 
führt werden. 

In Tabelle 14 sind die wichtigsten Daten der ge- 
bräuchlichen Emulsionsspaltanlagen wiedergegeben. 

Erst seit jüngster Zeit werden Spaltanlagen ange- 
boten, die sowohl von ihrer Größe wie auch vom 
Spaltergebnis her den zu stellenden Anforderun- 
gen hinreichend gerecht werden. Die Nachfrage der 
Industrie nach Emulsions-Trennanlagen wird von 
den Anbietern durchweg als sehr gering bezeichnet. 
Die Ursache hierfür wird hauptsächlich darin ge- 
sehen, daß die Durchsetzung der behördlichen Be- 
stimmungen zur Beseitigung anfallender Altöl- 
emulsionen nur äußerst mangelhaft erfolgt. Die 
Anbieter geben an, daß von den Altölbesitzern 
ganz offensichtlich der finanziell und arbeitsmäßig 
tragbare Aufwand oftmals gescheut und die Frage 
der Verantwortung sehr lässig betrachtet wird. Die- 
ser Eindruck bestätigte sich auch bei unseren Un- 
tersuchungen und trifft auf die Mehrzahl der Fälle 
zu. Nur dort, wo die behördlichen Instanzen die 
Durchführung der Bestimmungen überwachen, wird 
dem Problem mehr Beachtung geschenkt und seine 
Lösung in Angriff genommen. 

Nach Aussagen führender Anbieter von Metallbe- 
arbeitungsölen sind nur das Degussa- Verfahren so- 
wie das Säure-Spaltverfahren und das Tauchbren- 
ner-Verdampfverfahren zur Spaltung schwer spalt- 
barer Bohrölemulsionen geeignet. Wie aus Ta- 
belle 14 zu ersehen ist, sind diese Verfahren bei 
der Industrie bislang kaum im Einsatz. Infolge der 
je nach Verfahren entweder sehr hohen Betriebs- 
oder sehr hohen Investitionskosten finden diese 
Anlagen oder Spaltmittel nur sehr zögernd An- 
wendung. 

Der Anteil der schwerspaltbaren Emulsionen be- 
trägt heute bereits ca. 50 v. H. der gesamten Ab- 
satzmenge und wird wegen der schnell wachsenden 
Anforderungen an die Metallzerspanung weiter 
steigen. Deshalb wird zweifellos das Gewicht der 
Probleme, die mit der Spaltung der anfallenden Alt- 
ölemulsionen auftreten, nicht überschätzt, wenn 
hier festgestellt wird, daß die vorhandenen Spalt- 
kapazitäten weder von der Menge noch von den 
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Gebräuchliche Emulsionsspaltverfahren 


Verfahren und 
Hersteller 

Arbeitsweise 

Kapazität 

1/h 

Investi- 

tionskosten 

DM 

Betriebs- 
kosten l) 
DM/m3 

Geeignet 
für stabile 
Emulsionen 

Zahl der in 
der BRD 
installierten 
Anlagen 2) 

Zentrifugen- 

Emulsion ansäuern, erhitzen, in 

175 

25 000 

43 

nein 

4 

trennung Berge- 

Spaltseparatoren schleudern, Öl 

1 500 

70 000 

13 




dorfer Eisen- 

wird abgezogen 

2 500 

85 000 

10 



20 

werke, Hamburg 







Flockulations- 

Erfordert aufwendige Anlagen. 

1 000 


4 

ja 

3 

verf ähren 

Flockung der Emulsion mittels 

2 500 




4 

Walzbau, 

Salzen mit anschließender Neu- 

10 000 




4 

Darmstadt 

tralisation. Hydroxid bindet öl 

15 000 




2 


und wird abgefiltert, aufschwim- 







mendes öl wird abgezogen 






Salzspaltung 

Zugabe von anorganischen Salzen, 

Chargen- 



nein 

sehr 

Eigenbau, viele 

einfache Anlage. Abtrennung 

giuuc in i 




ver- 

Anbieter 

des freien Öls in Ölabscheidern 

100 

1 000 



breitet 


oder Separatoren 

200 

1 400 






500 

2 800 






1 000 

3 800 




Degussa-Ver- 

Einfache Anlage, Zugabe des 

Chargen- 
größe in 1 




\ 


fahren 

Trennmittels B 20. Ölkuchen 







16 Anbieter für 

wird abgefiltert 

200 1 

1 400 





Spaltanlagen 


500 J 

2 500 


ja 


►ca. 100 



1 000 

5 300 







1 000 1/h 

1 800 

25 bis 35 




Säurespaltver- 

Kontinuierlich arbeitende Anlage. 

180 

40 000 



1 

fahren 

Emulsion wird erhitzt und durch 

500 

60 000 

6 


2 

(System Scholler) 

Zugabe von Schwefelsäure ge- 

1 000 

90 000 

4 

ja 

1 

Percola GmbH 

spaltet, freiwerdendes öl läuft 






München, Eigen- 

ab 






bau 







Tauchbrenner- 

Emulsion wird Eindampfung unter- 

250 

76 000 

6 


2 

V erdampf anlage 

zogen, öl schwimmt auf und 

500 

100 000 


ja 


A. Plinke, Bad 

wird in der Anlage verbrannt 

1 000 

165 000 



1 

Homburg 








*) ohne Abschreibung 

2 ) nach Angaben der Hersteller; ohne die im Eigenbau erstellten Anlagen 


Spaltergebnissen her den Erfordernissen entspre- 
chen. 

Aufgrund der Primärerhebungen und der Angaben 
der Spaltanlagenhersteller läßt sich die vorhandene 
Gesamtkapazität für die Spaltung von Altölemul- 
sionen aus der Metallbearbeitung auf ca. 250 000 
bis 300 000 t abschätzen; dies sind jedoch nur ca. 
30 bis 40 v. H. der für die Spaltung der anfallen- 
den Altölemulsionen erforderlichen Kapazitäten. 


Da im Zusammenhang mit dem Altölemulsionsan- 
fall die größten Probleme bestehen, die kurzfristig 
einer Lösung bedürfen, darüber hinaus aber ge- 
rade hier noch erhebliche Informationslücken sind, 
sollten auf diesem Gebiet gezielt neue Untersu- 
chungen folgen. Insbesondere müßte festgestellt 
werden, welche Problemlösungen anzustreben sind, 

— ob überbetriebliche Spaltkapazitäten aufgebaut 
werden sollen und evtl, auch die Spaltung der 
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Altölemulsion aus dem Altölfonds bezuschußt 
werden soll oder 

— ob die Emulsionsspaltung weiterhin den Altöl- 
besitzern überlassen bleiben soll. Bei dieser Al- 
ternative wird wahrscheinlich eine Lösung der 
Probleme trotz höheren Kostenaufwandes nicht 
erreicht werden. 

Im Untersuchungsverlauf wurde fallweise erkenn- 
bar, daß Trennanlagen, die nur geringen Investi- 
tionsaufwand erfordern, zwar angeschafft und die 
dazu notwendigen Trennmittel bereitgehalten wer- 
den, damit man im Kontrollfalle das Erforderliche 
vorweisen kann, daß aber die laufend anfallenden 
Altölemulsionen wegen der dann hohen Spaltkosten 
und wegen der Spaltschwierigkeiten ungespalten in 
die Kanalisation abgeleitet werden. 

Im Rahmen der Untersuchung konnte repräsentativ 
nicht ermittelt werden, inwieweit wenigstens bei 
den Großbetrieben, bei denen jährlich mehr als 
1000 t Altölemulsion anfallen, Spaltanlagen vorhan- 
den sind. Einige Großunternehmen haben im Eigen- 
bau Spaltanlagen errichtet, deren Kapazität aber 
nicht angegeben. 

2.2.2 Die innerbetriebliche Beseitigung 
mineralölhaltiger Abfälle 

2.2. 2.1 Abgabe an gewerbliche Sammelunternehmen 

Zur innerbetrieblichen Beseitigung mineralölhalti- 
ger Abfälle verbleiben diejenigen Altöle, Altöl- 
emulsionen und Altöl-Wassergemische, die nicht an 
gewerbliche Sammelunternehmen abgegeben wer- 
den. Den Sammelorganisationen werden jedoch 
weitgehend nur jene Altölqualitäten übergeben, die 
aufgrund ihres geringen Fremdstoffanteils (10 v. H. 
und weniger) den Altölbesitzer mit Beseitigungs- 
kosten nicht belasten. 

Insgesamt wurden 1969 an die Pflichtsammler 
220 000 t wenig verunreinigtes Altöl abgegeben. 
Hauptsächlich Tankstellen, Kfz- Werkstätten und 
mittlere Betriebe der Metallindustrie, die über ent- 
sprechende Verbrennungsmöglichkeiten nicht ver- 
fügen, geben das anfallende Altöl zur schadlosen 
Beseitigung durch Aufarbeitung in Zweitraffinerien 
ab. 

Den an gewerbliche Sammelunternehmen abgege- 
benen Mengen wurden diejenigen nicht hinzuge- 
rechnet, die durch Transportunternehmen oder spe- 
zielle Reinigungsfirmen (Städte-, Gebäude-, Indu- 
strie-, Schiffs- und Tankreinigungsfirmen) der Be- 
seitigung zugeführt werden. 

Die Einschaltung solcher Firmen spielt bei den 
mineralölhaltigen Abfällen mit überwiegenden 
Fremdstoffanteilen eine große Rolle. Diese Firmen 
übernehmen auch den Transport der mineralölhal- 
tigen Abfälle zu Deponieanlagen oder zu Verbren- 
nungsanlagen. 

2. 2.2.2 Wiederverwendung 

Wie Tabelle 12 zeigt, hat die Wiederverwendung 
von Altöl unter den möglichen Beseitigungsarten 
einen Anteil von 11 v. H. 


Die 45 000 t wiederverwendeten Altöle sind haupt- 
sächlich im Lohnauftrag aufbereitete Trafo- und 
Turbinenöle sowie das in der Landwirtschaft und 
der Industrie zu untergeordneten Schmierzwecken 
eingesetzte Altöl. Gegenüber den letzten Unter- 
suchungsergebnissen von 1966 ist die Wiederver- 
wendung merklich zurückgegangen. 

Die Wiederverwendung von mineralölhaltigen Ab- 
fällen spielt in begrenztem Umfang auch in der 
Stahlindustrie eine Rolle. Hier werden von einigen 
Unternehmen stark eisen- und ölhaltige Filter- 
schlämme aus Entzunderungsanlagen an Warm- 
walzstraßen und Altölemulsionen der Kaltwalz- 
werke in den Sinteranlagen zugemischt. Die Erfas- 
sung und Eingliederung dieser Mengen erfolgt hier, 
obwohl es sich hierbei nicht um Wiederverwendung 
zu Schmierzwecken handelt. 

2.2.2.3 Spaltung und Aufbereitung mineralölhaltiger Abfälle 

Die innerbetriebliche Aufbereitung von Schmierölen 
in eigenen Anlagen der industriellen Schmierstoff- 
großverbraucher wird hier nicht ausgewiesen, da 
die Grenze zur einfachen Filtration, die fast in je- 
der Verwendung vorkommt, fließend ist und später 
zu beseitigendes Altöl nicht anfällt. 

Neben Altöl-Wassergemischen der Metallindustrie 
werden hauptsächlich Altölemulsionen gespalten. 
Die gespaltenen Altöl-Wassergemische aus der 
Metallindustrie machen größenordnungsmäßig etwa 
100 000 t, die gespaltenen Altölemulsionen etwa 
300 000 t aus. Aus der Spaltung von Altöl-Wasser- 
gemischen fallen ca. 10 000 t Altöl und aus der 
Spaltung von Altölemulsionen etwa 18 000 t an. 
Von dieser Menge werden schätzungsweise 9000 t 
dem Altöl zugegeben, das an Pflichtsammler abge- 
geben wird; die restlichen Altölmengen werden in- 
nerbetrieblich verbrannt. 

Bei dem derzeitigen Informationsstand ist es nicht 
möglich, sichere Aussagen darüber zu machen, 

— in welchem Ausmaß die erforderlichen Spaltan- 
lagen durch die Metallindustrie bereits errich- 
tet wurden bzw. ihre Errichtung erfolgen wird, 

— von welcher durchschnittlichen Größe der An- 
fallmengen von Altemulsionen an Spaltanlagen 
vorhanden sind, und 

— zu welchem Anteil die Hauptverwenderbereiche 
der Metallindustrie die Altölemulsionen und 
Altöl-Wasergemische aus Waschanlagen bei gro- 
ßen Anfallmengen spalten und ordnungsgemäß 
beseitigen. 

Auch zur verläßlichen Beantwortung dieser Fragen 
sind weitere Untersuchungen erforderlich. 

Sicher ist, daß die Vielzahl der kleinen und mittle- 
ren Verbraucher von Metallbearbeitungsölen über 
keine Spaltanlagen verfügt. Würden die dort anfal- 
lenden Mengen an die Pflichtsammler zur Beseiti- 
gung abgegeben werden, was jedoch durch die der- 
zeitigen Preise für die Fremdstoffbeseitigung weit- 
gehend verhindert wird, dann müßten hierfür über- 
betriebliche Spaltanlagen errichtet werden. 
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Die Großverbraucher von Metallbearbeitungsölen, 
die Automobilindustrie, die Kaltwalz-Industrie, die 
Kabelindustrie und spezielle Maschinenbauunter- 
nehmen sollen nach Schätzungen der Hersteller 
von Metallbearbeitungsölen die anfallenden Altöl- 
emulsionen zu 40 bis 50 v. H. spalten. In absoluten 
Mengen gesehen macht dies in etwa die gesamte 
vorhandene Spaltkapazität aus. 

Wie aus Tabelle 11 zu ersehen ist, sind insgesamt 
nur rund 40 v. H. der erforderlichen Sollkapazität 
für Altölemulsionen vorhanden. Diese Schätzung 
der Kapazität wurde durch die Primärerhebungen 
bestätigt. Eine Reihe von Großunternehmen mit 
z. T. mehreren Tausend Beschäftigten und einem 
jährlichen Verbrauch von über 100 t Metallbearbei- 
tungsöl (Konzentrat, das beim Verwender emulgiert 
wird) gaben bei einer schriftlichen Erhebung an, bei 
der sie anonym antworten konnten, daß sie die 
anfallenden Altölemulsionen (häufig einige 1000 t/ 
Jahr) nicht spalten, sondern nach weiterer Verdün- 
nung in die Kanalisation ableiten, da entspre- 
chende Spaltanlagen weder vorhanden noch geplant 
sind. 


2.2. 2.4 Verbrennung in eigenen Verbrennungsanlagen 

Insgesamt wurden 1969 in der Bundesrepublik 
Deutschland 178 000 t Altölbestandteile mineralöl- 
haltiger Abfälle verbrannt und verheizt, das sind 
32 v. H. der Gesamtanfallmenge (Tabelle 13). 

Von den anfallenden Altölen wurden sogar 143 000 t 
(26 v. H.) innerbetrieblich vom Altölbesitzer ver- 
brannt (Tabellen 11 und 12). Für viele Betriebe stellt 
das Altöl, sofern es nicht stark verunreinigt ist, eine 
billige Energiequelle dar. Die Verbrennung erfolgt 
weitgehend in den Kesselanlagen durch Eindüsen 
über spezielle Altölbrenner oder durch Zugaben 
zum Koks bzw. zur Kohle. 

Soweit die Betriebe eigene Werksfeuerwehren ha- 
ben, übernimmt diese oft die offene Verbrennung 
schlammförmiger, ölhaltiger Rückstände. 

Ausgesprochene Altölverbrennungsanlagen, die 
hauptsächlich zur innerbetrieblichen Beseitigung der 
anfallenden Altöle errichtet wurden, sind auch bei 
Großbetrieben nicht anzutreffen. Nach unseren 
Schätzungen sind jedoch ca. 30 bis 50 Industriemüll- 
Verbrennungsanlagen in Betrieb, in denen Altöl 


Tabelle 15 


Angaben zu Indust riemüll-Verbrennungsanlagen 






Menge der verbrannten 

Auslastung 




Investi- 



sonstige 

mineral- 

ölhaltige 

Abfälle 

der Anlage 




tionskosten 

Jahr der 


durch Alt- 

Hauptsächlich 

Branche des Eigners 

Kapazität 

Millionen 

Inbetrieb- 

nahme 

Altöle 

ölverbren- 

nung 

verbrannte 

Abfallstoffe 


I 


DM 


t/Jahr 

t/Jahr 

v. H. 


Automobilindustrie 

100 t/Tag 

4,5 

1965 

1 600 

915 

20 

Industriemüll 

Gummiindustrie . . . 

1,5 t/Tag 

1,8 

1964 

— 

200 

10 

Industriemüll 

Chemische Industrie 

120 t/Tag 

6,0 

1964/1970 

1 200 

— 

5 

chemische Rück- 








stände 

Chemische Industrie 

5 t/Tag 

1,2 

1960 

— 

300 


Klärschlämme, 








Kunststoffe 

Mineralölraffinerien 

2,3 t/Tag 

1,3 

1964 

— 

230 


Klärschlämme 

Mineralölraffinerien 

15 m 3 /Tag 

— 

1958 


900 

10 

Klärschlämme 

Mineralölraffinerien 

20 t/Tag 

1,0 

1966 

2 100 

6 500 

100 

mineralölhaltige 








Abfälle 

Mineralölraffinerien 

35 t/Tag 

1,2 

1970 

— 

200 


Klärschlämme, 







ölerde 

Chemische Industrie 

70 t/Tag 

8,8 

1965 

— 

— 

— 

chemische Rück- 







stände 

Aluminiumindustrie 



liegt zur Zeit still 




Aluminiumindustrie 



liegt zur Zeit still 




Mineralölraffinerie 



liegt zur Zeit still 
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und hauptsächlich andere mineralölhaltige Abfälle 
mitverbrannt werden. 

Die Investitionskosten für diese Verbrennungsanla- 
gen liegen durchschnittlich in der Größenordnung 
zwischen 1 und 3 Millionen DM, reichen bei Groß- 
anlagen aber bis 6 Millionen DM. Diese großen 
Anlagen sind deshalb nur in den wenigen Groß- 
unternehmen der chemischen Industrie und des 
Automobilbaus sowie der Mineralölverarbeitung 
vorhanden. 

Soweit es sich nicht um reine Klärschlammverbren- 
nungsanlagen der Mineralölraffinerien handelt, 
werden die Abfallverbrennungsanlagen der Indu- 
striebetriebe zu ca. 90 v. H. durch Verbrennen an- 
derer Industrieabfälle und nur zu 10 v. H. durch 
Verbrennen mineralölhaltiger Abfälle ausgelastet. 
Eine Verbrennung für Dritte ist nicht üblich. 

Die folgende Tabelle gibt die Erhebungsergebnisse 
von zwölf in die Erhebung einbezogener Industrie- 
müll-Verbrennungsanlagen wieder (Tabelle 15). 

2 . 22.5 Ablagerung auf eigener Deponie 

Die Ablagerung mineralölhaltiger Abfälle auf eige- 
nen Deponieanlagen spielt nur in denjenigen Indu- 
striezweigen eine Rolle, die aufgrund ihrer spezifi- 
schen Eigenart über große Grundstücks flächen ver- 
fügen. Dies ist nur bei der Stahlindustrie, dem 
Bergbau und der chemischen Industrie der Fall. Da 
diese Unternehmen auch große Mengen anderer 
Industrieabfälle zu beseitigen haben, was kosten- 
günstig nur durch Deponierung geschehen kann, 
werden von ihnen meist eigene Deponieanlagen be- 
trieben. Weiterhin verfügen diese Betriebe über 
entsprechende eigene Fuhrparks. Um auch die an- 
derweitig zu entrichtenden Deponiegebühren einzu- 
sparen, werden mineralölhaltige Rückstände wie 
Altölemulsionen, Altöl-Wassergemische und Altöl- 
schlämme vorzugsweise auf eigenen Deponieanla- 
gen abgelagert. Reine Altöle werden nur in Ausnah- 
mefällen dort abgelagert. 

Die Zahl der betriebseigenen Deponieanlagen und 
der Anteil der dort abgelagerten Mengen mineral- 
ölhaltiger Abfälle konnten nicht ermittelt werden. 

22 . 2.5 Umweltschädliche Ableitung in Boden 
und Gewässer 

Wie aus Tabelle 10 hervorgeht, werden insgesamt 
916 000 t mineralölhaltiger Abfälle umweltschädlich 
in Boden und Gewässer abgeleitet. Die darin ent- 
haltenen Ölbestandteile machen 92 400 t aus; das 
sind 16 v. H. der gesamten anfallenden Mineralöl- 
abfälle. Ähnlich wie der Gesamtanfall mineralöl- 
haltiger Abfälle sind nach den neuen Untersu- 
chungsergebnissen auch die abgeleiteten Mengen 
erheblich größer, als nach den vorhergehenden 
Untersuchungen anzunehmen war. 

Das Hauptkontingent der umweit schädlich abgelei- 
teten Mineralölabfälle sind Altöl-Wassergemische 
und Altölemulsionen, die in die Kanalisation oder 
Vorfluter abgelassen werden, weil Spaltanlagen 
nicht vorhanden sind. 


Bei den Schadensverursachern handelt es sich nicht 
nur um kleine und mittlere Betriebe der Metall- 
industrie, sondern in ganz erheblichem Maße auch 
um ausgesprochene Großverbraucher von Metall- 
bearbeitungsölen, wie die eisenschaffenden Indu- 
strien, die Kaltwalz-Industrie und den Maschinen- 
bau. Da gute Spaltanlagen für große Emulsions- und 
ölwassermengen einen Investitionsaufwand von 
über 100 000 DM erfordern können, verzögert man 
oft ihre Errichtung so lange wie möglich. 

Die 16 000 t Altöl mit geringem Fremdstoffanteil, die 
abgeleitet wurden, stammen dagegen überwiegend 
aus privaten Ölwechseln sowie aus Ölwechseln an 
landwirtschaftlichen und Baumaschinen. In diesen 
Fällen handelt es sich jeweils überwiegend um 
kleine Partien, die zum großen Teil in den Boden 
gelangen und deren Ausbreitung dadurch relativ 
begrenzt ist. 

Da die Mengen der in Boden und Gewässer abge- 
leiteten mineralölhaltigen Abfälle sehr groß sind, 
ist es erforderlich, den Verbleib der anfallenden 
Altöle der im Gesetz vorgesehenen Kontrolle zu 
unterwerfen*. Denn es ist zu erwarten, daß die Nach- 
weispflicht zu einer Verminderung der Ableitung 
in Boden und Gewässer führen wird. 

2.2.3 Die außerbetriebliche gewerbliche 
Beseitigung 

2. 2.3.1 Regenerierung 

2.2. 3. 1.1 Anzahl und Durchsatz der Regenerierungsbetriebe 

Die auf dem Gebiet der Bundesrepublik Deutsch- 
land ansässigen 18 Betriebe der Zweitraffination 
sammelten 1969 mit eigenen Fahrzeugen oder durch 
Subunternehmen ca. 210 000 t Altöl (Tabelle 11: 
191 000 t + 19 000 t Fremdstoffe). Dieses enthielt 
durchschnittlich 95 v. H. gut regenerierbare Quali- 
täten. 

Durch diese Menge, die dem Durchsatz der Raffi- 
nationsbetriebe in etwa gleichkommt, wurden die 
vorhandenen Kapazitäten nicht voll ausgenutzt. 

Die freien Kapazitäten und eine gute Nachfrage 
nach Zweitraffinaten sind Ursache für eine spürbare 
Konkurrenz der Sammelunternehmen, die insbeson- 
dere bei Altölen aus dem Kraftfahrzeugsektor (Mo- 
torenaltöle, Getriebeöle) in Form der Entgelte deut- 
lich wird. 

2.2.3. 1.2 Bestimmung der gesammelten Altöle nach Herkunft 
und Fremdstoffen 

Die von den Zweitraffinerien durchgesetzten Altöle 
stammten zu ca. 70 v. H. aus dem Kraftfahrzeugsek- 
tor, zu 10 bis 20 v. H. aus der Industrie und zu 
weiteren 10 bis 20 v. H. aus anderen Bereichen. 
Diese Daten entsprechen annähernd den zur außer- 
betrieblichen Beseitigung in jenen Bereichen ange- 
botenen Altölmengen. 

Wegen des geringen Fremdstoffanteils, der leichten 
Regenerierbarkeit, der Größe der abzuholenden Par- 
tien sowie der Regelmäßigkeit des Anfalls wird den 
Motorenaltölen offensichtlich der Vorzug gegeben. 

Nach Angaben der altölverarbeitenden Industrie 
beträgt der Fremdstoffanteil — überwiegend Was- 
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ser — der angelieferten Altöle durchschnittlich 
10 v. H. Fachleute der Mineralölindustrie geben die 
prozeßbedingte Verunreinigung von Motorenölen 
bei Ottomotoren mit maximal 3 v. H. und bei Diesel- 
motoren mit maximal 4,5 v. H. an. Da Motorenöle 
das Hauptkontingent der zur Zweitraffination ge- 
sammelten Altöle darstellen, erklärt sich der hohe 
Wasseranteil *) als Beimischung von Wasser zu den 
Altölen an der Anfallstelle. 

Der Anteil fester Fremdstoffe — Metallabrieb, Ver- 
brennungsrückstände, Bleiverbindungen, abgebaute 
Additive, Verschmutzung — beträgt ca. 4 v. H. 

Die Sammlung von Altölen erfolgt bis auf wenige 
Ausnahmen an den Anfallstellen nicht getrennt nach 
Sorten, sondern gemeinsam in einem Behälter. Dies 
begünstigt, daß auch verhältnismäßig stark verun- 
reinigte mineralölhaltige Rückstände in den Sam- 
melbehälter entleert werden. Insbesondere können 
dies sein: Lösungsmittel, Waschbenzine, ölschläm- 
me und Öl-Wasser-Gemische. 

2. 2. 3. 1.3 Organisation der Sammlung von Altölen; 

Entgelte für Altöl 

Die Sammlung von Altölen zur Zweitraffination er- 
folgt im allgemeinen mit Spezial-Tankfahrzeugen, 
die das Altöl überwiegend an die Raffinerien direkt 
anliefern; zum kleineren Teil erfolgt die Erfassung 
mittels dezentral stationierter Kesselwagen der 
Bundesbahn als Zwischensammelstellen. Die Tank- 
fahrzeuge werden zu 45 v. H. von den Zweitraffine- 
rien selbst, zu 55 v. H. von Subunternehmen be- 
trieben 2 ). 

Betriebe mit verhältnismäßig großem und regel- 
mäßigem Altölanfall (Kfz-Werkstätten, Tankstellen, 
mittlere und große Industriebetriebe) werden tur- 
nusmäßig angefahren. Die Altölmengen von Klein- 
verbrauchern werden auf Anfrage abgeholt. Das 
Sammelinteresse konzentriert sich jedoch auf die 
großen Altölmengen, die zur Abholung angeboten 
werden. Die Sammler legen Wert auf vertragliche 
oder Vertrags ähnliche Bindungen mit den Anfall- 
stellen, die dem Raffinationsbetrieb ein regelmäßi- 
ges Altölaufkommen sicherstellen sollen und fest in 
die Organisation der Abholung eingeplant werden 
können. 

In Gebieten mit schwach ausgeprägter Sammelkon- 
kurrenz werden Entgelte für Altöl nicht oder nur 
selten, in Gebieten mit spürbarer Sammelkonkur- 
renz (z. B. Nordrhein-Westfalen) mit gewisser Re- 
gelmäßigkeit geboten. Unterschiede bei der Bezah- 
lung von Altöl zeigen sich ferner hinsichtlich der 
Altölbesitzer bzw. der Altölqualitäten. Hierzu er- 
gaben unsere Ermittlungen über ausgewählte Bran- 
chen folgendes Bild: 

Energieversorgung 

Entgelte für zur Zweitraffination bestimmtes Altöl 
konnten 16,5 v. H. der befragten Unternehmen er- 


*) Der in den vergangenen Jahren angestiegene Teil des 
gebundenen Wassers ist auf die zunehmende Legie- 
rung der öle zurückzuführen. 

2 ) Die Transportkapazitäten von Spezialfirmen der Öl- 
aufbereitung oder Fettherstellung bleiben hier unbe- 
rücksichtigt. 


zielen. Die Höhe des Entgelts lag zwischen 20 DM/t 
(Durchschnitt) und 50 DM/t (deklariert als Verlade- 
hilfe). 

Unberücksichtigt hierbei ist der Verkauf hochwer- 
tiger Altölqualitäten, z. B. Transformatorenöl oder 
Isolieröl (durchschnittlicher Erlös ca. 120 DM/t) an 
Spezialfirmen zur Aufarbeitung. 

Kommunale Fuhrparkbetriebe 

In 11 v. H. aller Fälle wurde Altöl gegen ein Entgelt 
von durchschnittlich 20 DM/t abgegeben. 

Speditionen und Transportunternehmen 

90 v. H. der befragten Unternehmen gaben an, kei- 
nen Erlös aus Altölen zu erzielen. 10 v. H. nahmen 
zu dieser Frage keine Stellung. 

Maschinenbau 

30 v. H. der Unternehmungen erhielten Erlöse für 
abgegebenes Altöl. Die Beträge lagen zwischen 
15 DM/t und 70 DM/t. Der Durchschnittswert kann 
bei etwa 20 bis 30 DM/t angenommen werden. Die 
entsprechenden Übernahmemengen betrugen zwi- 
schen 20 und 200 t pro Anfallstelle und Jahr. 

Tankstellen 

Insbesondere in Gebieten mit ausgeprägter Sam- 
melkonkurrenz wird für Motorenaltöle nicht selten 
ein Betrag zwischen 10 und 30 DM/t entrichtet, wo- 
bei sich 20 DM/t als „Richtpreis“ eingependelt haben 
dürfte. 

Bundesbahn und Bundespost verkaufen ihr Altöl 
teilweise mit Erlös; die Bundeswehr gibt ihr gesam- 
tes Altöl gegen Entgelt ab. 

Trotz der Widersprüchlichkeit vieler Aussagen 
konnten wir aus unseren Befragungen als Ergebnis 
ableiten, daß für 20 bis 30 v. H. der gesammelten 
Altöle Beträge zwischen 20 bis 30 DM/t gezahlt 
werden. 

Die Sammler von Altölen begründen die fallweisen 
Zahlungen nicht ganz unberechtigt als „Aufwands- 
entschädigung für die Sammel-Vorleistung an der 
Anfallstelle ", welche gleichzeitig einen Sammel- 
anreiz darstellen soll. Sicherlich dient das Entgelt 
aber auch zur Abwehr konkurrierender Sammel- 
unternehmen. Diese Annahme wird durch die Be- 
obachtung gestützt, daß die Häufigkeit von Ent- 
gelten mit dem Ausmaß der Sammelkonkurrenz zu- 
nimmt. 

2. 2.3. 1.4 Grad der Erfassung aufarbeitungsfähiger Altöle durch 
zuschußberechtigte Altölraffinerien 

Von den in der Bundesrepublik Deutschland 1969 an- 
gefallenen Altölen von insgesamt 440 000 t (ein- 
schließlich Fremdstoffen) wurden 1969 von den Alt- 
ölraffinerien 210 000 t gesammelt und aufgearbeitet. 
Da nach unseren Schätzungen der Anteil nicht auf- 
arbeitungsfähiger Altöle maximal 5 v. H. beträgt, 
erfaßten die Sammelorganisationen der Zweitraffi- 
nerien demnach etwa 50,5 v. H. des angefallenen 
aufarbeitungsfähigen Altöls. 
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Unsere Ermittlungen zeigten, daß sich die Entsor- 
gung mittlerer und großer Ölverbraucher von den 
anfallenden, regenerationsfähigen Altölen im gro- 
ßen und ganzen reibungslos vollzieht, Kleinverbrau- 
cher hingegen sind nicht ausreichend über die Be- 
seitigungsmöglichkeiten im Rahmen der Pflicht- 
sammlung informiert; es fehlt an geeigneter Lager- 
möglichkeit für Altöle oder am Interesse zur Altöl- 
aufbewahrung. 

2.2.3. 1.5 Die Auswirkungen der Bestimmungen des Altölgesetzes 
hinsichtlich des Sammelaufkommens von Altöl 

Die in § 3 Altölgesetz festgelegte Berechtigung der 
Altölsammler, bei Altölen mit über 10 v. H. Fremd- 
stoffen den Altölbesitzer mit dem entsprechenden 
Teil der Beseitigungskosten belasten zu können, 
wirkt sich in der Praxis der Altölsammlung nur ab- 
geschwächt aus. 

Da an der Anfallstelle des Altöls Analysen über den 
Fremdstoffgehalt sehr kostspielig wären und den 
Sammelablauf über Gebühr verzögern würden, wer- 
den sie dort nur selten durchgeführt. Die Feststel- 
lung des Fremdstoffanteils von Altölen erfolgt 
meistens nur durch Inaugenscheinnahme seitens des 
Sammlers, wobei er sich auf seine Erfahrungen ver- 
lassen muß. Bei verunreinigten Altölen verzichten 
die Sammler deshalb zuweilen unfreiwillig auf die 
Inrechnungstellung der Beseitigungskosten für die 
über 10 v. H. hinausgehenden Fremdstoffbestand- 
teile. 

Der Altölbesitzer profitiert also insofern, als ihm die 
Fremdstoffanteile über der 10 v. H.-Grenze nur in 
offensichtlichen Fällen, nicht aber regelmäßig in 
Rechnung gestellt werden. Die Fahrer der Tank- 
wagen dekantieren in diesen Fällen gelegentlich zur 
Erhöhung ihrer Sammelleistung den freien Wasser- 
anteil auf der Sammeltour von Altöl. 

Die Untergrenze der pro Anfallstelle gesammelten 
Altölmenge stimmt in der Praxis der Altölsamm- 
lung weitestgehend mit dem im Altölgesetz mit 
200 kg bestimmten Minimum überein. Kleinere Men- 
gen werden nur in Ausnahmefällen übernommen. 

Unsere Ermittlungen ergaben, daß die Abholung 
des anfallenden Altöls durch die Sammelunterneh- 
men im allgemeinen ohne Komplikationen abläuft. 
Eine weitere Steigerung der Sammlung aufarbei- 
tungsfähiger Altöle scheint deshalb nur unter fol- 
genden Voraussetzungen möglich zu sein: 

— Intensivierung der Altölsammlung, unter ande- 
rem durch lückenlose Erfassung der Altölmengen 
von Klein- und Kleinstverbrauchern von Mine- 
ralölprodukten, was jedoch sehr hohe Sammel- 
aufwendungen erfordert, 

— sorgfältigere Sammlung mineralölhaltiger Rück- 
stände an den Anfallstellen, 

— bessere Information der Altölbesitzer über die 
kostenlose Abholpflicht, 

— Einschränkung alternativer Beseitigungsverfah- 
ren (z. B. der Deponie). 


2.2.3.2 Verbrennung 

2.2.3.2.1 Anzahl und Kapazitäten der Verbrennungsanlagen; 

Art der verbrannten Rückstände 

Ende des Jahres 1969 betrug die theoretische Kapazi- 
tät der zuschußberechtigten Altölverbrennungsanla- 
gen in der Bundesrepublik Deutschland maximal ca. 
150 000 t/Jahr. Die im Jahre 1969 bezuschußt ver- 
brannte Altölmenge wird mit 7000 t angegeben. 

Zur Verbrennung gelangt überwiegend flüssiger 
und schlammförmiger Sondermüll der Industrie. Die 
darin enthaltenen mineralölhaltigen Rückstände be- 
stehen größtenteils aus nichtauf bereitbaren Altöl- 
schlämmen, Altöl- Wassergemischen sowie öl- und 
fetthaltigen Lösungsmitteln, zum kleineren Teil aus 
wenig verunreinigten Altölen. 

Die Zusammensetzung der Anlieferungen nach Rück- 
standsarten ist von der Struktur der Industrie im 
Umkreis der Verbrennungsanlage abhängig. 

Die Tabelle 16 gibt an zwei Beispielen wieder, 
welche mineralölhaltigen Abfälle durch bezuschußte 
Verbrennungsanlagen beseitigt werden. 


Tabelle 16 


Anteile der Anlieferungen an zwei Verbrennungs 
anlagen 



Anteile in der 

Angeliefertes Gut 

Anlage I 
v. H. 

Anlage II 
v. H. 

Rückstände aus der Tank- 
reinigung 

14,3 

2 ) 

Öl-Wasser-Gemische 

— 

*) 

Emulsionen 

7,2 

17 

Benzinabscheider 

‘) 

3,6 

Sandfanggut 

— 

40,6 

Sonstiger ölhaltiger Schlamm 

19,4 

15,4 

Altöl (Fremdstoffanteil 
größer als 10 v. H.) 

18,6 

1,3 

Lösungsmittel 

26,5 

3,4 

Sonstiges (z. B. Ölhaltige 
Erde, cyanhaltige Abwas- 
ser, Säuren, Gifte usw.) . . 

14 

18,7 


100 

i . 

100 


*) nicht gesondert ausgewiesen 

2 ) in „sonstiger ölhaltiger Schlamm" enthalten 


Nach Angaben der Betreiber von Verbrennungs- 
anlagen werden von den angelieferten Rückständen 
unschädliche Begleitstoffe — meist Wasser — , so- 
weit diese mit einfachen Mitteln (z. B. Dekantieren) 
separiert werden können, getrennt und entweder 
abgeleitet oder deponiert (Feststoffe) . 
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über Emulsionsspaltanlagen, die hohen Anforde- 
rungen genügen und mit geringen Betriebskosten 
arbeiten, verfügen die Verbrennungsfirmen im allge- 
meinen nicht. 

Organisatorische und wirtschaftliche Probleme 

Die Anlieferungen der zur Verbrennung bestimmten 
Rückstände werden sowohl von Fuhrunternehmen, 
von Transportfahrzeugen der Industrie als auch von 
den Verbrennungsunternehmen selbst durchgeführt. 
Die Anfallstellen werden turnusmäßig erfaßt, wenn 
zwischen Anfallstelle und Verbrenner entsprechende 
Vereinbarungen über die Beseitigung getroffen wur- 
den. 

Obwohl die Verbrennungsanlagen zur Sicherung der 
Auslastung ihrer Kapazitäten an festen Lieferver- 
einbarungen interessiert sind, beschränken sich diese 
oft auf wenige Großanlieferer der Industrie und 
des kommunalen Sektors (Stadt-Reinigungsbetriebe). 
Darüber hinaus besteht gelegentlich Zusammenarbeit 
mit den Zweitraffinerien und deren Subunternehmen 
insoweit, als diese die Besitzer nichtaufbearbei- 
tungsfähiger mineralölhaltiger Rückstände an die 
Sammlerorganisation von Verbrennungsanlagen 
verweisen oder selbst die Verbrenner mit Altölab- 
fällen beliefern. 

Die verhältnismäßig hohen Kosten der Verbrennung 
der Fremdstoffe der mineralölhaltigen Rückstände 
sind einerseits auf den durchschnittlich hohen Was- 
seranteil der Abfälle, zum anderen auf eine ungenü- 
gende Auslastung der Kapazitäten — die wiederum 
von der Höhe des Verbrennungspreises abhängt — 
zurückzuführen. Mineralölhaltige Abfälle mit ge- 
ringem Altölanteil müssen, sofern sie in großen 
Mengen beseitigt werden sollen, mit Stützfeuer ver- 
brannt werden, wenn die gesammelten wenig ver- 
unreinigten Altöle mengenmäßig so gering sind, 
daß sie diese Funktion nicht übernehmen können. 
Viele Verbrenner konnten nur ein kleines Aufkom- 
men an gut brennbaren, wenig verunreinigten Alt- 
ölen sammeln, was bei ihnen zu sehr hohen Kosten 
für die Fremdstoffverbrennung führt. Eine Kosten- 
senkung wäre möglich, wenn die Verbrennungsanla- 
gen ihr Aufkommen an wenig verunreinigtem Alt- 
öl steigern könnten, um damit gleichzeitig den Ener- 
giebedarf der Stützfeuerung zu bestreiten. Dies 
scheint jedoch aus folgenden Gründen nur in Gren- 
zen möglich: 

— Das verfügbare wenig verunreinigte Altöl wird 
fast ausschließlich von den Zweitraffinerien er- 
faßt, die bei den Anfallstellen schon seit Jahr- 
zehnten eingeführt sind. Die Verbrennungsfir- 
men, die ihre Anlagen erst seit kurzem errichtet 
haben, haben es deshalb schwer, in den „Altöl- 
markt" einzudringen. 

— Ist der Betreiber einer Verbrennungsanlage 
gleichzeitig Betreiber einer Zweitraffinerie, wird 
er aus wirtschaftlichen Gründen Altöle vorzugs- 
weise aufarbeiten. 

— Die Sammelorganisationen der Verbrennungs- 
firmen sind ungenügend ausgebaut. 

Eine bedeutsame Senkung der Kosten für die Besei- 
tigung der Fremstoffbestandteile von Altöl-Wasser- 


gemischen und Altölemulsionen läßt sich erreichen, 
wenn der Verbrennung Spaltanlagen für Altölemul- 
sionen und Altöl-Wassergemische vorgeschaltet 
werden. In diesen Anlagen werden die Altölbestand- 
teile von den Fremdstoffen getrennt, und es fallen 
nur noch die verhältnismäßig geringen Altölbe- 
standteile zur Verbrennung oder anderweitiger Be- 
seitigung an. 

In der sogenannten Tauchbrenner- Verdampferan- 
lage werden sogar die Altölbestandteile in der An- 
lage selbst verbrannt, und somit endgültig beseitigt. 
Derartige Anlagen befinden sich bereits in einigen 
Großunternehmen (siehe Tabelle 14), jedoch noch 
nicht bei Pflichtsammlern im Einsatz. 

Die Betriebskosten für Emulsions-Trennanlagen 
(siehe Tabelle 14) machen nur ein Bruchteil dessen 
aus, was von vielen Pflichtsammlern z. Z. für die 
Fremdstoffbeseitigung verlangt wird. Wenn der- 
artige Spaltanlagen auch von den Pflichtsammlern 
installiert würden, könnten diese ihre Beseitigungs- 
kosten so stark senken, daß die ihnen zur ordnungs- 
gemäßen Beseitigung übergebenen Mengen an Altöl- 
Wassergemischen und Altölemulsionen ganz erheb- 
lich ansteigen würde. 

Die nach Ansicht der Altölbesitzer stärksten Fakto- 
ren gegen eine Ausweitung der Verbrennung von 
mineralölhaltigen Rückständen sind der hohe Preis 
für die Fremdstoffbeseitigung und die Frachtkosten, 
die für den Transport zu den Verbrennungsanlagen 
gezahlt werden müssen. Aus diesem Grund weicht 
man auf andere Beseitigungsverfahren, nämlich auf 
die Deponie und die Ableitung aus. 

Aufgrund ihrer Erfahrungen schätzen die Betreiber 
von Verbrennungsanlagen, daß von allen Anfragen 

20 bis 30 v. H. zu keiner, 

20 bis 40 v. H. nur zur vorübergehenden und le- 
diglich 

30 bis 40 v. H. zu regelmäßigen Anlieferungen 
von mineralölhaltigen Abfällen führen. 

Auffallend hinsichtlich der Preisgestaltung ist, daß 
die zur Übernahme auch von Altölen mit hohem 
Fremdstoffanteil verpflichteten Zweitraffinerien, die 
nur selten Verbrennungsanlagen besitzen, wesent- 
lich höhere Preise für die Fremdstoffbeseitigung ver- 
langen, als reine Verbrennungsbetriebe. 

Viele Altölbesitzer bezeichneten bei den Befragun- 
gen derartig hohe Preise als reine Abwehrpreise, 
die für sie unannehmbar seien. 

Es ist anzunehmen, daß die Zweitraffinerien ihre 
Transport- und Beseitigungskapazität nicht mit den 
für sie wirtschaftlich uninteressanten — weil nicht 
regenerierbaren — Altölen belasten wollen und des- 
wegen Abwehrpreise verlangen. 

Zur Erhöhung des Aufkommens der durch Verbren- 
nung zu beseitigenden Altölrückstände ist neben der 
bereits erwähnten Einführung der Nachweispflicht 
erforderlich: 

— die Preise für die .Fremdstoffbeseitigung beträcht- 
lich zu senken, was hauptsächlich durch Errich- 
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tung von Emulsions-Trennanlagen erreichbar ist, 
und 

— die Transportkosten durch räumlich gestreuten 
Aufbau neuer Verbrennungskapazitäten in An- 
passung an die Hauptanfallstellen zu senken. 

2. 2.3.2. 2 Kommunale Müllverbrennungsanlagen 

Im Jahr 1969 waren in der Bundesrepublik Deutsch- 
land 26 Müllverbrennungsanlagen in Betrieb; zusätz- 
lich zum Hausmüll verbrannten von ihnen 

— 14 Industrieabfälle, 

— 12 Altöle, 

— 3 Klärschlamm. 

Von den zum selben Zeitpunkt bestehenden Kom- 
postierungsanlagen waren 6 mit Verbrennungsöfen 
ausgerüstet. Von diesen verbrannten 

— 5 Industrieabfälle, 

— 2 Altöle. 

Der immer größer werdende Anfall an Hausmüll 
mit steigendem Heizwert beschränkt zunehmend die 
Möglichkeit, Altöl in den Müllverbrennungsanlagen 
durchzusetzen. Die wegen der Schwankungen des 
Müllheizwertes teilweise erforderliche Stützfeuerung 
erfolgt selten mit Altöl, sondern bevorzugt mit Heiz- 
öl, Kohlenstaub und neuerdings auch Erdgas. 

Nach unseren Schätzungen wurden in den Müllver- 
brennungsanlagen 1969 etwa 7000 t öl (ohne Fremd- 
stoffanteile) verbrannt. Davon entfallen etwa 6000 t 
auf Altöl und ölhaltige Schlämme sowie etwa 
1000 t auf mehr oder weniger feste mineralölhaltige 
Abfälle (Putzlappen, Putzwolle, Ölbilder usw.). 

Die Müllverbrennungsanlagen beseitigen in erster 
Linie Rückstände von den Stadtreinigungsbetrieben 
und den Klärwerken. Anlieferungen aus der Indu- 
strie erfolgen nur in Ausnahmen. Insgesamt ist die 
Beseitigung mineralölhaltiger Rückstände in Müll- 
verbrennungsanlagen ohne große Bedeutung. 

2.2.3.3 Außerbetriebliche, gewerbliche Deponie 

Im Jahre 1969 gelangten 4000 t Altöl, 100 000 t 
AltÖl-Wassergemisch, 200 000 t Altölemulsion und 
140 000 t Altölschlamm zur Ablagerung auf Depo- 
nieanlagen (vgl. Tabelle 10). Wie aus Tabelle 11 er- 
sichtlich ist, wurden mit diesen Mengen insgesamt 
53 600 t Mineralöle abgelagert. Die deponierten 
mineralölhaltigen Abfälle stammen überwiegend 
aus der kommunalen und gewerblichen Reinigungs- 
wirtschaft. Neben den Altölemulsionen der Industrie 
handelt es sich um Altölwassergemische und Altöl- 
schlämme aus der Benzin- und Ölabscheiderreini- 
gung, Rückstände aus der Tankreinigung und um 
ölverschmutzte Erde aus Ölunfällen. Uber die An- 
zahl der Deponieanlagen, auf denen mineralölhaltige 
Abfälle abgelagert werden, gibt es keine verläß- 
lichen amtlichen Erhebungsergebnisse. 

Da nur für wenig verunreinigtes Altöl die kosten- 
lose Abholung erfolgt und nur wenige Pflichtsamm- 
ler ein niedriges Entgelt für die Fremdstoffbeseiti- 
gung verlangen, verbleibt neben der Ableitung nur 


die Deponie als kostengünstige Beseitigungsmög- 
lichkeit für die Altölbesitzer, wenn sie die mineral- 
ölhaltigen Abfälle nicht selbst beseitigen. 

Da die Mengen der durch Regenerierung und Ver- 
brennung beseitigten mineralölhaltigen Abfälle 
bekannt sind, können auch die zur Ablagerung auf 
Deponien gelangenden Mengen hinreichend genau 
ermittelt werden. Es handelt sich dabei — wie wei- 
ter vorn dargelegt wurde — um große Mengen, und 
es muß deshalb wesentlich mehr Deponien geben, 
als aus Umfragen und offiziellen Verlautbarungen 
zu schließen ist. Wegen der hohen Transportkosten 
kann man die mineralölhaltigen Abfälle auch nicht 
auf weniger Deponien konzentrieren. Wenn die Zahl 
der anhand von Umfragen ermittelten Deponien sehr 
niedrig ausfällt, so kann dies ein Zeichen dafür sein, 
daß es sich bei den übrigen betriebenen Deponien 
um unzulängliche, den einschlägigen Vorschriften 
nicht entsprechende Anlagen handelt. Dies dürfte 
auch der Grund dafür sein, daß trotz der gesetzlichen 
Möglichkeit keine Anträge auf Bezuschussung der 
auf Deponien abgelagerten Altöle gestellt wurden. 

In einer vom Bundesgesundheitsamt (Zentralstelle 
für Abfallbeseitigung) durchgeführten Befragungs- 
aktion, in welcher 340 Gemeinden mit insgesamt 
rd. 18 Millionen Einwohnern erfaßt wurden, beant- 
worteten nur 1 1 Gemeinden die Frage, ob sie Altöl 
und Altölemulsionen auf ihren Mülldeponien ab- 
lagern, positiv. Auf diesen Deponien wurden jährlich 
0,006 m 3 /Kopf und insgesamt nur 11 544 m 3 mineral- 
ölhaltige Abfälle (einschließlich Fremdstoffe) abge- 
lagert. Durch Hochrechnung ergibt sich daraus für 
die gesamte Bundesrepublik Deutschland eine 
Menge von weniger als 40 000 m 3 . Ein derartiges 
Ergebnis einer solchen Erhebung ist nicht plausibel. 

Trotzdem dürfte dieser Erhebung nicht jede Aus- 
sagekraft fehlen. 

Rechnet man nämlich die in den Einzugsbereichen 
der 11 Deponien angelieferte Menge von 0,016 m 3 
pro Kopf der Bevölkerung auf die Gesamtbevölke- 
rung der Bundesrepublik Deutschland hoch, dann er- 
hält man mit rd. 950 000 m 3 eine plausiblere Größe 
für die Deponiemenge. Die auf ähnliche Weise er- 
mittelte wahrscheinliche Gesamtzahl der Deponien 
für mineralölhaltige Abfälle dürfte mit ca. 1000 eher 
realistisch sein. 

Die im Rahmen dieser Untersuchung bei den zustän- 
digen Länderbehörden durchgeführten Erhebungen 
über die offiziell zur Deponierung mineralölhaltiger 
Abfälle zugelassenen Deponieanlagen erbrachten 
wenig verläßliche Ergebnisse. Den Landesbehörden 
waren außer den wenigen behördlich genehmigten 
Deponien keine Deponieanlagen bekannt, auf denen 
mineralölhaltige Abfälle abgelagert werden; es 
wurde verlautet, daß flüssige mineralölhaltige Ab- 
fälle zu den Abfallarten gehören, deren Deponie 
in der Regel offiziell nicht genehmigt werden würde. 
Im Rahmen der Primärerhebung wurde jedoch in 
fast allen Bundesländern eine Reihe von Fällen be- 
kannt, wo mineralölhaltige Abfälle, wie Altölemul- 
sion, Altöl-Wassergemische, Altölschlämme und 
ölerde, mit behördlicher Ausnahmegenehmigung 
deponiert werden durften. Die Genehmigungen wa- 
ren von Kreisbehörden ausgestellt worden. 
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Noch größer war die Zahl der Fälle, in denen die 
Deponie mit Duldung der zuständigen Behörden 
betrieben wurde, weil — so die Begründung — an- 
derweitige Beseitigungskapazitäten nicht vorhanden 
seien. 

Aufgrund der Untersuchungsergebnisse schätzen 
wir, daß die Zahl der Deponien, auf denen mineral- 
ölhaltige Abfälle abgelagert sind, etwa der Zahl der 
kreisfreien Städte und der Landkreise entspricht. Das 
würde bedeuten, daß in der Bundesrepublik Deutsch- 
land auf etwa 600 kommunalen Mülldeponieanlagen 
flüssige mineralölhaltige Abfälle abgelagert werden. 
Nimmt man die Zahl der betriebseigenen und der 
übrigen privatgewerblichen Deponien mit 200 bis 
400 an, so beläuft sich die Gesamtzahl der Deponie- 
anlagen für Mineralölabfälle auf etwa 800 bis 1000. 
Die rechnerisch ermittelbare durchschnittliche Menge 
der je Deponie abgelagerten mineralölhaltigen Ab- 
fälle ergibt sich zu 454 t/Jahr. 

Es wäre jedoch sinnvoll, für die einzelnen Regionen 
der Bundesrepublik Deutschland und für die Ge- 
meinden und Kreise nach Größenklassen abzustufen, 
da in den Ballungsräumen sehr viel größere Mengen 
abgelagert werden. 

Es ist notwendig, die Ablagerung mineralölhaltiger 
Abfälle auf Deponieanlagen gesondert und tiefer- 
gehend zu untersuchen. 

Auf dem Wege umfassender schriftlicher Erhebungen 
bei 

— kommunalen Reinigungsämtern, 

— privaten Industrie- und Tankreinigungsfirmen, 

— zuständigen Landkreisbehörden bzw. Regierungs- 
präsidenten 

sollte ermittelt werden, 

— wo Mülldeponieanlagen betrieben werden, auf 
denen mineralölhaltige Abfälle abgelagert wer- 
den, 

— welche mineralölhaltigen Abfälle in welchen 
Mengen dort deponiert werden, 

— inwieweit diese Abfälle durch schadlose Verfah- 
ren (Spaltung, Verbrennen) beseitigt werden 
können, 

— inwieweit die Errichtung überbetrieblicher Be- 
seitigungsanlagen (Dekantier- und Spaltanlagen, 
Verbrennungsbetriebe) zur schadlosen Beseiti- 
gung mineralölhaltiger Abfälle notwendig ist. 


3 Auswirkungen des Altölgesetzes auf die 
schadlose Beseitigung mineralölhaltiger 
Abfälle 

Das Altölgesetz, das seit Beginn das Jahres 1969 in 
Kraft ist, ist bislang nur als Instrument zur wirt- 
schaftlichen Sicherung der Altölbeseitigung gehand- 
habt worden. 

Durch die Bezuschussung aus dem Altölfonds wird 
die Wirtschaftlichkeit der Altölbeseitigung bei den 
Pflichtsammlern sichergestellt. Dadurch bewirkte das 


Altölgesetz, daß die zur außerbetrieblichen Beseiti- 
gung angebotenen gut regenerierbaren Altöle weit- 
gehend ohne Schwierigkeiten durch die Sammel- 
organisation der Pflichtsammler aufgenommen wur- 
den. 

Das Altölgesetz hatte bislang jedoch keinen aus- 
reichenden Einfluß auf die Erhöhung des Altölauf- 
kommens und die Zunahme der schadlosen Beseiti- 
gung der anfallenden mineralölhaltigen Abfälle; 
denn auch schon vor Inkrafttreten der Abholpflicht 
am 1. Juli 1969 hat ein starker Wettbewerb der 
Sammler um das gut regenerierbare Altöl bestanden. 

Weiterhin sieht die derzeitige gesetzliche Regelung 
nicht vor, auch die mineralölhaltigen Abfälle mit 
überwiegendem Fremdstoffanteil durch einen An- 
spruch auf kostenlose Abholung der schadlosen Be- 
seitigung zuzuführen. Das Gesetz gewährt nur einen 
Rechtsanspruch auf die kostenlose Abholung von 
Altölen mit einem Fremdstoffanteil bis zu 10 v. H. 
Nur die Beseitigung der Ölbestandteile der mineral- 
ölhaltigen Abfälle, wie Altölwassergemisch, Altöl- 
emulsion und Ölschlamm (plus einer lOprozentigen 
Fremdstoffpauschale), wird nach der jetzigen Rege- 
lung bezuschußt. Aus den gewährten Zuschüssen 
können die tatsächlichen Beseitigungskosten für die 
über 10 v. H. hinausgehenden Fremdstoffe wegen 
des relativ geringen Ölgehaltes jedoch nicht gedeckt 
werden. 

Wegen der meistens überhöhten Preisforderungen 
der Pflichtsammler für die Beseitigung der Fremd- 
stoffe (im allgemeinen 75 bis 150 DM/t) verlangen 
nur die Altölbesitzer in den wenigen Regionen mit 
niedrigen Preisen die Abholung mineralölhaltiger 
Abfälle mit hohem Fremdstoffanteil. Die hohen 
Beseitigungskosten betragen meistens ein Vielfaches 
der Gestehungskosten für die Emulsionen. 

Bei Pflichtsammlern mit hohen Preisforderungen für 
die Fremdstoffbeseitigung war meistens überhaupt 
kein Aufkommen an mineralölhaltigen Rückständen 
mit überwiegendem Fremdstoffanteil zu verzeich- 
nen. Entsprechende Beseitigungsanlagen waren nicht 
vorhanden oder wurden nicht betrieben. Dagegen 
waren beträchtliche Mengen schadlos beseitigter 
Altölemulsionen und Altölwassergemische in sol- 
chen Regionen zu verzeichnen, in denen die Pflicht- 
sammler nur etwa 30 DM/t für die Beseitigung von 
Wasser verlangten. Allgemein gesehen blieb die 
bereits vorhandene Sammelorganisation der Pflicht- 
sammler weiterhin fast ausschließlich auf die Samm- 
lung gut regenerierbaren Altöls ausgerichtet. 

Lediglich die Bezuschussung der Verbrennung von 
Altöl hat bislang einen wesentlichen Einfluß auf die 
Erhöhung des Aufkommens von mineralölhaltigen 
Abfällen mit überwiegendem Fremdstoffanteil ge- 
habt. Einige Altölverbrenner haben ihre Preise für 
die Beseitigung der Wasseranteile niedrig angesetzt 
und große Mengen von Altölemulsionen und Altöl- 
Wassergemischen schadlos mit beseitigt. Da die 
Wasserbeimischung bei der Ölverbrennung jedoch 
nur etwa 50 v. H. betragen kann und die gesamte 
verbrannte Altölmenge um ein Vielfaches geringer 
ist, als die stark wasserhaltigen mineralölhaltigen 
Abfälle, wird es über diesen Beseitigungsweg nicht 
zu einer Problemlösung kommen können. Technisch 
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ist die Beseitigung von Altölemulsion und Altöl- 
Wassergemisch auch bei der Destillation des Altöls 
in den Altölraffinerien möglich. Wieweit dies jedoch 
wirtschaftlich ist und entsprechende Kapazitäten ver- 
fügbar sind, wurde während der Untersuchung nicht 
bekannt. 

Die Durchführungsverordnung zu § 6 des Altölge- 
setzes ist bislang noch nicht in Kraft gesetzt worden. 

Um die allgemeine Überwachung des Verbleibs von 
Altöl zu ermöglichen, sollte die Nachweispflicht 
trotz der Einschränkung ihres Eingreifens {Fremd- 
stoffanteil unter 10 v. H. oder Verlangen der Ab- 
holung durch Pflichtsammler) *) und trotz der nur 
schwer realisierbaren Kontrolle, in Kraft gesetzt 
werden; denn eine wirksame Überwachung des Ver- 
bleibs mineralölhaltiger Abfälle wird zu einer erheb- 
lichen Verringerung der umweltschädlich abgelager- 
ten und abgeleiteten mineralölhaltigen Abfälle füh- 
ren. Dies trifft in jedem Falle für diejenigen Mengen 
zu, die durch Großbetriebe und große Kommunen 
abgelagert und abgeleitet werden. 

Die Einführung der Nachweispflicht wird den verant- 
wortlichen Altölbesitzern klarmachen, daß es den 
Behörden mit der schadlosen Beseitigung mineralöl- 
haltiger Abfälle ernst ist. Die Altölbesitzer werden 
dann in weit stärkerem Maße darauf achten, daß die 
anfallenden mineralölhaltigen Abfälle der ordnungs- 
gemäßen Beseitigung zugeführt werden. 

Es ist zu erwarten, daß daraufhin durch die Metall- 
industrie vermehrt eigene Emulsionsspaltanlagen 
errichtet werden, soweit dies für sie wirtschaftlicher 
ist. 

Ein weiterer Effekt der Einführung der Nachweis- 
pflicht könnte darin liegen, daß die Unternehmer 
bei der Auswahl der mit der Beseitigung beauftrag- 
ten Unternehmen sorgfältiger Vorgehen. Im Laufe 
der Untersuchung wurden einige Fälle bekannt, in 
denen Industriefirmen wegen niedrigerer Preise 
Firmen mit der Beseitigung beauftragten, von denen 
sie mit Sicherheit annehmen konnten bzw. wußten, 
daß diese die mineralölhaltigen Abfälle nicht schad- 
los beseitigen, sondern umweltschädlich ablagem 
oder ableiten. 

Hier muß jedoch die Einschränkung gemacht werden, 
daß sich die Nachweispflicht erst längerfristig gün- 
stig auswirken wird. 

Der § 6 des Altölgesetzes führt infolge seiner nicht 
zweifelsfreien Formulierung des Eingreifens der 
Nachweispflicht bei den Altölbesitzern zu Unklar- 
heiten darüber, ob sie der Nachweispflicht unter- 
liegen oder nicht. 

Es ist in diesem Zusammenhang auch darauf hinzu- 
weisen, daß eine Reihe von Unternehmen unzurei- 
chende billige Anlagen zur Emulsions- und Ölwas- 
sergemischspaltung installiert haben, um im Kon- 
trollfalle entsprechende Anlagen vorweisen zu kön- 
nen. Wegen der meist sehr hohen Betriebskosten 
bzw. Beseitigungskosten und der häufig zu kleinen 
Kapazität derartiger Spaltanlagen werden jedoch 
größere Mengen mineralölhaltiger Abfälle weiterhin 


*) vgl. § 6 Altölgesetz vom 23. Dezember 1968 


in die Kanalisation oder in Boden und Gewässer 
abgeleitet. 

Die Betroffenen gehen häufig irrtümlich davon aus, 
daß ihre mineralölhaltigen Abfälle wie Altöl-Was- 
sergemische und Altölschlämme aus Waschanlagen, 
Filtern, Abscheidern und Kläranlagen nicht der 
Nachweispflicht unterliegen. 

Die Bedingtheit des Eingreifens der Nachweispflicht, 
d. h. die Verpflichtung zum Nachweis des Verbleibs 
der Altölrückstände nur in den Fällen, in denen die 
Abholung nicht verlangt wird oder der Fremdstoff- 
anteil größer als 10 v. H. ist, wird auch dazu führen, 
daß eine Reihe von Unternehmen die Nachweis- 
pflicht zu umgehen sucht. Aus den schriftlichen Er- 
hebungen ist deutlich zu erkennen, daß diejenigen 
Betriebe, die die Formulierung des § 6 kennen, für 
den Fremdstoffanteil ihres Altöls einen Wert an- 
geben, der nicht über dem zulässigen Anteil liegt; 
im übrigen würde die Abholung der Altöle verlangt. 

Die Besitzer mineralölhaltiger Abfälle wählen in 
aller Regel die für sie kostengünstigere Alternative 
der Deponie. Dies hat auch dazu geführt, daß es bis 
heute, abgesehen von wenigen Ausnahmen, 
noch nicht zur Errichtung der notwendigen Kapazi- 
täten der Spaltung von Emulsionen und Ölwasser- 
gemischen gekommen ist. 

Zur Lösung dieses Problems sollten auch die Mög- 
lichkeiten des Altölgesetzes zur Überwachung des 
Verbleibs von Altöl (§ 6, Nachweispflicht, und § 7, 
Überwachung) genutzt werden. Zu diesem Zwecke 
müßte durch die Kontrollorgane zuerst die Schlie- 
ßung der unzulänglichen Deponieranlagen und die 
Durchsetzung des Verbots der Ablagerung von mi- 
neralölhaltigen Abfällen auf Mülldeponie erreicht 
werden. Auf diese Weise kann die Ablagerung auf 
unzulängliche Deponieanlagen schnell und nach- 
haltig verhindert werden. 

Der schadlosen Beseitigung und der Durchführung 
der Kontrolle würde es sehr zugute kommen, weng 
die mineralölhaltigen Abfälle zur außerbetrieblichen 
Beseitigung nur an autorisierte, eventuell im Rah- 
men der Nachweispflicht vom Bundesamt für ge- 
werbliche Wirtschaft zu benennende Firmen abgege- 
ben werden dürfen. 

Die Untersuchungsergebnisse lassen den Schluß zu, 
daß die Menge der umweltschädlich abgelagerten 
und abgeleiteten mineralölhaltigen Abfälle auf ein 
erträgliches Maß reduziert werden kann. Das setzt 
allerdings voraus, 

— daß die Nachweispflicht umgehend in Kraft ge- 
setzt wird, 

— daß die Überwachung des Verbleibs von Altöl zu 
einem wirksamen Kontroll- und Steuerungsin- 
strument für die schadlose Beseitigung mineral- 
ölhaltiger Abfälle ausgebaut wird, 

— daß es zur Errichtung von speziellen — für die 
Beseitigung von Altölemulsionen und Altöl- 
Wassergemischen — besonders geeignete Besei- 
tigungsanlagen kommt und durch eine beträcht- 
liche Senkung der Beseitigungskosten ein Abbau 
der bestehenden Hemmnisse für die ordnungs- 
gemäße Beseitigung erreicht wird. 
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Wenn die Nachweispflicht zu entsprechenden Auf- 
kommenserhöhungen führt, werden die Beseiti- 
gungsanlagen bzw. -kapazitaten quantitativ nicht 
ausreichen. Die Errichtung dieser Anlagen muß dann 
von seiten der zuständigen Behörden befördert 
werden, indem diese bei der meistens schwierigen 
Standortgenehmigung in angemessener Weise be- 
hilflich ist. Standortprobleme sollten auch in Bal- 
lungsräumen nicht die Errichtung der Anlagen ver- 
hindern. 
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Standorte der Altöl-Beseitigungsanlagen 


Anlage 15 


°.o\ 


■ Aufbereitung 
A Verbrennung 

Aufbereitung und Verbrennung 




» Hamburg 


Gesellschaft für Umweltschutz 

▲ 14000 t 

West-Niedersächsische 
Verbrennungsgesellschaft 

▲ 10 000 t 


Rheinische Motorenöl 
22 476 t 


» Dedenhausen^ 


• Dortmund ^ 


\Rondorf • * Leverkusen 


Weiss & Co. 

| 5 281 t 
- Horst Fuhse 
| 7460 t 

' ASCALIA GmbH 
A 3 000 t 


^ A. Sengewald 
8 698 t 

P. Neuling KG „ 

■ 5 049 t 
Pintsch-Öl GmbH- 

■ 11 840 t 

• Haberland & Co. 

■ 79 051 t 

- Elektrizitätswerke 
Wesertal GmbH 
A 43 500 t 

Westfälische Mineralöl 
• 10032 t 
. Harpener AG 

■ 34 995 t 

- K. Pohlmann 

| 3 940 t 

. DOR-Mineralöl 
10 724 t 

. R. Buchen & Co. 

A 18 000 t 

- Widdig & Co. 

A 4 000 t 


• Han au 
' Frankfurt C 


Pintsch-Öl GmbH 
20 372 t 

- Südwestöl GmbH 
■ 5770 t 

- Südhessische 
Verbrennungsgesellschaft 
A 20 000 t 

, Durbanolwerk 
10159 t 


* Nürnberg ^ 


> Landsweiler-Reden 


GEVA ^ / 

A 25 000 t / 





Südwestdeutsche 

Fernwärme GmbH 
▲ 4 500 t 



• Stuttgart \ 




• Eislingen <^\/U 


L Gesellschaft für i 

Tank- und Bodenschutz 

A 3 600 t 1 

Epple GmbH 

■ 10 720 t 3 

Südöl GmbH 1 

- 



• Hallberg-Moos 

• München v 
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Pflichtgebiete gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 1 des Altölgesetzes 
der Altöl-Aufarbeitungsunternehmen 


Anlage 16 



DOR-Mineralöl 
Harpener AG 
Westfälische Mineralöl 
Rheinische Motorenöl 


Epple GmbH 
Südöl GmbH 


P. Neuling KG 


A. Sengewald 


Durbanolwerk 


Südwestöl GmbH 


Pintsch-Öl GmbH 
Hanau 


Weiss & Co. 
I H. Fuhse 


K. Pohlmann 


Pintsch-Öl GmbH 
Berlin 


Grenze 

Bundesländer 


Grenze 

Pflichtgebiete 
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Pflichtgebiete gemäß § 2 Abs. 2 Nr. 1 des Altölgesetzes 

der Altöl-Verbrennungsunternehmen Anlage 17 



IDOR-Mineralöl 
^Rheinische Motorenöl 
Westfälische Mineralöl 


ASCALI A-GmbH 


□ 


Durbanolwerk 

GSB 

jPintsch-öl GmbH 
R. Buchen & Co. 


9 R. Mayer 


Westniedersächsische 

Verbrennungsgesellschaft 


□: 


Gesellschaft für 
(Umweltschutz 


4 Elektrizitätswerke 
jWesertal GmbH 


Südwestdeutsche 
Fernwärme GmbH 


m 


Gesellschaft für 
iTank- und Bodenschutz 


□ Südhessische 

Verbrennungsgesellschaft 




Widdig & Co. 


Grenze 

Bundesländer 


Grenze 

Pflichtgebiete 
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